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Sie lesen in dieser Ausgabe

2015 war ein ereignisreiches
Jahr mit vielen Krisen - von
Griechenland überdie Ukraine
bis zur Flüchtlingssituation.
Doch gerade auf diesem Feld
erschließt sich dem Beobach-
ter eine neue Perspektive auf
Deutschlands Stärke in Eu-
ropa und welchen positiven 
Effekt diese Kraft bringen
kann. Wenn der politische
Wille vorhanden ist. Seite 15
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KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss in München:

Verkehrspolitik 
und Digitalisierung

Ein ebenso informatives wie angeregtes Gespräch mit
Dorothee Bär, MdB, Parlamentarische Staatssekretärin
im Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur, zu aktuellen Entwicklungen in den Bereichen
Verkehr und Digitalisierung stand im Mittelpunkt der
jüngsten KPV-Landesvorstands- und Hauptausschuss-
Sitzung in München. Zuvor allerdings skizzierte Vorsit-
zender Landrat Stefan Rößle (Donau-Ries) die aktuelle
Lage in der Flüchtlingskrise. 

Wie Rößle darlegte, „hat die
KPV gut daran getan, sich recht-
zeitig beim Thema Asyl zu posi-
tionieren“. So habe man bereits in
der Vergangenheit für Grenzkon-
trollen, beschleunigte Asylverfah-
ren und eine konsequente Ab-
schiebung plädiert. Auch hätten
die CSU-Kommunalpolitiker Pro-
bleme beim Sozialen Wohnungs-
bau sowie die gerechte Vertei-
lung unbegleiteter minderjähriger
Flüchtlinge zur Sprache gebracht.
Zudem richte sich der Fokus auf
die Sprachförderung, einen besse-
ren Zugang zum Arbeitsmarkt so-
wie ein einheitliches und wirksa-
mes Registrierungssystem.

Personalkosten

„Die Kommunen kommen
auch in Zukunft nicht umhin, die
notwendige finanzielle Unter-
stützung einzufordern“, unter-
strich Rößle. Tatsache sei: „Der
Freistaat handelt verantwor-
tungsbewusst. Das ist nicht in al-
len Bundesländern so. Jedoch

bleiben wir in Summe auf den
Personalkosten sitzen und dies
nimmt mittlerweile Dimensio-
nen an, die sich negativ im
Kreishaushalt auswirken“, erläu-
terte der KPV-Vorsitzende. 

Verfahren beschleunigen!

In seinem Heimatlandkreis
Donau-Ries beispielsweise sei-

en 30 neue Stellen für die Jah-
re 2015/16 geschaffen worden,
was Personalkosten in Höhe von
2 Mio. Euro nach sich ziehe.

Tatsache sei aber auch, „dass
wir erst am Beginn eines Prozes-
ses stehen“, erklärte Rößle. Er
hegte die Befürchtung, „dass wir
das Tempo des Zuzugs nicht lan-
ge durchhalten werden“. Im Hin-
blick auf den Verfahrensablauf
müsse dringend etwas geschehen.
Zwar seien im Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge (BAMF)
4.000 neue Stellen geschaffen
worden, doch merke man davon
noch nichts. Rößle zufolge „muss
die Behörde nun schnellstens in
die Gänge kommen, damit Ver-
fahren endlich zügig abgewickelt
werden können“. 

Darüber hinaus gelte es, das

einheitliche Registrierungssy-
stem baldmöglichst in den Griff
zu bekommen. Sorge bereitet
dem Vorsitzenden auch das An-
reizsystem: „Rechtlich müssen
wir die Gelder auszahlen, was
aber auch dazu beiträgt, dass der
Zuzug nicht eingedämmt wird.“

Bundesverkehrswegeplan

Aufgrund sich ändernder poli-
tischer und verkehrlicher Rah-
menbedingungen sind die Instru-
mente der Bundesverkehrswege-
planung kontinuierlich zu über-
prüfen und weiterzuentwickeln.
Daher wurde im Koalitionsver-
trag 2009 die Aufgabe formu-
liert, eine neue Grundkonzeption
für die Bundesverkehrswegepla-
nung zu erarbeiten und Kriterien
zur Priorisierung von Verkehrs-
infrastrukturinvestitionen zu ent-
wickeln. 

„Die Arbeiten dazu münden in
einen neuen Bundesverkehrswe-
geplan (BVWP), der die Version
von 2003 ablöst und - etwas zeit-
verzögert - im Februar 2016 vor-
gelegt wird und bis 2030 gelten

(Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Bürgerpreis 2015:

Kulturelle Werte stärken
Zum 13. Mal hat der Deutsche Bürgerpreis der In-
itiative „für mich. für uns. für alle.“ ehrenamtliches
Engagement in Deutschland gewürdigt. Unter dem
Jahresthema „Kultur leben – Horizonte erweitern“
wurden in Berlin insgesamt zehn Preisträger mit der
begehrten Auszeichnung geehrt, darunter zwei Pro-
jekte aus Bayern. Die Initiative ist ein Bündnis aus en-
gagierten Bundestagsabgeordneten, den Sparkassen,
den Städten, Landkreisen und Gemeinden. 

In der Kategorie „Engagierte
Unternehmer: Integration durch
Musik“ ging der 1. Preis an Erik
Berthold aus Weßling in Oberbay-
ern. Der Inhaber eines Musikla-
dens gibt kostenlose Workshops
für Kinder mit oder ohne Behin-
derung. Darüber hinaus organi-
siert er regelmäßig Konzerte mit
Profi- und jungen Musikern. Die
Erlöse gehen an die Künstler
selbst oder werden gespendet. Be-
reits 2007 begann der Folk-Musi-
ker, eine Kleinkunstszene zu eta-
blieren. Bertholds Preis ist mit
5.000 Euro dotiert. Er will von
dem Geld die erste öffentliche E-
Ladestation in Weßling einrichten.

Das Video von „Wolle, Wiwi
und Wawa auf der Suche nach
Wuwu“ überzeugte das Publikum
im Internet: Mit weit über 2.000
Stimmen entschied das Projekt
aus Bayern den Publikumspreis
Video Award für sich. 

Das gleichnamige Kinderbuch

wurde von Kindern der Elisabeth-
schule der Lebenshilfe Aichach-
Friedberg – einer Schule für Kin-
der mit speziellem Förderbedarf –
gestaltet. Das Buch war solch ein
Erfolg, dass sich insgesamt rund
100 Ehrenamtliche, darunter 80
Schüler von drei Schulen sowie
Künstler, Choreographen und
Schauspieler daran machten, das
Buch zu vertonen und ein Musical
daraus zu entwickeln.

Sie organisierten sich in ver-
schiedenen Arbeitsgruppen, bei-
spielsweise im Bereich Technik,
Bühnenbild, Orchester, Tanz und
Gesang. Das Musical hatte Ende
Juni Uraufführung und war restlos
ausverkauft.

Zu den Erfolgen zählt, dass
Schüler anderer Schulen, aber auch
beteiligte Erwachsene Berührungs-
ängste gegenüber Menschen mit
geistiger und/oder körperlicher 
Beeinträchtigung abbauen konn-
ten und zu einer festen Gruppe 

zusammengewachsen sind.
Laudator Peter Altmaier, Chef

des Bundeskanzleramtes und
Bundesminister für besondere
Aufgaben, zeigte sich beeindruckt
von der Vielfalt der Engagements:
„Besonders in diesem Jahr wird
deutlich, wie überaus engagierte
Bürgerinnen und Bürger allerorts
den Zusammenhalt in unserem
Land stärken. Mit ihrem gesell-
schaftlichen Einsatz helfen sie z.
B. bei der Aufnahme, Betreuung
und Integration von Flüchtlingen –
und bringen so Menschen unter-
schiedlicher Kulturen zusammen.
Dieses Engagement zu ehren, ist
eine bedeutende Aufgabe.“

Der Deutsche Bürgerpreis zeich-
nete in diesem Jahr Personen und
Projekte aus, die kulturelle Werte
stärken und Menschen unter dem
Leitstern der Kultur vereinen. Da-
von profitiere vor allem auch der
ländliche Raum, betonte Georg Fah-
renschon, Präsident des Deutschen
Sparkassen- und Giroverbandes. 

Insgesamt haben sich rund 2.300
Engagierte um den Deutschen Bür-
gerpreis 2015 beworben. In diesem
Jahr wurden über 440.000 Euro an
zweckgebundenen Preisgeldern
vergeben. Allein 40.000 Euro erhal-
ten die Preisträger des nationalen
Wettbewerbs. Diese Mittel fließen
in die Fortführung und Erweiterung
der prämierten Engagements. DK

Präsidiumssitzung des Deutschen Städtetags:

Kommunen nicht
überfordern!

Seit Monaten leisten Städte hierzulande hervorragen-
de Arbeit, um Menschen bei sich aufzunehmen und zu
versorgen, die vor Krieg oder politischer Verfolgung
nach Deutschland fliehen. Gleichzeitig sind vielerorts
Unterbringungsmöglichkeiten erschöpft und Grenzen
der Leistungsfähigkeit erreicht. Präsidium und
Hauptausschuss des Deutschen Städtetages forderten
deshalb in Hamburg, die Flüchtlingszuwanderung
Richtung Deutschland müsse besser gesteuert und ins-
gesamt deutlich verringert werden.

Hierzu wurde folgender Forde-
rungskatalog verabschiedet:
1. Die Zuwanderung von Flücht-
lingen nach Europa wird erst
dann deutlich nachlassen, wenn
es gelingt, die kriegerischen Aus-
einandersetzungen in Syrien, im
Irak, in Afghanistan und anderen
Ländern zu beenden. Bis es dazu
kommen kann, muss die sichere

Schritte zu einem frühzeitigen
Abschluss unbegründeter Asyl-
begehren und zu einer effektiver-
en Rückführung der betreffenden
Personen gesehen. Positiv ist die
Bereitschaft der Bundeswehr, im
Rahmen der Aktion „Helfende
Hände“ auch die Kommunalver-
waltungen wirkungsvoll bei der
Bewältigung der Flüchtlingszu-
wanderung zu unterstützen und in
umfassender Weise bei der Regi-
strierung und Bereitstellung von
Erstunterbringungsmöglichkeiten
von Flüchtlingen zu helfen.
3. Dreh- und Angelpunkt bei der
raschen Klärung des Bleiberechts-
status von Asylbewerbern und
Flüchtlingen bleiben die Entschei-
derkapazitäten beim Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge
(BAMF). Nachdem die dringend
erforderliche Aufstockung der
Personalkapazitäten des BAMF

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Liebe Leserinnen und Leser!

Zu Weihnachten wünschen wir Ihnen 
frohe, besinnliche Festtage 

und für das neue Jahr das Allerbeste!

Redaktion und Geschäftsleitung
der Bayerischen GemeindeZeitung

Aufnahme in den Nachbarlän-
dern Vorrang vor jeder Weiterlei-
tung von Flüchtlingen behalten
(Stabilisierung vor Ort). Die Bun-
desregierung bleibt aufgefordert,
ihren Einfluss geltend zu machen,
dass eine für die Flüchtlinge an-
nehmbare Unterbringung in den
relevanten Nachbarländern gesi-
chert ist. Des Weiteren muss es
dringend zu einer Verständigung
über eine wirksame Steuerung
und Reduzierung des Flüchtlings-
zustroms auf der Westbalkanrou-
te und über eine angemessene
Verteilung der Flüchtlinge in der
Europäischen Union kommen.
2. Der Hauptausschuss des Deut-
schen Städtetages begrüßt die in
den Asylpaketen 1 und 2 auf den
Weg gebrachten Maßnahmen zu
einer wirksamen Steuerung und
Reduzierung der Zuwanderung
von Flüchtlingen auf nationaler
Ebene. Darin werden geeignete
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Bürgermeister Johann Springer
84375 Kirchdorf a. Inn

am 5.1.

Bürgermeister Johann Wiesmaier
85447 Fraunberg

am 7.1.

Bürgermeister Erwin Goßner
86845 Großaitingen

am 10.1.

Bürgermeister Christian Ruh
88131 Bodolz

am 11.1.

Bürgermeister Franz Tauber
95694 Mehlmeisel

am 11.1.

Bürgermeister Wolfgang Kilian
86655 Harburg (Schwaben)

am 12.1.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Baumann

89446 Ziertheim
am 21.12.

Bürgermeister Ulrich Müller
89426 Wittislingen

am 26.12.

Bürgermeister Franz Erl
87494 Rückholz

am 28.12.

Bürgermeister
Georg Hatzesberger

94529 Aicha vorm Wald
am 30.12.

Bürgermeister
Franz Xaver Steininger

94227 Zwiesel
am 30.12.

Bürgermeister 
Dr Werner Knaier

97353 Wiesentheid
am 3.1.

Bürgermeister
Thomas Zachmayer

93354 Biburg
am 6.1.

Bürgermeister Alfred Paulus
93349 Mindelstetten

am 18.1.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Richard Roos

97839 Esselbach
am 24.12.

Bürgermeister Franz Müller
93470 Lohberg

am 28.12.

Bürgermeister Franz Langer
94575 Windorf

am 30.12.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ben Schwarz

91166 Georgensgmünd
am 9.1.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Marco Kistner

90587 Veitsbronn
am 7.1.

Bürgermeister Florian Kraft
91359 Leutenbach

am 10.1.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Maximilian Streif

87669 Rieden a. Forggensee
am 26.12.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Paul Steins

91099 Poxdorf
am 2.1.

Bürgermeister Kaspar Rager
87656 Germaringen

am 4.1.

Bürgermeister Theodor Gärtner
97780 Gössenheim

am 16.1.

Bürgermeister Ernst Joßberger
97261 Güntersleben

am 18.1.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Wolfgang Grubwinkler
84307 Eggenfelden

am 24.12.

Bürgermeister Karl Obermeier
94501 Aidenbach

am 28.12.

Bürgermeister Manfred Menhard
86937 Scheuring

am 29.12.

Bürgermeister Walter Hasl
91792 Ellingen

am 1.1.

Landrat Herbert Eckstein
91154 Roth

am 7.1.

Bürgermeisterin
Anita Feuerbach

97299 Zell am Main
am 14.1.

Bürgermeister
Siegfried Ständecke

97513 Michelau i. Steigerwald
am 19.1.

Bürgermeister
Karl-Heinz Schöffer

97907 Hasloch
am 19.1.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Wolfgang Lindmeier
94127 Neuburg am Inn

am 20.12.

Bürgermeister Stefan Lenz
89420 Höchstädt

am 21.12.

Bürgermeister Konrad Kienle
87538 Balderschwang

am 22.12.

Bürgermeisterin Barbara Bogner
82054 Sauerlach

am 24.12.

Bürgermeister
Michael Hausperger

84564 Oberbergkirchen
am 29.12.

Bürgermeister Albin Dietrich
94557 Niederalteich

am 1.1.

Bürgermeister Helmut Roßkopf
86562 Berg im Gau

am 3.1.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Nachtragsetat 2016
verabschiedet

Kommunen erhalten 
8,56 Milliarden Euro Finanzzuweisungen

Mit den Stimmen der CSU-Regierungsfraktion hat der Landtag
in der vorletzten Plenarsitzung des Jahres den Nachtragshaus-
halt 2016 verabschiedet. Er sieht eine Erhöhung der staatlichen
Gesamtausgaben auf den Rekordwert von 55,7 Milliarden Euro
vor. Dies entspricht einer Steigerungsrate von 9,2% gegenüber
dem aktuellen Haushalt. Davon entfallen jetzt 3,3 Milliarden
Euro auf die Flüchtlingspolitik. In die Kassen der Kommunen
fließen 8,56 Milliarden Euro,273 Millionen mehr als 2015.

In seiner Erläuterung des Zah-
lenwerks verwies Finanzmini-
ster Markus Söder auf die enor-
men Herausforderungen im
nächsten Jahr, die der Freistaat
aus eigener Kraft ohne die Auf-
nahme neuer Schulden bewälti-
gen könne. Bei den Aufwendun-
gen für die Flüchtlingspolitik
würden 1,3 Milliarden Euro aus
den Rücklagen entnommen.
Aufgrund der vernünftigen und

soliden Haushaltspolitik könne
man auch einen substanziellen
Beitrag für die Integration von
Flüchtlingen leisten. 

5.449 neue Stellen

Darüber hinaus schaffe der
Freistaat 5.449 neue Stellen, vor
allem in Schulen und in der 
Verwaltung. Der Wohnungsbau
werde mit 650 Millionen Euro

unterstützt. Ebenso nehme das
Sicherheitspaket eine ganz zen-
trale Rolle im Nachtragsetat ein.

Strukturschwäche

Der Finanzminister verwies
erneut auf die große Bedeutung
der Kommunen die nächstes
Jahr mit der Rekordsumme von
8,56 Milliarden Euro bedacht
würden. Dies sei ein emsthafter,
wuchtiger und richtiger Beitrag
für die Bevölkerung Bayerns,
mit dem man auch den Men-
schen in den strukturschwachen
Regionen helfe. In der Flücht-
lingspolitik sei der Freistaat von
Anfang an Partner der Kommu-
nen, betonte Söder. Beim Kom-
munalen Finanzausgleich sei ei-
ne Neustrukturierung der Ge-
meindefinanzen vorgenommen
worden. Damit bringe man die
Infrastruktur im ländlichen
Raum voran.

Massive Unterstützung

Der CSU-Haushaltsexperte
Martin Bachhuber lobte den
Nachtragshaushalt und bezeich-
nete ihn als „massive Unterstüt-
zung“ der Kommunen. Fast 6,2
Milliarden Euro könnten diese
für freiwillige Aufgaben verwen-
den, 3,23 Milliarden Euro stün-
den in 2016 für Schlüsselzuwei-
sungen zur Verfügung. Der An-
satz der Bedarfszuweisungen
werde auf 150 Millionen Euro
erhöht. Schließlich würden die
Bezirke mit 650 Millionen Euro
an Zuweisungen bedacht. Eine
derartige Unterstützung der
Kommunen sei beispiellos im
Bundesvergleich, erklärte  Bach-
huber abschließend.

Integration 

Bei der Opposition erntete der
Nachtragsetat unterschiedliche
Kritik, Für die SPD hielt Haus-
haltssprecher Volkmar Halbleib
die Kurskorrektur der Staatsregie-
rung hinsichtlich der Integration
von Flüchtlingen und der Stärkung
des Zusammenhalts grundsätzlich
für richtig. Dabei würden die
Kommunen und die Ehrenamtli-
chen jedoch vernachlässigt. Sein
Parteikollege Günther Knoblauch
bemängelte ebenfalls die zu gerin-
ge Berücksichtigung der Kommu-
nen im Nachtragshaushalt. Diese
müssten durch den Finanzaus-
gleich eine Milliarde Euro mehr
erhalten.

Unbegleitete Jugendliche

Alexander Muthmann (FW)
sieht die Flüchtlinge und Asylan-
ten angemessen berücksichtigt.
Die Integration von Menschen
sei in Bayern besonders gut ge-
lungen. Der FW-Politiker mahn-
te jedoch zu einer wirtschaftli-
chen Haushaltsführung. In die-
sem Zusammenhang führte er
die zu hohen Kosten für ca
14.000 unbegleitete Jugendliche
an. Hier müsse der Freistaat zu-
sammen mit den Kommunen ein
vernünftiges System entwickeln.
Darüber hinaus gelinge Integra-
tion vor Ort nur mit Hilfe von
Ehrenamtlichen.

Die Grünen-Abgeordnete Clau-
dia Stamm übte heftige Kritik an
den viel zu hohen Staatsausgaben,
die sich seit 2008 um 60% erhöht
hätten. Die Staatsregierung mache
eine unzulässige Politik zu Lasten
der Schwachen. Dies geschehe
auch auf Kosten der Städte und
Gemeinden, die bei der Verteilung
der Steuereinnahmen nicht ausrei-
chend beteiligt würden. Außer-
dem sei der Haushaltsentwurf
nicht generationengerecht aufge-
stellt.

Bei der Verabschiedung des
im federführenden Haushalts-
ausschuss an acht Sitzungstagen
ausführlich beratenen Nach-
tragshaushaltsgesetz 2016 mit
297 Änderungsanträgen wurden
sämtliche Vorschläge der Oppo-
sition von der CSU abgelehnt.
Das Gesetz tritt am 1. Januar in
Kraft. rm

Gerechtere Regelung des
Länderfinanzausgleichs 

Beschluss der Länderchefs bringt dem Freistaat Entlastung

Der schon seit einigen Jahren umstrittene Länderfinanzausgleich
soll jetzt neu geregelt werden. Aufgrund eines einstimmigen Be-
schlusses der Ministerpräsidentenkonferenz Anfang Dezember
erhalten die Bund-Länder-Finanzbeziehungen eine Neuordnung.
Die bisherigen Regelungen werden abgeschafft und der Umsatz-
steuervorwegausgleich fällt weg. Dadurch soll der Freistaat Bay-
ern als größtes Geberland im Finanzausgleich deutlich entlastet
und ein einfacheres, transparenteres und leistungsgerechteres Sy-
stem zum Ausgleich der unterschiedlichen Finanzkraft der Län-
der geschaffen werden. Der Länderbeschluss muss nun noch auf
Bundesebene umgesetzt werden.

In der letzten Vollsitzung dieses
Jahres erläuterte Ministerpräsident
Horst Seehofer die Ergebnisse der
Ministerpräsidentenkonferenz, die
zu einer vernünftigen Lösung mit
einem Interessenausgleich aller 16
Bundesländer geführt hätte. Er
verwies darauf. dass der Länderfi-
nanzausgleich von 2001 viele Jah-
re funktioniert habe,die wirtschaft-
liche Entwicklung der Länder-
strukturen jedoch nicht mehr
berücksichtige. Dabei habe sich
Bayern in den letzten Jahren sehr
stark fortentwickelt und fungiere
als größtes Zahlerland. 

Seehofer erklärte, dass er vor
diesem Hintergrund bereits seit
2011 in zahlreichen Gesprächen
mit seinen Länderkollegen für ei-
ne gerechtere Lösung eingetreten

sei, Die jetzt gefundene Neuord-
nung sei solidarisch und helfe al-
len Parteien. So bekomme der
Freistaat bis 2020 ca. 1 ‚3 Milliar-
den Euro zurück und auch die
Kommunen würden dabei we-
sentlich beteiligt, Der Länderan-
teil an der Umsatzsteuer werde
grundsätzlich nach der Einwohn-
erzahl bemessen. Durch die vor-
gesehene Entlastung werde ein
Haushalt ohne Neuverschuldung
und die Fortführung des Schul-
denabbaus bis 2030 ermöglicht,
Der Ministerpräsident meinte ab-
schließend, der deutsche Födera-
lismus funktioniere und sei ein
Segen für das ganze Land.

Der SPD-Haushaltssprecher
Volkmar Halbleib begrüßte die
Umwandlung des Länderfinanz-

ausgleichs in ein gerechteres Sy-
stem. Die Einigung der Bundes-
länder gehe aber auf Kosten des
Bundes. Für die Freien Wähler
zeigte sich ihr Vorsitzender Hu-
bert Aiwanger zufrieden mit der
Lösung. Durch das Verhand-
lungsergebnis werde jedoch keine
Wirtschaftskraft gestärkt und kein
Anreiz für strukturschwache Län-
der gegeben. Eine Schuldenfrei-
heit Bayerns bis 2030 sei reines
„Illusionsmarketing“. Auch Clau-
dia Stamm (Grüne) begrüßte
grundsätzlich das Verhandlungs-
ergebnis der Länderchefs. Ge-
messen an den Ankündigungen
der CSU sei der Kompromiss ein
absoluter Nichterfolg“.

Neuordnung

Der Diskussion zugrunde lag
ein Dringlichkeitsantrag der
CSU-Landtagsfraktion, wonach
sich die Staatsregierung auf Bun-
desebene für eine zügige Umset-
zung der Neuordnung einsetzen
soll. Der Antrag wurde mit den
Stimmen der Mehrheitsfraktion
angenommen die Opposition ent-
hielt sich geschlossen. rm

Nachtragshaushalt 2016:

Mehr Geld für
Wohnungsbau und Sicherheit 

Innenminister Herrmann begrüßt Etataufstockung um 732 Millionen Euro 
Zur Bewältigung der stark gestiegenen Herausforderungen in
seinem Ressort hat Innen- und Bauminister Joachim Herr-
mann die im Nachtragshaushalt 2016 enthaltene Erhöhung sei-
nes Budgets ausdrücklich begrüßt Vor dem Hintergrund des
enormen Flüchtlingszustroms sowie zum Schutz vor islamisti-
schem Terrorismus bekommt sein Ministerium rund 1900 neue
Stellen und mehr als 732 Millionen Euro zusätzlich. Ein Groß-
teil davon soll für den Wohnungsbau und die Wohnungs-
bauförderung verwendet werden. Dabei steht die Schaffung
von mehr preisgünstigen Unterkünften im Vordergrund.

Bereits auf der Wohnungsbau-
konferenz Anfang des Monats in
München hatte Herrmann mehr
Wohnungsbau für alle gefordert.
Seine Worte galten vor allem den
Akteuren der Bauwirtschaft,die er
neben den Vertretern von
Staat,KornmunenVerbänden und
Investoren anläßlich der Präsenta-
tion des „Wohnungspakt Bayern’
in Oberbayern eingeladen hatte.
Zur Ankurbelung der Bauaktivitä-
ten stelle der Freistaat bis 2019
rund 2,6 Milliarden Euro zur Ver-
fügung mit dem Ziel,28 000 neue
staatlich finanzierte oder geförder-
te Mietwohnungen zu errichten (s.
GZ Nr.21 v. 5.11.15).

Einen weiteren wesentlichen
Punkt stellt für den Innenminister
die Verstärkung der Polizei im In-
teresse der Sicherheit dar. Im
kommenden Jahr erreiche man
durch 925 zusätzliche Stellen mit
41 370 den höchsten Personal-
stand. Ausserdem erhöhten sich
die Sachausstattungsmittel der
Polizei um 56,8 Millionen auf
351 Millionen Euro. Für Bau-
maßnahmen an Gebäuden zur
Modernisierung von Einsatztrai-
ningszentren und zur Verbesse-
rung der Barrierefreiheit bei Poli-
zeidienststellen gebe es weitere
23 Millionen Euro. Darüber hin-
aus werde das Landesamt für Ver-
fassungsschutz mit 9,46 Millio-
nen Euro und 97 neuen Stellen
verstärkt,Feuerwehren und Kata-
strophenschutz erhielten zusätz-
lich 7,45 Millionen Euro,führte
Herrmann weiter aus, Zur Bewäl-
tigung der ‚Herkulesaufgabe
Flüchtlingsströme würden aus-
serdem 755 neue Stellen bei den
Zentralen Ausländerbehörden der
jeweiligen Bezirksregierungen
geschaffen. So könne man abge-
lehnte Asylbewerber schneller
wieder in ihre Heimat zurück-
führen. Ergänzend hierzu werde

es 20 neue Richterstellen an den
Verwaltungsgerichten,44 Arbeits-
plätze in der Staatsbauverwaltung

sowie 18 zusätzliche Stellen für
das Innenministerium geben.

Abschließend erklärte der Bau-
minister,dass zur zielgerichteten
Unterstützung finanzschwacher
Gemeinden,z.B. bei der energeti-
schen Sanierung kommunaler
Gebäude sowie Maßnahmen des
Barriereabbaus,289,2 Millionen
Euro aus Mitteln des Kommunal-
investitionsprogramms „KIP“
des Bundes von 2016-2019 zur
Verfügung stünden. rm

Dr. Thomas Jung neuer
Vorsitzender der SGK Bayern

Die Sozialdemokratische Gemeinschaft für Kommunalpolitik
(SGK) Bayern hat in Fürth einen neuen Vorstand gewählt. An
der Spitze der SGK steht künftig der Fürther Oberbürgermei-
ster Dr. Thomas Jung. 

Er folgt auf den Memminger
Oberbürgermeister Dr. Ivo Holzin-
ger, der nach 16 Jahren an der Spit-
ze der SGK nicht wieder antrat. Die
Generalsekretärin der BayernSPD,
Natascha Kohnen, sagte dazu: „Ivo
Holzinger hat sich als hervorragen-
der Anwalt der Kommunen erwie-
sen. Dafür danke ich ihm sehr. Tho-
mas Jung und dem neugewählten
Vorstand gratuliere ich zu seiner
Wahl ganz herzlich. Mit Thomas
Jung an der Spitze wird die SGK
ihre hervorragende Arbeit der letz-
ten Jahre in der bewährten Art und
Weise vorsetzen.“ 

EU-Programme für die ländliche Entwicklung:

Hauptempfänger in Deutschland ist Bayern

Alle EU-Programme für die ländliche Entwicklung in den 28
Mitgliedstaaten sind verabschiedet. Jüngst hat die EU-Kommission
das letzte der 118 Programme für den Zeitraum 2014 bis 2020 ge-
nehmigt. Für diese Mehrjahresprogramme stellt der Europäische
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums
(ELER) bis 2020 EU-Mittel in Höhe von insgesamt 99,6 Mrd. Eu-
ro bereit, zusätzlich zu den Fördergeldern aus nationalen, regiona-
len und privaten Quellen. Von den deutschen Regionen erhält Bay-
ern mit über 1,5 Mrd. Euro die meisten Fördermittel, gefolgt von
Niedersachsen/Bremen und Berlin/Brandenburg.

Das Programm für die ländliche Entwicklung soll den ländlichen
Gebieten und Gemeinden in Europa helfen, die Wettbewerbsfähig-
keit in der Landwirtschaft zu verbessern, Landschaften zu erhalten,
das Klima zu schützen und das wirtschaftliche und soziale Gefüge
zu stärken. 

Dr. Thomas Jung. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

bei vielen „Megathemen“
erleben wir in den Kommunen
allzu oft den Widerspruch zwi-
schen nationalen oder globa-
len Zielen und der Wirklich-
keit vor Ort. Das gilt für die
aktuelle Flüchtlingsproblema-
tik, aber ebenso für den Kli-
maschutz. 

In Elmau beschlossen die
größten Industrienationen im
Juni, die Weltwirtschaft bis
zum Ende des Jahrhunderts
auf erneuerbare Energien umzustellen. Dage-
gen stehen die Widerstände vor Ort gegen
Stromtrassen, Pumpspeicher und Windräder.
Sie sind ein Warnsignal, dass wir gesellschaftli-

che Großprojekte nicht an den Bedürfnissen der
Menschen vorbeiplanen dürfen. Nach meiner
Überzeugung können Kommunen einen ent-
scheidenden Beitrag leisten, den CO2-Ausstoß
wirksam zu senken und zugleich die Menschen
einzubinden. Doch dazu brauchen wir die rich-
tigen Rahmenbedingungen. Eine echte Wärme-
wende wäre ein Anfang – und eine Chance für
Kommunen und ihre Stadtwerke.

Bislang ist die deutsche Energiewende aber
vor allem eine Stromwende – mit durchwachse-
ner Bilanz: Obwohl inzwischen mehr als ein
Viertel unseres Stroms aus Erneuerbaren
kommt, stößt unsere Volkswirtschaft mehr
Treibhausgase aus statt weniger. Ein Grund un-
ter mehreren: Die deutsche Energiewende ver-
zichtet darauf, den größten Hebel zur CO2-Re-
duktion zu nutzen: die Wärme. Dabei verbrau-
chen wir in Deutschland doppelt so viel Energie

für Wärme wie für Strom. Und
trotzdem bündeln wir unsere
Anstrengungen – und das Geld
der privaten Stromkunden –
darauf, den Stromsektor zu de-
karbonisieren.

Die Überarbeitung des Ge-
setzes zur Kraft-Wärme-Kopp-
lung (KWK) böte eine gute
Möglichkeit, diese Schieflage
zu beseitigen. Durch Energie-
erzeugung aus KWK können
wir das Effizienzpotenzial der
Wärme nutzen und zugleich
die Erneuerbaren ins Strom-
system integrieren. Und aus

Sicht von Kommunen und Stadtwerken bedeu-
tend: Wir schaffen langfristig angelegte Versor-
gungsinfrastrukturen und Wertschöpfung in un-
seren Gemeinwesen.

Doch der vorliegende Gesetzesentwurf lässt
Zweifel aufkommen, ob der Bund diese Chance
tatsächlich nutzen will. Das spiegelt sich schon
im strategischen Ausbauziel wider: Statt bis
zum Jahr 2025 ein Viertel der gesamten Netto-
stromproduktion aus KWK zu beziehen, sollen
es künftig gerade einmal 25 Prozent der regel-
baren, sprich fossilen Stromerzeugung sein. Ein
Feigenblatt.

Außerdem verschenkt die geplante KWK-
Förderung wertvolle CO2-Einsparpotenziale:
Fakt ist: Es macht wenig Sinn, den Zubau von
Neuanlagen anzureizen, wenn der Betrieb von
KWK-Anlagen hinterher unrentabel ist. Denn
die sinkenden Strombörsenpreise enteilen den
vorgeschlagenen Fördersätzen. Diese müssen
erhöht und regelmäßig nachjustiert werden. So
ließen sich bestehende KWK-Anlagen stärker
auslasten und wirtschaftlich betreiben. Eine 
intelligente Bestandsförderung könnte die 
klimafreundliche Erzeugung von Strom (und
Wärme!) aus KWK wirksam steigern – und das
zu vergleichsweise sehr geringen CO2-Vermei-
dungskosten.

Ihre Gabriele Bauer
Stellvertretende KPV-Landesvorsitzende

KolumneGZ Gabriele Bauer

Wir brauchen 
eine kommunale 

Wärmewende

Jahrespressekonferenz Haus der Bayerischen Geschichte:

Spannende Streifzüge
Auf ein äußerst erfolgreiches Ausstellungsjahr 2015 blickt der Di-
rektor des Hauses der Bayerischen Geschichte Dr. Richard Loibl
zurück. Wie er bei der Jahrespressekonferenz im Münchner
Presseclub hervorhob, war die Bayerische Landesausstellung
„Napoleon und Bayern“ in Ingolstadt ein „sensationeller Publi-
kumserfolg“. Knapp 150.000 Besucher wollten die Geschichte des
französischen Kaisers und seines Verbündeten sehen.

„Mit diesem Ergebnis haben
wir sogar die Schau im letzten
Jahr zu „Ludwig der Bayer“ in
Regensburg überholt“, betonte
Loibl und ergänzte: „Wir haben
unseren Besuchern heuer eine
ganz besondere Schau geboten.
So viele Spitzenexponate wie bei
‚Napoleon und Bayern‘ kommen
sehr selten zusammen: vom Hut
des Kaisers bis zur Buchführung
des Aichacher Wirtes Gerhauser,
der 12.000 Soldaten einquartieren
musste. Von daher konnten wir
auch hinter die Kulissen von
Glanz und Gloria blicken: auf die
Bayerinnen und Bayern, die ei-
nen hohen Preis für die Königs-
krone bezahlen mussten.“

Kostbare 
Originalexponate

Kostbare Originalexponate aus
dem 19. Jahrhundert, darunter
Leihgaben aus Frankreich, Schwe-
den und Russland, und die attrak-
tive Inszenierung der Ausstellung
begeisterten die Besucher. Die Ak-
tivstationen waren besonders be-
liebt: Jeder konnte den bayeri-
schen Raupenhelm, den kratzi-
gen Soldatenmantel oder einen
schweren Tornister anprobieren. 

Im kommenden Jahr werden
das Haus der Bayerischen Ge-
schichte und seine Kooperations-
partner zwei Landesausstellun-
gen zu den Themen „Bier in Bay-
ern“ und „Karl IV.“ veranstalten.
Projektleiter Dr. Rainhard Rieper-
tinger gab Einblicke in die  Lan-
desausstellung „Bier in Bayern“,
die vom 29. April bis 30. Oktober
2016 anlässlich des Jubiläums
„500 Jahre Reinheitsgebot“ im
Kloster Aldersbach im Passauer
Land gezeigt wird. 

Vom Handwerk bis zum High-
tech, von der Gemütlichkeit im
Wirtshaus bis zum Exportschla-
ger: Außergewöhnliche Geschich-
ten und mediale Inszenierungen
zeigen zahlreiche Facetten der
Biergeschichte am historischen
Schauplatz, wo bereits im Mittel-
alter Bier gebraut wurde.

Einmalig ist das Ensemble des
vollständig erhaltenen Kloster-
komplexes, das neben der Braue-
rei mit niederbayerischem Bräu-
stüberl die berühmte Zisterzien-
serklosterkirche „Mariä Himmel-
fahrt“ umfasst. 1720 wurde sie
von den Gebrüdern Asam im ba-
rocken Stil gestaltet und gehört 
zu den schönsten Marienkirchen
Bayerns. Bier, Brauen, Geschichte
und Barock – all das ist im nieder-
bayerischen Aldersbach vereint.

Bayerisch-Tschechische
Landesausstellung

Projektleiter Dr. Wolfgang Jahn
informierte seinerseits darüber,
warum Kaiser „Karl IV.“ für
Tschechien und Bayern eine so
maßgebliche Bedeutung hat. Weil
er für seine Hausmachtpolitik in
großem Umfang Reichsgut ver-
pfändete, sahen deutsche Histori-
ker Karl lange als „Vater Böh-
mens, aber Erzstiefvater des Rei-
ches“, während er in Böhmen
bzw. Tschechien bis heute als
„Vater des Vaterlandes“ gilt. Ab
dem 19. Jahrhundert wurde er
von beiden Seiten national ver-
einnahmt, obwohl er sich selbst
weder als Tschechen noch als
Deutschen, sondern als Kaiser
von Gottes Gnaden gesehen hat.

Die Bayerisch-Tschechische
Landesausstellung wirft mit 150
hochrangigen Kunstwerken, Ur-
kunden, kulturhistorischen und all-
tagsgegenständlichen Zeugnissen
und medialen Inszenierungen ei-
nen neuen Blick auf den facetten-
reichen Herrscher und seine Zeit.
Das Konzept wird von der Natio-
nalgalerie Prag und dem Haus der
Bayerischen Geschichte Augsburg
erarbeitet.

Grenzüberschreitende
Projekte

Das bilaterale Projekt anlässlich
des 700. Geburtstages Kaiser Karls
IV. (1316-1378) wird zunächst In
der Wallenstein-Reithalle in Prag
(14.05.–25.09.2016) und anschlie-

ßend im Germanischen National-
museum in Nürnberg (20.10.2016
– 05.03.2017) zu sehen sein.

Mit der Koordination des Be-
gleitprogramms beauftragt wurde
das Centrum Bavaria Bohemia in
Schönsee. Inzwischen liegen fast
200 Angebote von Veranstaltun-
gen auf bayerischer Seite vor. Die
Bandbreite reicht dabei von der
Zeit Karls IV. bis zu Themen, die
sich mit der bayerisch-tschechi-
schen Zusammenarbeit bis in die
Gegenwart befassen. Auch grenz-
überschreitende Projekte werden
durchgeführt. Eine große Zahl
der Veranstaltungen des Begleit-
programms orientiert sich eng am
Thema der Landesausstellung.
Karl IV. und sein Wirken in der
Oberpfalz und in Franken stehen
dabei im Mittelpunkt. Einen geo-
graphischen Schwerpunkt bilden
die Orte entlang der Goldenen
Straße, die durch ihre Zugehörig-
keit zum ehemaligen „Neuböh-
men“ eine ganz besonders enge
Verbindung zu Karl IV. haben.

Eine Reihe von Ausstellungs-
projekten, thematischen Stadt-
führungen und Vorträgen lassen
die Zeit dieses bedeutenden Herr-
schers lebendig werden, wie zum
Beispiel das Projekt „Karl IV. -
Ein König aus der Goldenen Wie-
ge“, das vom Verein Goldene
Straße e.V. konzipiert wurde oder
eine Ausstellung zu Kaiser Karl
IV., die im Kloster Speinshart ge-
zeigt wird. Thematische Führun-
gen bieten Neustadt an der Wald-
naab, Hersbruck, der Kloster-
mauerverein Engelthal und das
Pfalzmuseum Forchheim an, um
nur einige zu nennen.

Kulturnacht

Ganz besonders zu betonen
sind die Aktivitäten der Stadt
Nürnberg, der Stadt Lauf an der
Pegnitz und des Geschichtsparks
Bärnau. In Nürnberg, dem wich-
tigsten Aufenthaltsort des Kaisers
nach Prag, werden unter anderem
Ausstellungen zur bayerisch-
böhmischen Buchmalerei und zur
Rolle der Stadt als heimliche
Hauptstadt des Reiches gezeigt. In
Lauf befindet sich die von Karl
IV. errichtete Burg mit ihrem
prachtvoll restaurierten Wappen-
saal; eine unverzichtbare Ergän-
zung der Landesausstellung. 

Ausstellungen, Konzerte und
die Lange Laufer Kulturnacht
sind weitere Höhepunkte. Der
Geschichtspark und die Stadt
Bärnau bieten zusammen mit
Neustadt und Weiden ein inter-
kommunales grenzübergreifen-
des Programm an. Alle Ver-
anstaltungen des Begleitpro-
gramms werden gleichzeitig zu
den Ausstellungen in Prag und
Nürnberg stattfinden. 

Um einen möglichst großen
Nutzen für den Tourismus zu er-
zielen, haben sich auch die Tou-
rismusverbände Ostbayern und
Franken aktiv eingebracht. Eine
besonders starke Rolle spielt die
Metropolregion Nürnberg, die
von Anfang an das Zustandekom-
men des Begleitprogramms maß-
geblich befördert hat. DK

Stadtmarketingpreis Bayern 
Jetzt anmelden und bis zum 31. März 2016 bewerben

Der Stadtmarketingpreis Bayern ist ein kommunaler Leis-
tungswettbewerb, der herausragende und innovative Projekte
prämiert, die für andere Städte und Gemeinden Inspiration
und Vorbild sein sollen. Ausgezeichnet werden vorbildliche
Stadt- und Citymarketingprojekte aus ganz Bayern. 

Sie zeigen auf, wie sich Städte in der kommunalen Konkurrenz
um Bürger, Kunden, Touristen und Investoren behaupten können.
So konnten seit dem Startjahr eine Vielzahl überzeugender Instru-
mente zur Stärkung der lokalen Ökonomie vielfach erstmals vorge-
stellt und sowohl lokal als auch über die Stadtgrenzen hinaus ge-
würdigt werden.

Anlässlich des 10-jährigen Jubiläums wurde eine umfassende
Online-Projektrückschau auf der Website des Stadtmarketingpreises
erstellt, die die außerordentliche Vielfalt der bislang 74 prämierten
Konzepte wiederspiegelt. Diese räumlich, chronologisch und nach
Schlagworten gestaltete (Karten)-Übersicht ermöglicht somit einen
schnellen Zugriff auf alle Projektdetails der Gewinner und Nomi-
nierten der letzten 10 Jahre.

Die Anmeldung für das Jahr 2016 muss bis 29. Februar erfolgen,
die Abgabe der Präsentation dann bis 31. März . Die Bekanntgabe
der Nominierungen wird anschließend am 4. Mai erfolgen, mit der
feierlichen Preisverleihung am 13. Juli. Alle Informationen zu Teil-
nahmebedingungen, bisherigen Auszeichnungen und vieles mehr
finden sich unter www.stadtmarketingpreis-bayern.de 

Initiiert wurde der Wettbewerb erstmals 2005. Das Projekt wurde
von Anfang an durch das Bayerische Staatsministerium für Wirt-
schaft und Medien, Energie und Technologie gefördert und intensiv
begleitet. Die Reihe der langjährigen Unterstützer umfasst auch
heuer wieder die Bayerischen Sparkassen, die Fokus Development
AG und die Rid-Stiftung. Erstmals als neuer Sponsor ist die Firma
Essert Illuminationen mit dabei, ein bayerisches Traditionsunter-
nehmen auf dem Gebiet der Weihnachtsbeleuchtungen. Als weitere
Partner sind Städte- und Gemeindetag Bayern, die Bundesvereini-
gung City- und Stadtmarketing (BCSD) sowie das Institut für City-
und Regionalmanagement (ICR) seit Beginn dabei.

Zeugnisse für die Landratsämter: 

Beste Noten von den Bürgern
Präsident Bernreiter stellt Ergebnisse der Bürger-/Kundenbefragung 2015 vor

Die bayerischen Landratsämter kommen bei den Bürgerinnen
und Bürgern sehr gut an. Das ist das Ergebnis der Bürger-/Kun-
denbefragung 2015, die der Bayerische Innovationsring mit Un-
terstützung des Marktforschungsunternehmens GfK durchge-
führt hat. „Wir können mächtig stolz auf unsere Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter sein“, sagte Landkreistagspräsident Christian
Bernreiter bei der Präsentation der Ergebnisse im Landratsamt
Regensburg. In der Flüchtlingskrise leisten sie Enormes. „Den-
noch sorgen sie dafür, dass nichts und niemand in der Aufgaben-
last untergeht.“ Unter die Lupe genommen wurden Sachgebiete
von der Führerscheinstelle bis zum Bauamt. „Wir wollen in allen
Lebenslagen für unsere Bürger da sein. Die Befragung zeigt: Das
gelingt uns immer besser“, sagte Bernreiter.

Neun Landkreise haben an der
von Anfang Juni bis Mitte Juli
2015 durchgeführten Umfrage
teilgenommen: Coburg, Erding,
Haßberge, Mühldorf a. Inn,
Nürnberger Land, Roth, Rottal-
Inn, Ebersberg und Traunstein.
Die Bürger-/Kundenbefragung
wird bereits seit 1999 durchge-
führt. Für die Landkreise ist sie
eine Chance, objektiv zu prüfen,
wie sie beim Bürger ankommen.
Die Ergebnisse zeigen auf, wo es
bereits sehr gut läuft und was
man noch besser machen kann.
Die Landratsämter wissen diese
Chance zu nutzen: Alle, die
schon 2010 an der Befragung
teilgenommen haben, haben
sich 2015 in der Wahrnehmung 

der Bürger deutlich verbessert.
Die Gesamtzufriedenheit ist

im Vergleich zu der letzten Stu-
die im Jahr 2010 deutlich gestie-
gen. 92 % der Bürger sind mit
der Arbeit der Landratsämter zu-
frieden. Vor allem der Anteil der
außerordentlich und sehr zufrie-
denen Bürger nahm in diesem
Zeitraum um 14 % auf knapp
zwei Drittel zu. Auch die Wahr-
nehmung des Landratsamts 
als modernes Dienstleitungszen-
trum und als kompetenter Part-
ner und Berater ist gestiegen.
„Hier macht sich bezahlt, dass
sich unsere Mitarbeiter fachlich
und kommunikativ weiterbil-
den“, so Bernreiter. 

Moderne Dienstleister

Bei der Bewertung der Leis-
tungsbereiche haben sich vor al-
lem die Bearbeitung der Kun-
denanliegen – wie ausführlich ist
die Beratung, wie hilfsbereit die
Mitarbeiter? – und das Zeitma-
nagement seit 2010 deutlich ver-
bessert. Am besten bewerteten
die Bürgerinnen und Bürger die
Freundlichkeit und die Hilfsbe-
reitschaft der Mitarbeiter sowie
deren fachliche Kompetenz. 

Auch die Erreichbarkeit wur-
de von den an der Befragung be-
teiligten Landratsämtern weiter
optimiert. Auch der Leiter des
Bayerischen Innovationsrings,
Landrat Josef Niedermaier, freut

sich über die Erfolge: „Das Bild
von einer Behörde, in der die Be-
amten am liebsten möglichst we-
nig mit den Bürgern zu tun ha-
ben, gibt es längst nicht mehr.
Wir leisten Dienst am Kunden
und das jeden Tag gerne.“

Wunsch nach 
mehr Komfort 

Als Verbesserungsvorschläge
wurden von den befragten Bür-
gern am häufigsten eine anspre-
chendere, hellere Gestaltung der
Räumlichkeiten und Warteberei-
che sowie die Öffnungszeiten
genannt. Die Bearbeitung von
Beschwerden sollte weiterhin
optimiert werden, gaben die be-
fragten Bürgerinnen und Bürger
an. 60 % wünschen sich zudem
ein Leitsystem im Dienstgebäu-
de mit Beschilderung und Über-
sichtstafeln.

Zufriedenheitsabfrage

Für die Studie wurden sechs
Sachgebiete je Landratsamt in
die Befragung einbezogen: Die
Zufriedenheit mit den publi-
kumsstarken Sachgebieten Bau-
amt, Jugendamt und Kfz-Zulas-
sung wurde bei allen teilneh-
menden Landratsämtern befragt.
Zusätzlich konnten aus den
Sachgebieten Führerscheinstelle,
Gesundheitsamt, Kommunale
Abfallwirtschaft, Naturschutz
oder Büro des Landrats noch
drei weitere Bereiche gewählt
werden. Bei der von der GfK
durchgeführten telefonischen
Befragung wurden je Landrats-
amt 400 Interviews mit Bürgern
geführt. Die durchschnittliche
Befragungsdauer betrug 16,5
Minuten. Insgesamt wurden im
Rahmen der Studie für die neun
Landratsämter fast 3.600 telefo-
nische Interviews durchgeführt.

(Fortsetzung auf Seite 4)
Die Landräte Christian Bernreiter, Josef Niedermaier und
Robert Niedergesäß (v. l.).
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(Fortsetzung von Seite 1) 
soll“, stellte Dorothee Bär, MdB,
Parlamentarische Staatssekre-
tärin im Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruk-
tur, fest. Ziel des „sehr aufwändi-
gen Verfahrens“ sei es, ein reali-
stisches und finanzierbares Ge-
samtkonzept für die künftige In-
frastruktur aufzustellen. 

Laut Bär wird die Beteiligung
der Öffentlichkeit beim BVWP
2015 deutlich ausgeweitet. Sein
Entwurf wird erstmals vor dem
Kabinettsbeschluss im Rahmen
eines Konsultationsverfahrens
einer Behörden- und Öffentlich-
keitsbeteiligung unterzogen. Da-
bei können sich alle Interessier-
ten sechs Wochen lang online
oder schriftlich zum Entwurf
äußern. Auf der Website des
BMVI ist jedes angemeldete
Projekt einsehbar. Anschließend
werden alle Stellungnahmen ein-
zeln ausgewertet, jedoch nicht
individuell beantwortet. 

Konsultationsverfahren

Das Konsultationsverfahren er-
füllt die gesetzlichen Anforderun-
gen der Strategischen Umweltprü-
fung, die voraussichtlich eintre-
tende Umweltauswirkungen bei
vollständiger Realisierung des
BVWP transparent machen und
ihre frühzeitige Berücksichtigung
bei der Gesamtplanaufstellung er-
möglichen soll. Der Umgang mit
den Stellungnahmen wird zusam-
menfassend dokumentiert. 

Ziel des Beteiligungsverfah-
rens ist es, die Gesamtplanaus-
wirkungen und insbesondere
dessen Umweltauswirkungen zu
erfassen. Dabei soll nicht jedes
Einzelvorhaben im Detail disku-

(Fortsetzung von Seite 1) 
trotz bewilligter Stellen bisher nur
schleppend erfolgte, bleibt die
Bundesregierung aufgefordert,
hier rasch und umfassend Abhilfe
zu schaffen.
4. Asylverfahren müssen ab-
geschlossen werden, bevor die
Asylberechtigten in die Kommu-
nen weiterverteilt werden. Die
Länder bleiben daher aufgefor-
dert, trotz der Entlastung durch
den Ausbau von Bundeskapazitä-
ten ihre Bemühungen um die Er-
weiterung der Aufnahmekapa-
zitäten in Landeserstaufnahme-
einrichtungen energisch weiter
fortzusetzen. Hierbei sind zum ei-
nen die Größe und die städtebau-
liche Integration bei der Veror-
tung der Landeserstaufnahme-
einrichtungen in Abhängigkeit
zur Größe und Aufnahmekapa-
zität der aufnehmenden Städte
zu stellen. 

Moratorium

Zum anderen müssen Bund und
Länder das Moratorium zur Wei-
tergabe von Bundesliegenschaften
an die Städte schnellstmöglich
aufheben und die Zusage einhal-
ten, den Städten Bundesliegen-
schaften für Wohnnutzungen und
zur Unterbringung von Flüchtlin-
gen unverzüglich zur Verfügung
zu stellen. Hierzu zählt auch, noch
anhängige Entbehrlichkeitsprü-
fungen nicht mehr genutzter Lie-
genschaften zu beschleunigen.
5. Der Bund wird aufgefordert,
den flüchtlingsbedingten Anstieg
der Kosten der Unterkunft im
SGB II vollständig zu über-
nehmen.
6. An die Länder wird dringend
appelliert, die vom Bund im Rah-
men des Asylpaketes 1 bewilligte
Unterstützung in Höhe einer Pro-
Kopf-Pauschale von zunächst
670 Euro aufgabenbezogen an
die Kommunen weiterzugeben.
Eine Verrechnung mit bisher von
den Ländern geleisteten Refinan-
zierungsmitteln der kommunalen
Aufnahme- und Unterbringungs-
kosten darf nur insoweit erfolgen,
als eine vollständige Kostener-
stattung gesichert bleibt. Soweit
Kommunen von den Ländern im
Wege der Amtshilfe in Anspruch
genommen werden, müssen die
Länder ebenfalls für eine voll-
ständige Erstattung der kommu-
nalen Aufwendungen sorgen.

Zusätzlicher Bedarf

7. Der Hauptausschuss bekräftigt
seine Beschlüsse zu einer Integra-
tion derjenigen Asylbewerber, die
auf längere Zeit in Deutschland
bleiben werden: Es bedarf ei-
ner adäquaten Ausweitung der
Wohnraumförderung, um bald-
möglichst den zusätzlichen Be-
darf an Wohnraum für die Zuge-
wanderten decken zu können. 

Angesichts der elementaren Be-
deutung ausreichender Sprach-
kenntnisse ist es zudem erforder-
lich, dass der Bund die Förderung
der Sprach- und Integrationskurse
erheblich ausweitet. Die Länder
müssen die Förderung von Kin-
dern und Jugendlichen in Kin-
dertagesbetreuung und Schulen 
ausbauen, Ausbildungsabschlüsse

tiert werden. Dies geschieht in
nachgeordneten Planungsverfah-
ren. Entsprechend sind konkrete
projektbezogene Stellungnah-
men zu Betroffenheiten (zum
Beispiel individueller Lärm-
schutz, Auswirkungen auf ge-
schützte Arten) in nachfolgenden
Verwaltungsverfahren einzu-
bringen, bei denen eine weitere
und detaillierte Betrachtung des
Einzelvorhabens und seiner Aus-
wirkungen auf regionaler bzw.
lokaler Ebene erfolgt.

Bei dem Konsultationsverfah-
ren handelt es sich nicht um ein
Abstimmungsverfahren, das
heißt, es erfolgt keine Aufrech-
nung zwischen „unterstützen-
den“ und „ablehnenden“ Stellung-
nahmen. Auch rein wertende
Meinungsäußerungen können
nicht berücksichtigt werden,
sondern das BMVI wird nur
Stellungnahmen von Ländern,
Ressorts und Verbänden mit
konkreten Sachargumenten zu
Entscheidungen des BVWP aus-
werten.

Die Bewertung erfolgt anhand
von Kosten-Nutzen-Analysen,
umwelt- und naturschutzfachli-
chen, raumordnerischen sowie
städtebaulichen Beurteilungen.
Anhand dieser Beurteilung er-
folgt eine Priorisierung der
Straßen-, Schienen- und Wasser-
wegeprojekte, die bis 2030 um-
gesetzt oder begonnen werden,
da sie nicht alle zeitnah finan-
ziert werden können. 

2.000 Projekte angemeldet

Bär zufolge lautet die zentrale
Frage: weiterer Bedarf, vor-
dringlicher Bedarf oder vor-
dringlicher Bedarf plus? „Fakt
ist: Nur wenn ein Projekt min-
destens im vordringlichen Be-
darf ist, besteht die Chance auf
Finanzierung und damit Reali-
sierung. Alle Vorhaben, die im
vordringlichen Bedarf sind, egal
ob plus oder nicht, sollen in den
nächsten 15 Jahren gebaut wer-
den. Das ist unser Ziel.“ Ange-
meldet wurden circa 2.000 Pro-
jekte: 1.500 Straßenmaßnahmen,
450 Schienenmaßnahmen und
46 Bundeswasserstraßen. 

Bis 2018 soll es in ganz
Deutschland schnelles Internet
mit mindestens 50 Mbit pro Se-
kunde geben. Das Bundeskabi-
nett hat deshalb im Oktober die
von Bundesminister Alexander
Dobrindt vorgelegte Förderricht-
linie für den Breitbandausbau
beschlossen. „Insgesamt stehen
für die Breitband-Förderung 2,7
Milliarden Euro bereit“, führte
Dorothee Bär aus.

Technologieneutralität

Der erste Aufruf, Anträge zum
Förderprogramm Breitbandaus-
bau einzureichen, wurde am 18.
November veröffentlicht. Ziel des
Bundesförderprogramms ist es,
den Ausbau hochleistungsfähiger
Breitbandnetze in unterversorg-
ten Gebieten zu unterstützen, in
denen in den kommenden drei
Jahren kein privatwirtschaftlicher

müssen nachgeholt und die Wei-
terbildung muss gefördert werden.
Schließlich sind breit angelegte
Maßnahmen zur Integration von
Asylbewerbern und Flüchtlingen
in den Arbeitsmarkt erforderlich. 
8. Der Hauptausschuss des Deut-
schen Städtetages bittet die Bun-
desregierung zu prüfen, wie die
Einhaltung der Verteilerschlüssel
für Asylbewerber und Flüchtlinge
mit Blick auf deren Integration
vor Ort sowie auf nicht kalkulier-
bare und nicht beabsichtigte Fol-
gen für Orte mit Erstaufnahme-
einrichtungen (z. B. über Wohn-
sitzauflagen) gewahrt werden
kann. Im Sinne des Förderns und
Forderns wäre es auch angezeigt,
die Inanspruchnahme von Inte-
grationsleistungen in aller Regel
verpflichtend auszugestalten. Wer
Zuflucht in Deutschland sucht,
muss bereit sein, sich auf Basis
des Grundgesetzes in das soziale
Zusammenleben hierzulande ein-
zufügen.
9. Flüchtlingen, die lange in
Deutschland bleiben, soll ein
Nachzug von Familienmitglie-
dern unter integrationspolitischen
Gesichtspunkten nicht grundsätz-
lich verwehrt werden.

Gesellschaftliche Teilhabe

Ein erfolgreicher Schulbesuch
von schulpflichtigen Flüchtlingen
und Asylbewerbern legt den
Grundstein für gesellschaftliche
Teilhabe, Spracherwerb und er-
folgreiche Berufsvorbereitung.
Deshalb fordert der Deutsche
Städtetag die Länder auf, Sonder-
mittel für den Bau und die Aus-
stattung von Schulräumen zur
Verfügung zu stellen. Außerdem
sollten die Länder die für Flücht-
lingsunterkünfte geltenden bau-
rechtlichen Erleichterungen auch
befristet für Schulbauten zulas-
sen, etwa um kurzfristig mobile
Unterkünfte für den Schulunter-
richt einsetzen zu können.

„Schulräume und qualifiziertes
Lehrpersonal sind Grundvoraus-
setzung für einen erfolgreichen
Schulbesuch. Die Länder müssen
dafür genügend Lehrkräfte neu
einstellen und unbürokratisch alle
Möglichkeiten nutzen, geeignetes
Personal zu qualifizieren und in
den aktiven Schuldienst zu holen.
Darüber hinaus brauchen wir an
den Schulen aber auch Dolmet-
scher, Sozialpädagogen und
Schulpsychologen, um die Kin-
der und Jugendlichen angemes-
sen unterrichten und begleiten zu
können. Wir erwarten, dass sich
die Länder auch an diesen Kosten
beteiligen“, betonte die Präsiden-
tin des Deutschen Städtetages,
Oberbürgermeisterin Dr. Eva
Lohse (Ludwigshafen).

Die Städte fordern den Bund
auf, die Mittel für Integrations-
kurse noch stärker aufzustocken,
um dem hohen Bedarf Rechnung
zu tragen. Wie der Vizepräsident
des Deutschen Städtetages, Nürn-
bergs Oberbürgermeister Dr. Ul-
rich Maly, feststellte, „war es
richtig, die Integrationskurse für
Asylbewerber sowie Geduldete
mit guter Bleibeperspektive zu
öffnen. Das Erlernen der deut-
schen Sprache ist der Dreh- und
Angelpunkt, um die Menschen,

die bei uns bleiben, sozial und be-
ruflich zu integrieren. Um die
enorme Nachfrage zu decken,
sind jetzt erheblich mehr Kurska-
pazitäten nötig, damit die Integra-
tionskurse zeitnah und qualitativ
hochwertig angeboten werden
können. Eine höhere Bundesför-
derung ist auch nötig, um qualifi-
zierte Lehrkräfte halten oder ge-
winnen zu können.“ Nach Schät-
zungen werden 2016 bis zu
400.000 Plätze in Integrations-
kursen gebraucht, etwa doppelt so
viele wie in diesem Jahr – zahlrei-
che Kurse führen dabei kommu-
nale Volkshochschulen durch.

Wohnraum

Die Schaffung von Wohnraum
vor allem in Ballungszentren ist
drängend. Die Städte begrüßen
die Aufstockung der Entflech-
tungsmittel des Bundes um jähr-
lich 500 Millionen Euro für die
Jahre 2016 bis 2019 als einen
wichtigen Beitrag, um den wach-
senden Bedarf zu decken. Der
Deutsche Städtetag erwartet von
den Ländern, diese Mittel nun
auch bevorzugt für den Neubau
von öffentlich gefördertem, preis-
wertem Mietwohnraum zu ver-
wenden. Gleichwohl erscheint die
jährliche Summe aufgrund der ab-
sehbaren Zuzugszahlen und der
angespannten Marktsituation als
deutlich zu gering. Umfang und
Tempo beim Wohnungsbau müs-
sen deutlicher steigen.

Überbrückungslösungen

Außerdem gelte es, Lösungen
zur Überbrückung zu finden, bis
dauerhafte Wohnungen zur Verfü-
gung stehen, z. B. über Wohnge-
bäude in Leichtbauweise. „Wir
brauchen mehr Tempo beim Bau
neuer, bezahlbarer Wohnungen
vor allem in den Ballungszentren.
Wichtig sind ein finanziell höheres
Engagement, zielgenaue Förder-
programme über einen längeren
Zeitraum und schnelle Entschei-
dungen“, bemerkte Maly. Außer-
dem müssten vom Bund auch fi-
nanzielle Anreize in Form einer re-
gional differenzierten Investitions-
zulage geschaffen werden, um zu-
sätzliche Impulse für den Bau
preiswerter Wohnungen zu setzen.

Wie die Integration von Flücht-
lingen in den Arbeitsmarkt ge-
lingt, hängt stark davon ab, wie
schnell sich das Qualifikationsni-
veau der Zuwanderer verbessern
lässt. Das Bundesarbeitsministe-
rium hält für denkbar, dass 2016
zwischen 240.000 und 460.000
Menschen zunächst Hartz IV be-
ziehen könnten.

Die Maßnahmen der Bundes-
agentur für Arbeit zur zügigen
Arbeitsmarktintegration müssten
deshalb erheblich ausgedehnt
werden, forderte der Städte-
tags-Vizepräsident. Die Jobcen-
ter müssten in die Lage kom-
men, eine große Anzahl von
Menschen möglichst schnell in
den Arbeitsmarkt zu integrieren.
Neben einer besseren finanziel-
len Ausstattung, für die der Bund
sorgen muss, seien hierfür aus-
reichend Personal und spezifi-
sche Arbeitsmarktinstrumente
vonnöten. DK

Netzausbau zu erwarten ist. Der
unterstützte Ausbau erfolgt tech-
nologieneutral.

Die Projekt-Förderung richtet
sich an Kommunen und Landkrei-
se in unterversorgten Gebieten.
Diese initiieren die Ausbauprojek-
te, stellen die Anträge im Förder-
verfahren und koordinieren die
Projekte vor Ort. 

Das BMVI sieht zwei konkrete
Fördermodelle vor: Mit dem
Wirtschaftlichkeitslückenmodell
schließt die Kommune die Wirt-
schaftlichkeitslücke eines Tele-
kommunikations-Unternehmens,
das in einem wirtschaftlich unat-
traktiven Gebiet ein Breitbandnetz
errichtet. Bei dem Betreibermo-
dell werden Kommunen durch die
Bundesförderung in die Lage ver-
setzt, passive Infrastrukturen wie
z. B. Glasfaserstrecken zu errich-
ten, die sie den Netzbetreibern
verpachten. 

Kommunale Projekte erhalten
bis zu 50 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Kosten, maximal
aber 10 Millionen Euro an Zu-
schüssen. Zusätzlich dazu lassen
sich Länder-Förderprogramme
anzapfen, die bis zu 40 Prozent
beisteuern können. Der Eigenan-
teil von Kommunen und Land-
kreisen soll demnach bei etwa 10
Prozent liegen. 

Der Fördersatz des Bundes be-
trägt bis zu 50 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Kosten. Eine Kom-
bination mit Länder-Förderpro-
grammen ist möglich. Dadurch
können weitere 40 Prozent an
Förderung hinzukommen. Der
Eigenanteil von Kommunen und
Landkreisen soll demnach bei et-
wa 10 Prozent liegen. 

Scoring-Modell

Die Mittel aus dem Bundes-
förderprogramm sollen gezielt
dort eingesetzt werden, wo sie
besonders dringend benötigt
werden. Daher werden alle Netz-
ausbau-Projekte anhand transpa-
renter Kriterien (Scoring) bewer-
tet. Dieses Punktesystem bildet
die Grundlage für eine Förder-
entscheidung.

Bereits heute haben laut TÜV
Rheinland fast 70 Prozent (68,7
%) aller Haushalte in Deutsch-
land Zugang zu mehr als 50 Mbit
pro Sekunde – das sind 7 Prozent
mehr als vor einem Jahr (Stand:
Ende Juni Mitte 2015). Im EU-
Vergleich hat Deutschland die
größte Dynamik beim Netzaus-
bau - durch einen Technologie-
mix von Glasfaser bis Mobilfunk.

Dorothee Bär wies in diesem
Zusammenhang darauf hin, dass
es ihr „ein großes Anliegen“ sei,
die Bevölkerung darüber aufzu-
klären, „was sie mit den hohen
Bandbreiten machen soll und
welche Vorteile die Digitalisie-
rung hat“. Die Staatssekretärin
verdeutlichte dies abschließend
an den Beispielen „Vernetztes
Haus im ländlichen Raum (siehe
diverse Alarmsysteme für De-
menzkranke), digitales Testfeld
Autobahn, autonomes Fahren,
Ärzteversorgung, Telemedizin
und Bildung. DK

Kommunen nicht...
Verkehrspolitik und...

Wissensmanagement 
in der öffentlichen Verwaltung

Aktuelle Studie der Bayerischen Akademie für Verwaltungs-Management
Einen praxisrelevanten Überblick darüber, wo es für Kommunen
relevantes Wissen gibt und wie dieses gewinnbringend genutzt
werden kann, gibt die Bayerische Akademie für Verwaltungs-Ma-
nagement in ihrer aktuellen Studie „Wissensmanagement in der
öffentlichen Verwaltung“, herausgegeben von der Innovations-
stiftung Bayerische Kommune. 

Die Studie liefert als neuestes
Stiftungsprojekt Erkenntnisse zu
den Bereichen Personal, Organisa-
tion und Technik. Sie beschreibt je
nach Größe der Verwaltungsein-
heit, gegebener Ausgangssituati-
on, vorhandener Infrastruktur, ver-
fügbarer Ressourcen und Zielset-
zung jeweils unterschiedliche Lö-

sungen. So werden systematisch
Möglichkeiten dargestellt, wie
man Wissen identifizieren, nutzen
und fördern kann. 

Insgesamt zeigt der Blick in 
die bayerischen Kommunen, dass
unter dem Schlagwort „Wis-
sensmanagement“ enorm vieles
einsortiert wird und auch die

praktische Anwendung sehr viel-
fältig ist. Es reicht vom Gespräch
am Kaffeeautomaten über Feste
in der Kantine, Ausflüge, Projek-
te, Tagungen bis hin zu Wissens-
plattformen und Datenbanken 
für Fachverfahren. Je nach Aus-
gangssituation, Infrastruktur und
Ziel ist es laut Untersuchung da-
her wichtig, passgenaue Lösun-
gen anzubieten.

Im Rahmen einer intensiven
Zusammenarbeit mit Kommunen
und Ansprechpartnern aus ganz
Bayern wurden der Bedarf vor

Ort besprochen, Erfahrungen ge-
sammelt und neue Ideen ent-
wickelt. Jede Kommune ist an-
ders und braucht daher auch eige-
ne Lösungen und individuelle
Lösungswege. 

So kann eine Lösung für einen
besseren Wissensfluss der einen
Kommune lauten: Wir brauchen
ein systematisches Beschwerde-
management in unserem Bürger-
büro, um auf entstehende Konflik-
te schneller reagieren zu können.
Während für eine andere Kommu-
ne die Aufgabe lauten könnte: Wir
brauchen eine  abteilungsübergrei-
fende Wissensplattform zum The-
ma „Demografischer Wandel“,
um die Vernetzung zwischen Pro-
jekten, Ämtern und Bürgern bei

Beste Noten ...
(Fortsetzung von Seite 3)
Ausführlicher als in den Vorjah-
ren wurde das Thema Online-
Auftritt und E-Government be-
handelt. Zudem sollten die Kun-
den ihre Anforderungen und
Wünsche ans jeweilige Landrat-
samt beschreiben. 

Für die Landkreise ist die Bür-
ger-/Kundenbefragung ein wich-
tiges Instrument, um sich nach
innen und außen zu verbessern.
Im Amt können die Ergebnisse
dabei helfen, Abläufe zu opti-
mieren und Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter noch effizienter
einzusetzen. Nach außen hin soll
über die Befragung das Image
der Verwaltung gestärkt werden
– und das gelingt am besten mit
zufriedenen Bürgern. 

„Mit der Bürger-/Kundenbe-
fragung erfahren die Landkreise,
wo die Bürger Defizite sehen,
die Landkreisverwaltungen in
Bayern können darauf reagieren
und sich optimieren“, erklärt
Robert Niedergesäß, Landrat des
Landkreises Ebersberg und Lei-
ter der Projektgruppe „Service-
und Kundenorientierung“ des
Innovationsrings. „Nur wer sich
auf die Finger sehen lässt, kann
noch besser werden.“

diesem anspruchsvollen Thema zu
verbessern. Die Menschen, die in
einer Kommune arbeiten, sind
vielfältig in ihren Ansprüchen und
Arbeitsweisen. 

Zum Beispiel sind manche
Mitarbeiter viel in der Kommune
unterwegs und werden leichter
zum Einzelkämpfer. Ein intensi-
ver Wissensaustausch mit ande-
ren Kollegen ist aus deren Sicht
weder nötig noch möglich. Das
bringt allerdings den Nachteil mit
sich, dass das Erfahrungswissen
eines Mitarbeiters, der in Rente
geht, unwiederbringlich verloren
ist. Andere pflegen und brauchen
aufgabenbedingt einen größeren
Austausch sowohl intern mit
Fachbereichen wie auch extern

mit Bürgern oder Spezialisten,
wenn es beispielsweise um heikle
Themen geht. 

Mitarbeiter suchen je nach den
Anforderungen ihrer beruflichen
Aufgaben unterschiedliche Hil-
fen zum Umgang mit Daten, In-
formationen und Wissen. Dies
können komplexe technische Sy-
steme zum Dokumenten- oder
Projektmanagement bis hin zu ei-
ner einfachen, aber strukturierten
Papierablage sein.

Aufgrund der Vielfalt dieser An-
forderungen und Ansprüche haben
die Autoren dieser Studie sich für
ein Baukastensystem aus Metho-
den und Instrumenten entschie-
den, das die konkrete und erlebba-
re Arbeitswelt berücksichtigt. DK
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Die Ergoldsbacher E58-Familie – stetig 
angepasst an die Bedürfnisse des Handwerks.

www.erlus.com

Der Ergoldsbacher E58 – seit 58 Jahren auf dem Markt –
ist bis heute der beliebte All rounder. Und nicht nur das.
Seine zeitlos schöne Form ist das Vorbild für die vier
 weiteren E58-Mitglie der E58 S, E58 SL, E58 MAX® und
E58 PLUS®. Jeder der fünf Dachziegel ist auf die  indivi du -
 ellen Be dürfnisse des Dachhandwerkers zuge schnitten.
Ob Neu bau, Sanierung oder Großfläche – es gibt einfach
immer das passende E58- Modell. Zusammen mit der 
17  Farben umfassenden Pa lette schafft die E58-Familie
unendlichen  Spielraum für ein schönes Dach. 
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Stephanskirchen: 

Modellprojekt für den schnelleren
Bau von neuen Wohnungen

3,5 Monate Bauzeit für zwölf Häuser in Holzrahmenkonstruktion
Einhaltung von Vorschriften und regionalem Baustil 

bei Berücksichtigung des kommunalen Finanzrahmens
Kommunen hatten in den vergangenen Monaten eine große Her-
ausforderung zu meistern: die Finanzierung und Organisation von
Erstunterkünften fürFlüchtlinge. Nun sind nicht nurdringende Al-
ternativen zu den bisher genutzten provisorischen Turnhallen oder
Zelten gefragt, sondern die Gemeinden benötigen generell zusätzli-
chen Wohnraum. Doch wie kann eine Kommune möglichst schnell
neuen, bezahlbaren Wohnraum schaffen? Die Gemeinde Stephans-
kirchen bei Rosenheim hat darauf eine Antwort gefunden: Sie baut
bis zum Frühjahrzwölf Häuser in Holzrahmenkonstruktion, die in-
nerhalb der Gemeindegrenzen verteilt werden. 

„Wir werden in rund 3,5 Mo-
naten alle zwölf Häuser für je-
weils bis zu 16 Personen fertig-
gestellt haben, dann können die
Bewohner einziehen“, erklärt
Franz Wörndl von Holzbau
Wörndl aus Eggstätt. Die kurze
Bauzeit wird ermöglicht durch
ein schnelles Genehmigungsver-

Bedarf an Wohnraum
steigt stetig

Um den Bedarf an Wohnraum
in Deutschland zu decken, müsste
laut Ulrich Maly, Nürnbergs Ober-
bürgermeister und Vizepräsident
des Bayerischen Städtetags, die
Zahl der Baugenehmigungen in

Bauverfahren und mit intelligen-
ten Baukonzepten, die im Kosten-
rahmen der Kommunen liegen,
vorbeugen.“

Traditioneller Baustil 
und Qualitätsstandards
berücksichtigt

Doch nicht nur schnell und ko-
stengünstig soll gebaut werden,
sondern auch in die jeweilige Re-
gion passend und unter Einhal-
tung von Qualitätsstandards. Wie
das funktionieren kann, zeigt das
Beispiel in Stephanskirchen. „Wir
halten den regionalen Baustil aus
Holz mit einem Satteldach aus
Tondachziegeln konsequent ein,
da er sich nahtlos in das Orts- und
Landschaftsbild einfügt. Gleich-
zeitig setzen wir auf regionale,
nachwachsende Rohstoffe“, be-
tont Katzer. 

„Auch alle Vorschriften und
Gesetze hinsichtlich Wärme- und
Brandschutz sowie Statik werden
eingehalten“, ergänzt Wörndl.
Die Holzhäuser sorgen für ein an-
genehmes Wohnraumklima, dif-
fusionsoffene Wandaufbauten mit
Holzfasern verhindern die Bil-
dung von Feuchtigkeit. Das Dach
aus hochwertigen Tondachzie-
geln der ERLUS AG entspricht
zudem allen Anforderungen an
Windsogsicherheit, Schneeschutz
und Hagelwiderstand. Um den
Kostenrahmen einhalten zu kön-
nen, wird die Zimmerei Wörndl
Mineralwolle für die Dämmung
einsetzen, die jedoch auch den
gesetzlichen Vorgaben entspricht.

Modellcharakter

Da viele Gemeinden vor ver-
gleichbaren Aufgaben stehen, hat
das Konzept für den schnelleren
Bau von neuen Wohnungen in
Stephanskirchen Modellcharakter.
„Die Holzrahmenkonstruktion er-
möglicht es uns, in kürzester Zeit
die Wohnraumnachfrage in der
Gemeinde zu bedienen – ohne da-
bei baurechtliche Vorschriften zu
missachten, auf Wohnqualität für
die Bewohner zu verzichten,
Bausünden zu begehen oder den
finanziellen Rahmen der Kommu-
ne zu sprengen“, bilanziert Katzer.
Damit realisiert das Modellpro-
jekt unmittelbar die Beschlüsse
der Bauministerkonferenz vom
31. Oktober diesen Jahres, wonach
der Bau von Wohnungen in
Deutschland generell wieder
schneller, unbürokratischer und
kostengünstiger erfolgen soll. 

Die ERLUS AG gehört zu den
führenden Herstellern von Dach-
keramik und Kaminbaustoffen in
Deutschland. Das mittelständische
Unternehmen produziert an den
Standorten Neufahrn und Ergolds-
bach (Niederbayern) sowie in Tei-
stungen (Thüringen). Die Ton-
dachziegel von ERLUS zeichnen
sich vor allem durch Premiumqua-
lität und hochwertiges Design aus.
Gleich mehrere Dachziegel erhiel-
ten u.a. den begehrten iF Design
Award. Die vom Institut Bauen
und Umwelt e.V. verliehene Um-
welt-Produktdeklaration (EPD)
für die Dachziegelherstellung be-
stätigt die bereits seit Jahren geleb-
te Nachhaltigkeitsstrategie des
Unternehmens in Entwicklung
und Produktion. Neben hoch-
wertiger Dachkeramik und zu-
kunfts-orientierten Schonsteinsy-
stemen bietet ERLUS mit ViaVen-
to zudem ein universelles Lüf-
tungsnetzwerk für Einfamilien-
häuser an, welches auch für Pas-
sivhäuser bestens geeignet ist.
Weitere Informationen unter:
www.erlus.com

Von links: Johann Schneebergervon derERLUS AGaus Neufahrn
in Niederbayern, Franz Wörndl von Holzbau Wörndl in Eggstätt,
Josef Katzer, geschäftsführender Gesellschafter der HSAI Projekt-
entwicklung GmbH und Stefan Lechner, Geschäftsleiter der Stefan
Lechner GmbH Zimmerei-Holzbau aus Stephanskirchen.

fahren und den hohen, passge-
nauen Vorfertigungsgrad der
Holzrahmenkonstruktion. Aus-
sparungen für Elektro- und Sa-
nitärinstallationen erfolgen be-
reits in der Fertigung. Zudem
entfallen die sonst üblichen,
langen Trocknungszeiten wäh-
rend der Bauphase. „Nieder-
schlag kann in zwei bis drei
Montagetagen dem Haus keinen
Schaden mehr zufügen, was ge-
rade beim Bau in den Winter-
monaten entscheidend ist“, er-
gänzt Stefan Lechner, Ge-
schäftsleiter der Stefan Lechner
GmbH Zimmerei-Holzbau aus
Stephanskirchen, die gemeinsam
mit Holzbau Wörndl das Projekt
realisiert.

Deutschland um 25 bis 30 Prozent
steigen. Das Pestel-Institut be-
stätigt dies: In seiner im Septem-
ber 2015 veröffentlichten Studie
ermittelte es einen jährlichen Be-
darf von 400.000 neuen Einheiten
bis 2020. Heuer werden hierzulan-
de gerade einmal 260.000 Woh-
nungen fertig; 140.000 fehlen. 

Vorbeugende Maßnahmen

„Die Zeit drängt“, bringt es Jo-
sef Katzer auf den Punkt. Der ge-
schäftsführende Gesellschafter der
HSAI Projektentwicklung GmbH
vertritt die Gemeinde bei dem Pro-
jekt und ist überzeugt: „.Den dro-
henden Engpässen um Wohnraum
kann man nur durch beschleunigte

Bayerischer
Denkmalpreis 2016

Die Bayerische Ingenieurekammer-Bau lobt in Zusammen-
arbeit mit dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege
den Bayerischen Denkmalpflegepreis 2016 aus. Mit diesem
Preis, der seit 2008 alle zwei Jahre vergeben wird, werden
Bauherren gewürdigt, die sich in vorbildlicher Weise für
den Erhalt von denkmalgeschützten Bauwerken eingesetzt
haben. 

Ausgezeichnet werden der Bauherr, das entsprechende Bau-
werk und der beteiligte Ingenieur. Die Leistung des Ingenieurs
soll maßgeblich zum Erfolg der Instandsetzung beigetragen ha-
ben und wird bei der Preisverleihung gewürdigt. 

Der Preis wird in zwei Kategorien vergeben: Private Bau-
werke (das Bauwerk befindet sich in Privat- oder Vereinsbe-
sitz) und Öffentliche Bauwerke (das Bauwerk befindet sich in
öffentlicher oder kirchlicher Hand). Die Kategorie Private Bau-
werke ist zudem mit einem Preisgeld von insgesamt 10.000
Euro für die Bauherren dotiert. 

Die Entscheidung über die Prämierung sowie die Staffelung
der Preissumme trifft die Jury. Die Preisverleihung erfolgt am
15. September 2016 im Rahmen eines Festakts im Schloss
Schleißheim. 

Sämtliche zur Teilnahme notwendigen Unterlagen sind bis
6. Mai 2016 einzureichen bei: Bayerische Ingenieurekammer-
Bau, Stichwort „Bayerischer Denkmalpflegepreis 2016“,
Schloßschmidstraße 3, 80639 München. DK
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Brennpunkt Wohnungsnotstand: 

Explodiert Oberbayern? 
Diskussionsveranstaltung des Bayerischen Gemeindetags 

(Bezirksverband Oberbayern) in Germering

Oberbayern und speziell der Raum um München gehören zu
den am schnellsten wachsenden Regionen in Deutschland,
wenn nicht sogar in Europa. Allein für die Landeshauptstadt
wird bis 2030 mit einem Bevölkerungszuwachs von 230.000
Menschen gerechnet. In den Landkreisen um München wird
die Bevölkerung ebenfalls um einen zweistelligen Prozentbe-
trag zunehmen. Auch im übrigen Oberbayern steigt der Druck
zunehmend. Dieser Befund wird durch den wachsenden Zu-
strom von Asylsuchenden und Flüchtlingen nochmals extrem
verschärft. 

Vor diesem alarmierenden
Hintergrund veranstaltete der
Bayerische Gemeindetag (Be-
zirksverband Oberbayern) in
Germering eine sehr gut be-
suchte Diskussionsveranstal-
tung zum Thema „Wohnungs-
notstand: Zuzug, Asyl und
Flüchtlinge - explodiert Ober-
bayern?“. Dabei zeigte sich,
dass die bayerischen Gemein-
den bereit sind, Lösungen für
diese hochbrisante Zukunftsauf-
gabe zu entwickeln. 

Fakt ist: Auf die anstehenden
Herausforderungen müssen alle
Kommunen in der Region und
darüber hinaus reagieren. Dabei
geht es zentral um die Frage der
Bereitstellung vor allem preis-
werten Wohnraums. Wie der
Bezirksverbandsvorsitzende des
Bayerischen Gemeindetags, 1.
Bürgermeister Josef Steigenber-
ger (Bernried) betonte, sei hier
nicht kurzfristiger Aktionismus
gefragt, sondern es müssten
mittel- und langfristig angelegte
Konzepte entwickelt werden.
Ein erster Schritt in die richtige
Richtung sei dabei das „Drei-
Säulen-Modell“ der Staatsregie-
rung, das auch ein kommunales
Wohnungsbauförderungspro-
gramm enthalten wird. 

Ausgehend von der Tatsache,
dass die Flüchtlinge überwie-
gend in den städtischen Groß-
raum drängen und Prognosen
zufolge in 15 Jahren lediglich
20 % von ihnen hochwertige
Arbeitsplätze einnehmen wer-
den, „müssen wir mindestens zur
Hälfte Sozialwohnungen schaf-
fen – und zwar auch für Einhei-
mische“, führte Steigenberger
aus. Dabei gelte es, Ghettobil-
dung – zu beobachten in den

Pariser Banlieus - zu vermei-
den. 

Rufe aus der Obersten Bau-
behörde nach mehr Nachver-
dichtung erteilte Steigenberger
eine Absage. Kleine Gemein-
den, letztlich „das Gesicht Ober-
bayerns“, würden dadurch zer-

benötigen die Rathauschefs
mehr und schnellere Unterstüt-
zung für Flüchtlinge. Diskussio-
nen über Konzepte und Bau-
standards lenkten vom eigentli-
chen Problem ab, erklärte Haas.

Fragebogen

Die Zuweisung von Flücht-
lingen in Turnhallen bezeichne-
te er als „bedenklich“, wenn es
gleichzeitig leerstehende Bun-
desliegenschaften gebe. Auch
monierte Germerings Bürger-
meister das Fehlen von Flächen
an den Stadträndern. „Und gibt
es welche, so sind diese meist

stört. Zudem sei die Frage zu
stellen, ob es sinnvoll sei, der
Landwirtschaft immer mehr
Fläche zu entziehen, um sie als
Bauland auszuweisen. 

Die Hälfte der Kommunen
hat demnach Bauland nur in be-
grenztem Maße zur Verfügung,
so der Bezirksvorsitzende. Zu-
dem seien einer Ortsentwick-
lung durch Landschaftsschutz-
gebiete oftmals Grenzen gesetzt
und die Landwirte sähen derzeit
keine Notwendigkeit, Grund
und Boden zu verkaufen.

Standards wahren

Insgesamt sprach sich Stei-
genberger für Modelle für ko-
stengünstiges Bauen aus, „wo-
bei Standards auch gewahrt
bleiben müssen“. Städtebauli-
che Grundsätze sollten nicht
über Bord geworfen werden.
„Häuser mit zehn, zwölf oder
noch mehr Stockwerken passen
nicht zu uns, wir müssen auch
an unsere schöne Landschaft
denken“, unterstrich Steigen-
berger.

Laut Andreas Haas, Oberbür-
germeister der Stadt Germering,

im Besitz von Privatleuten, häu-
fig Landwirte. Aber die wollen
in der Regel nicht verkaufen.“

Die Auswertung eines Frage-
bogens des Bayerischen Ge-
meindetags an die Landkreis-
kommunen im unmittelbaren
Münchner Speckgürtel hat erge-
ben, dass lediglich knapp die Hälf-
te freies Bauland für Wohnbebau-
ung zur Verfügung stellen kann.
Die größte verfügbare freie Fläche
im Gemeindegebiet von Germe-
ring beträgt Haas zufolge ca. elf 
Hektar – eine Fläche, die Wohn-
raum für maximal 1.500 Men-
schen schaffen könne. Nicht
berücksichtigt sei dabei das Vor-
halten einer entsprechenden In-
frastruktur; schließlich müssten
Schulen und Kitas gebaut werden,
wofür dann ebenfalls wieder freie
Flächen fehlten. 

Finanzstaatssekretär Albert
Füracker nannte es völlig uto-
pisch, auf Dauer mehr als eine
Million Flüchtlinge pro Jahr
aufzunehmen. Der Zuzug von
Flüchtlingen sei auf ein integra-
tionsfähiges Maß zu begrenzen,
andernfalls würden die Integra-
tionsbemühungen scheitern.
Hier sei ein klares politisches
Signal erforderlich.

Vor dem Hintergrund fehlen-
der kommunaler Baugrund-
stücke sprach sich Füracker
dafür aus, die Bedingungen für
private Investoren zu verbes-
sern. Diese dürften sich jedoch
nicht auf Flüchtlingsunterkünfte
beschränken, sondern müssten

Auf der Rückseite der „Alten Villa“ fallen Außenluft- und
Fortluftanschluss hinter der Feuertreppe kaum auf.

Eine Kita zum Aufatmen
Dezentrale Lüftungsgeräte von LTM in Grafing im Einsatz

Rund acht Liter Luft atmet ein erwachsener Mensch jede Minute
ein und aus. Dabei enthält die ausgeatmete Luft gegenüber der
eingeatmeten rund hundertmal mehr CO2 – und CO2 ist für die
teilweise schlechte Luftqualität in unseren Räumen verantwort-
lich und bestimmt den Bedarf an Frischluftzufuhr. Kleine Kinder
begnügen sich mit der halben Menge an Luft. Wenn also 20 und
mehr Kinder in einem Raum sind, herrscht permanenter Frisch-
luftalarm – Erzieherinnen wissen wovon die Rede ist –, zumal
wenn es sich um energetisch hochwertige Gebäude handelt. 

Die evangelische Kindertages-
stätte in Grafing, östlich von Mün-
chen, hatte akuten Sanierungsbe-
darf, als im April 2011 die Arbei-
ten begannen. Die Einrichtung be-
steht aus drei Teilen, zwei davon
mussten dringend modernisiert
werden. Neue Fenster und auf-
wändige Dämmmaßnahmen wa-
ren vonnöten. Bei den Gebäuden
wurde im Zuge der Sanierung die
Heizanlagentechnik verbessert
und die Häuser wurden an ein
Blockheizkraftwerk angeschlos-
sen. Insgesamt investierte die
Kleinstadt fast eine Million Euro
in die Sanierung und energetische
Modernisierung der evangelischen
Kindertagesstätte. Rund 800.000
Euro davon wurden über das Kon-
junkturpaket II finanziert. 

Schluss für
„atmende Wände“

Mit der energieeffizienten Sa-
nierung der beiden Gebäude war
auch das Ende der „atmenden
Wände“ besiegelt. Mit der Däm-
mung der Gebäude und dem Ein-
bau moderner Fenster wurde eine
weitgehend luftundurchlässige
Hülle geschaffen. Die Folge ist aus
vielen Sanierungen und Neubau-
ten vom Einfamilienhaus bis zur
Schule bekannt: Die CO2-Bela-
stung der Luft steigt wesentlich
schneller an. In Schulen und Kitas
ergibt sich aufgrund der dichten
Belegung ein ganz wesentlich er-
höhter Lüftungsbedarf. Von vielen
Messungen und vor allem aus Er-
fahrungen ist bekannt, dass gerade
in den Einrichtungen für Kinder
derart dicke Luft herrscht, dass ein
konzentriertes Lernen und Fördern
nicht möglich ist. Der Anstoß für
die mechanische Lösung kam

schließlich vom beauftragten In-
genieurbüro für Lüftungsplanung. 

Der Fachingenieur Stefan Kinze
hatte für die künftige Belüftung
der beiden Gebäude konkrete Vor-
stellungen: Jeder der fünf Grup-
penräume sollte mit einem eige-
nen Lüftungsgerät ausgestattet
sein, das über eine hocheffiziente
Wärmerückgewinnung verfügt
und durch das DIBt bauaufsicht-
lich zugelassen ist. Zum Zuge kam
schließlich LTM, seit vielen Jah-
ren erfahren mit dezentralen Lüf-
tungsgeräten und der einzige deut-
sche Hersteller überhaupt mit ei-
ner bauaufsichtlichen Zulassung
in dieser Leistungsklasse mit Ka-
nalsystem.

Intelligente Steuerung

Gerade in Kindertagesstätten ist
die Frage der Luftmengensteue-
rung bei mechanischer Belüftung
entscheidend. Diese Regelmäßig-
keit wird allerdings durch Ferien
oder abendliche Veranstaltun-
gen wie Elternabende unterbro-
chen. Und selbst an normalen Kin-
dergartentagen gibt es Zeiten 
mit unterschiedlichem Bedarf an
Luftmengen: zu Randzeiten
oder während der Schulferien sind
nur wenige Kinder im Haus, an
weihnachtlichen Bastelnachmitta-
gen geht es dagegen besonders
hoch her. Eine starre Regelung der
Luftmengen ist dabei nicht praxis-
tauglich. 

Sinnvolle Kombination

In der Kita in Grafing setzt man
auf die LTM-Kombination aus
zeitgesteuerter, bedarfsabhängiger
und individueller Steuerung. Kon-
kret bedeutet das, dass ein Zeitpro-
gramm für eine Nachtabschaltung
der Geräte sorgt. Das reduziert den
Strom- und Heizenergieverbrauch
und verhindert ein zu starkes Aus-
trocknen der Räume. Ein ergän-
zender CO2-Sensor misst per-
manent die Kohlendioxidkonzen-
tration in der Luft und gibt entspre-
chende Steuersignale an das Lüf-
tungsgerät, das dann die geförder-
ten Luftmengen optimal dem ak-
tuellen Bedarf anpassen kann.
Über ein leicht verständliches Be-
dienteil kann das Personal außer-
dem selbst in die Regelung ein-
greifen, wenn dies nötig sein soll-
te, etwa um vor dem Ansturm ei-
nes Elternabends noch einmal
„durchzulüften“. 

In der evangelischen Kinderta-
gesstätte Grafing arbeiten die Gerä-
te zur Zufriedenheit aller und ver-
sorgen Erzieherinnen und Kin-
der sommers wie winters geräusch-
arm mit wohltemperierter Frisch-
luft. Auf die Idee, für die Frischluft-
zufuhr die Fenster öffnen zu müs-
sen, kommt niemand mehr.

für alle gelten. Trotz staatlicher
Wohnbauförderprogramme
„werden wir aber nicht in der
Lage sein, in kurzer Zeit
100.000 Wohnungen zu bauen“,
räumte der Staatssekretär ein.

Auch warnte er davor, zahl-
reiche bewährte und seit langem
geltende Baustandards aufzuhe-
ben. So dürfe es keine Sonder-
abschreibung nur für den Bau
von Flüchtlingsunterkünften ge-
ben. Bundesliegenschaften leer
stehen zu lassen, sei der falsche
Weg. Es gelte, die Kasernen zu
ertüchtigen.

Münchens Stadtbaurätin Eli-
sabeth Merk zufolge muss man
sich „von unsinnigen techni-
schen Standards befreien“.
Lärmschutzstandards könnten
hinterfragt und Leitungen über
Putz verlegt werden. „Weg von
der Maximierung, hin zur Opti-
mierung“, laute die Maxime. Für
die Landeshauptstadt schlug Merk
vor, Gewerbeflächen (Siemens,
Agfa), aber auch Parkplätze in
Wohnflächen umzuwandeln. Zu-
dem könnten Schulen vierstöckig
gebaut werden.

Helmut Schütz, Chef der
Obersten Baubehörde im Ba-
yerischen Innenministerium,
wünschte sich den Mut und die
Bereitschaft, manche Standards
für drei, vier Jahre auszusetzen, da
man hier doch „ein bisschen übers
Ziel hinausgeschossen“ sei. Oh-
nehin seien staatliche Genehmi-
gungen bei Bauprojekten das Ei-
ne, die Akzeptanz der Bür-
ger aber etwas Anderes. Bei allem,
was neu gebaut werde, so Schütz,
müsse ein gesellschaftlicher
Grundkonsens gewahrt bleiben.

Fit für den Arbeitsmarkt

Dass sich auch die Wirtschaft
in der Verantwortung sieht, er-
läuterte Peter Kammerer, stell-
vertretender Hauptgeschäfts-
führer der IHK München und
Oberbayern. Er vertrat die Auf-
fassung, dass viele Flüchtlinge
in zwei bis drei Jahren für den
Arbeitsmarkt fitgemacht wer-
den könnten.

Wie Moderator Dr. Jürgen
Busse, Geschäftsführendes Prä-
sidialmitglied des Bayerischen
Gemeindetags a. D., abschlie-
ßend resümierte, hätten fast alle
Kommunen ähnliche Probleme:
„Sie haben kein Bauland.“ Die-
ses aber benötigten sie drin-
gend, um für die anerkann-
ten Flüchtlinge Wohnraum zu
schaffen. Ansonsten drohe den
Kommunen ein Zuwachs an
Obdachlosen. „Wer jetzt Flücht-
linge aufnimmt, darf später
nicht auf der Menge an Obdach-
losen sitzen bleiben“, lautete
Busses Appell. DK

Gebäude mit Ausrufezeichen
„Tag der offenen Tür“ 

im neuen Verwaltungsgebäude in Salzweg

Mit der Fertigstellung des erweiterten Dienstgebäudes des Land-
ratsamtes Passau in Salzweg entsteht derzeit eines der größten Ver-
waltungsgebäude in Bayern, das sowohl Passivhaus-Standards er-
füllt als auch – im Neubauteil – in durchgängigerHolzbauweise ent-
steht. Damit will der Landkreis „Zeichen setzen für den heimischen
Werkstoff Holz und unsererVerantwortung für den Klimaschutz“,
so Landrat Franz Meyer. Die Arbeiten sind im Kosten- wie im Zeit-
plan, Anfang November war an der Passauer Straße in Salzweg
„Tag der offenen Tür“.

Der Countdown für den Umzug
von rund 130 Mitarbeitern hatte
bereits Anfang Oktober begonnen.
Als erstes wurde die Registra-
tur „umgesiedelt“. Ab November
zogen die bislang im ehemaligen
OBAG-Gebäude an der Regens-
burger Straße untergebrachten
Dienststellen des Landratsamtes
(Jugendamt und Sozialamt), das
Schulamt (bislang an der Franz-
Josef-Strauß-Brücke), das Touris-
musreferat (bislang Domplatz)
und die Zulassungsstelle in den
Neu- und Erweiterungsbau in
Salzweg um.

Im Frühjahr 2016 ist dann die
offizielle Einweihung des 11.5-
Millionen-Baus geplant. Die Zu-
lassungsstelle hat bereits ihren
Standort in Salzweg, allerdings

bis zum Umzug noch in einem
Ausweichquartier an der Wald-
straße.

Komplexe Baustelle

„Wir liegen sehr gut im Zeit-
plan – und auch im Kostenplan.
Das ist bei einer komplexen
Baustelle dieser Größenord-
nung keine Selbstverständlich-
keit“, so der stellvertretende
Landrat Raimund Kneidinger.
Der Innenausbau ist abge-
schlossen, die Außenanlagen
sind weitgehend fertiggestellt.
Auch Unterstände für Zweirä-
der und ein Carport für Elektro-
autos mit Strom-Tankstelle ste-
hen zur Verfügung. 

Besonders imposant ist die

Registratur im Keller der neuen
Dienststelle. In dem über 50
Meter langen Raum ist Platz für
rund sechs Kilometer Aktenord-
ner. Bislang waren die Unterla-
gen in einem eigenen Gebäude
auf dem ehemaligen OBAG-
Gelände untergebracht.

Zeitplan

Ob für Mitarbeiter, für EDV-
Geräte oder Akten: Für alles
gibt es einen zeitlich getakteten
Umzugsplan, damit unmittelbar
nach dem Tag der offenen Tür
Schritt für Schritt die betroffe-
nen Sachgebiete umziehen kön-
nen. Bis Weihnachten ist dies
abgeschlossen, insgesamt wer-
den dann zusammen mit den be-
reits bestehenden Abteilungen
(Kreismusikschule, Kreisar-
chäologie, Veterinäramt und
Kulturamt rund 160 Menschen
in der neuen Salzweger Dienst-
stelle arbeiten.
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Rekord im Neugeschäft,
Einbruch beim Ertrag
Bayerns Landesbausparkasse widersteht der Nullzins-Krise

Obwohl auch die Bausparkassen sehrunterderNullzins-Politik der
Europäischen Zentralbank (EZB) leiden, konnte die Bayerische
Landesbausparkasse (LBS) im Jahr2015 mit einerBausparsumme
von rund 8,7 Milliarden Euro das beste Bauspar-Neugeschäft ihrer
Unternehmensgeschichte verbuchen. 2014 waren es 8,12 Milliarden
Euro gewesen und 8,4 Milliarden Euro im bisherigen Spitzenjahr
2012. Doch dieser Erfolg ist nur die halbe Wahrheit, denn das Be-
triebsergebnis vor Risikovorsorge, das im Vorjahr 20,3 Millionen
Euro betragen hatte, wird in diesem Jahr etwa auf die Hälfte
schrumpfen. 

Noch deutlicher zeigen sich die
Schwierigkeiten aber darin, dass
der Jahresüberschuss gerade zu ei-
ner „gut schwarzen Null“ reichen
wird. Und ähnlich wird es auch
2016 und vielleicht auch in den
folgenden Jahren aussehen, denn
bei der LBS Bayern geht man da-
von aus, dass die Europäische
Zentralbank auch in den kommen-
den zwei bis drei Jahren keinen
Kurswechsel in ihrer Zinspolitik
vornehmen wird.

Die Eigentümer der LBS Bay-
ern, die bayerischen Sparkassen,
können also nicht auf Dividende
hoffen, müssen vielmehr froh sein,
keine Kapitalhilfe leisten zu müs-
sen. Das müssen dem Vernehmen
nach zum Beispiel die beiden
nordrhein-westfälischen Sparkas-
senverbände, weil die LBS West
nach Presseberichten noch vor
dem Jahresende eine Kapitaler-
höhung um 300 Millionen Euro
benötigt, um die strengen Anfor-
derungen der Aufsichtsbehörden
zu erfüllen. In Bayern läuft es also
noch besser.

Franz Wirnhier, Vorstandsvor-
sitzender der LBS Bayern, kriti-
sierte vor der Presse heftig „die
künstlich niedrig gehaltenen Zin-
sen“. Sie seien schädlich für die
Vermögensbildung, für die private
und betriebliche Altersvorsorge, für
„unser bewährtes System der Kre-
ditvergabe“ und für das Stiftungs-
wesen. Je länger die Nullzins-Poli-
tik der EZB dauere, desto gravie-
render würden die Folgen für die
Volkswirtschaft sein. Schon jetzt sei
damit zu rechnen, dass die Sparnei-
gung in der Bevölkerung tenden-
ziell abnehmen werde. In einer ak-
tuellen Umfrage des Verbandes der
Privaten Bausparkassen fänden
sich bereits Anzeichen dafür, dass
jeder fünfte Deutsche weniger spa-
ren werde, wenn sich die extrem
expansive Geldpolitik der EZB
noch mehrere Jahre fortsetze.

Dass dennoch Bausparen sehr
gefragt ist, liege daran, dass
Bausparverträge Immobiliener-
werbern und Immobilienbesitzern
einen elementaren Nutzen stifte-
ten, nämlich den besten Schutz vor
steigenden Zinsen. So ist es wohl
realistisch, dass die LBS auch für
2016 wieder ein Neugeschäft von
über 8 Milliarden Euro anstrebt.

Um in diesen schwierigen Zei-
ten geschäftlich über die Runden
zu kommen, hat die LBS Bayern
vier Strategie-Maßnahmen ent-
wickelt und auch schon eingelei-
tet: mehr Bauspargeschäft, mehr
Finanzierungen, mehr Balance im

Bausparkollektiv und mehr Kon-
zentration auf das Wesentliche.
Das Neugeschäft wird mit neuen
Tarifen befördert, die von der
Fachpresse wie der Zeitschrift „Fi-
nanztest“ zu den besten Tarifen auf
dem Markt gezählt werden. Und
bei der Verleihung der „Young
Brand Awards“ – ohne Englisch
geht es auch beim Bausparen of-
fensichtlich nicht – wurde die LBS
in der Kategorie „Beliebteste
Bausparkasse“ zum fünften Mal in
Folge auf Platz 1 gewählt. 

Um ihre Neugeschäftziele zu er-
reichen, wird die LBS Bayern ver-
stärkt auf ihren Außendienst als
„mobilen Vertriebskanal“ setzen,
„der die Kunden, wenn ge-
wünscht, auch zu Hause beraten
wird. Die Zusammenarbeit mit
den Sparkassen und der Versiche-
rungskammer Bayern soll im Rah-
men des Sparkassen-Finanzver-
bundes noch enger gestalten wer-
den. Außerdem soll der eigene
Online-Auftritt in die Digitalisie-
rungsstrategie der Sparkassen ein-
gebunden werden.

Durch den Zinsverfall bedingt,
wird die Auszahlung von Bau-
spardarlehen weiter auf 290 (im
Vorjahr: 427) Millionen Euro
zurückgehen. Die Darlehenszin-
sen von Verträgen, die vor fünf,
sechs oder sieben Jahren abge-
schlossen wurden, liegen nämlich
über den heute üblichen Marktzin-
sen. Sie müssen so hoch sein, weil
auch die Spargelder noch relativ
hoch verzinst werden, in manchen
Fällen noch mit bis zu 3,5 Prozent.
Für die Bauparkasse sind solch re-
lativ hoch verzinste Bausparver-
träge eine teure Belastung. Des-
halb bieten sie Bausparern mit äl-
teren Verträgen einen Tarif-Um-
stieg an. Diese Kunden, so das Ar-
gument der Bausparkassen, hätten
so die Möglichkeit, in das aktuelle
Tarifwerk mit Nominalzinsen ab
1,4 Prozent zu wechseln. Sie wür-
den dann so gestellt, als hätten sie
von Anfang an einen Vertrag zu
den heutigen Konditionen mit
zwar niedrigen Spar-, aber auch
mit niedrigen Darlehenszinsen ab-
geschlossen.

Seit Anfang 2014 haben sich
mehr als 35.000 Kunden der LBS
Bayern für einen solchen Umstieg
entschieden. Etwa 10 Prozent der
Kunden nehmen das Umstiegsan-
gebot an, vor allem jene, deren
Vertrag bald zuteilungsreif ist. Von
sich aus kündigen kann die
Bausparkasse nur so genannte Ur-
altverträge. Das sind etwa Verträ-
ge, die erheblich überspart, schon

älter als 23 Jahre oder schon mehr
als zehn Jahre zuteilungsreif sind.
Klagen der gekündigten Kunden
gegen solche Kündigungen haben
die Bausparkassen bisher in aller
Regel vor Gericht gewonnen. Al-
lerdings steht ein höchstrichterli-
ches Urteil noch aus. Die bisheri-
gen Urteile stellen darauf ab, dass
der Sinn eines Bausparvertrages,
wie schon der Name sagt, nicht im
Sparen an sich, sondern in der
Nutzung zum Erwerb, zur Sanie-
rung oder Modernisierung von
Immobilien liegt. Bausparen sei
eben Zwecksparen. Doch je  mehr
junge, niedrig verzinste Verträge in
den Bestand kämen, desto mehr
würden auch wieder Bauspar-
darlehen nachgefragt und ausge-
zahlt werden. Der Trend werde
sich nach und nach wieder umkeh-
ren, ist sich Wirnhier sicher.

Eine weitere Option für Kunden
mit alten Bausparverträgen (mit
höheren Haben-, aber auch höhe-
ren Sollzinsen) ist die Sofortfinan-
zierung. Dabei wird das Guthaben
des alten Bausparvertrages als Ei-
genkapital eingesetzt. Für die dar-
über hinausgehende Finanzie-
rungssumme wird ein Bauspar-
Kombikredit auf dem heutigen
Zinsniveau abgeschlossen. 2015
erreichen die Sofortkredite etwa
700 Millionen Euro, also fast wie-
der die Spitzenwerte der Vorjahre.
Zinssicherheit bis zur letzten Rate
überzeuge viele Kunden.

Neues Produkt

Auch mit einem neuen Produkt
soll das Finanzierungsgeschäft
weiter angekurbelt werden. Ab
Mitte 2016 dürfen Bausparkassen
auch Annuitätendarlehen ohne
Bindung an einen Bausparvertrag
anbieten, die dann aus dem
Bauspar-Kollektiv refinanziert
werden dürfen. Annuitätendarlehen
haben aber im Gegensatz zu den
länger laufenden Bausparverträgen
keine Sonderkündigungsmöglich-
keit und auch nicht unbedingt eine
Zinsbindung für die gesamte Lauf-
zeit. Außerdem können Bauspar-
kassen künftig Hypothekenpfand-
briefe begeben, um sich zu refinan-
zieren. Bei der LBS Bayern sieht
man dafür aber derzeit keinen Be-
darf. Und schließlich sollen die
Bausparkassen, so will es der Ge-
setzgeber, künftig ihr Geld auch in
Aktien anlegen dürfen.

Naturgemäß spielt in Nullzins-
Zeiten die Kostensenkung eine be-
sonders wichtige Rolle. Durch die
Einführung niedrig verzinslicher
Bauspartarife und den systemati-
schen Abbau hochverzinslicher
Altverträge („Umstieg-Angebot“)
konnte die durchschnittliche Ein-
lagenverzinsung von 1,99 Prozent
im Vorjahr auf 1,73 Prozent in
2015 gesenkt werden. Die Sach-
kosten sollen jährlich um 8 Millio-
nen Euro gesenkt werden. 2015
wurde schon die Hälfte davon rea-

lisiert. Auch am Personalabbau
kommt die LBS nicht vorbei. Bis
Ende 2017 sollen von 630 Vollzeit-
stellen im Innendienst 90 abgebaut
werden über Teilzeitarbeit, vorge-
zogenen Ruhestand und ähnlich
Regelungen. Zwei Drittel des Ab-
baus wurden schon 2015 durchge-
zogen. Des Weiteren werden von
den etwa 100 Geschäftstellen im
Lande einige „abgebaut“. Wie vie-
le, steht angeblich noch nicht fest.
Treffen wird es vor allem so ge-
nannte Zwei-Mann-Filialen. Das
allgemeine Motto heißt: Konzen-
trieren aufs Kerngeschäft.

Im volkswirtschaftlichen Teil
seiner Ausführungen ging Wirn-
hier auf die Rahmenbedingungen
des Wohnungsbaus und des Wohn-
immobilienmarktes in Deutsch-
land ein. Nachfrage nach Wohn-
raum und Neubaubedarf seien
enorm hoch. Dafür sorgten neben
dem heimischen Eigenbedarf auch
die starke Zuwanderung, aber
auch die fehlenden Alternativen
für Kapitalanleger und die günsti-
gen Finanzierungsmöglichkeiten
in der Niedrigzins-Phase. Allein
für die Flüchtlinge würden etwa
160.000 Wohnungen benötigt.
Bundesweit müssten wegen des
angestauten Nachholbedarfs bis
2020 jährlich zwischen 350.000
und 400.000 Wohnungen entste-
hen. 2014 sind aber nur 245.000
Wohnungen entstanden. 

Sozialen Wohnungsbau 
wiederbeleben

Um diese Herausforderung zu
bewältigen, so der LBS-Chef,
brauche das Land eine nachhal-
tige Wiederbelebung des sozialen
Wohnungsbaus und attraktive An-
gebote für Selbstnutzer und Kapi-
talanleger. Das gelte speziell für
Bayern. Doch die Baugenehmi-
gungen im Freistaat hinkten der
Entwicklung weit hinterher. 37.000
Baufreigaben in den ersten neun
Monaten 2015 bedeuteten sogar ein
Minus von etwa 3 Prozent gegen-
über dem Vorjahr. Der bayerische
Innenminister Joachim Herrmann,
der auch für den Wohnungsbau im
Freistaat zuständig ist, halte schon
seit Langem mindestens 70.000
Einheiten pro Jahr für nötig – „wo-
bei die aktuellen Migrationszahlen
noch gar nicht berücksichtigt sind“.

Für Wirnhier und seine Vor-
standskollegen ist klar: Der Staat
ist gefordert, und zwar nicht nur
der Bund, sondern auch die Län-
der. Das Zehn-Punkte-Programm
der Bundesregierung weise in die
richtige Richtung. Vereinfachun-
gen im Bauplanungsrecht, verbil-
ligte Abgabe von Grundstücken,
Kosten sparende Produktionsver-
fahren, mehr Fördermittel und
steuerliche Anreize sollen zügig
auf den Weg gebracht werden. 

Wichtig sei auch, die Rolle des
selbst genutzten Wohneigentums
besser als bisher zu beachten, u.a.
durch steuerliche Förderung und
verbesserte Abschreibungsmög-
lichkeiten. Der Selbstnutzer ma-
che in der Regel eine Mietwoh-
nung frei. Dies sei ein wichtiger
Sickereffekt. Großen Bedarf sieht
Wirnhier an altersgerechten und
energetischen Sanierungen. Des-
halb habe Bayern mit seinem

10.000-Häuser-Programm einen
guten Schritt auf dem Weg zur En-
ergiewende getan. Dieses Pro-
gramm stellt Zuschüsse zwischen
1.000 und 18.000 Euro zur Verfü-
gung, wenn die Heizung ausge-
tauscht oder erneuerbare Energien
eingesetzt werden.

Unzufrieden zeigt sich die LBS
aber mit der staatlichen Förderung.
Die Wohnungsbauprämie und die
vermögenswirksamen Leistungen
mit der Arbeitnehmersparzulage
seien zwar hilfreiche Sparanreize,
insbesondere für junge Menschen,
die für einen späteren Wohnungs-
eigentumswunsch vorsorgen woll-
ten, doch könnten diese Angebote
oftmals ihr Ziel nicht mehr errei-
chen, weil die Einkommensgren-
zen, bis zu denen sie gewährt wer-
den, seit rund 20 Jahren nicht mehr
an die allgemeine Einkommensent-
wicklung angepasst wurden. Eine
Anhebung dieser Einkommens-
grenzen sei dringend geboten. 

Gute Wirkung zeige auch, wenn
beim Wohnriester die Förderbe-
dingungen die Inflation berück-
sichtigen würden. Die steuerliche
Förderung sei seit ihrer Ein-
führung 2008 bei 2100 Euro ein-
gefroren. Wirnhier hält die ge-
nannten Maßnahmen für Verbes-
serungen im gesellschaftlichen In-
teresse, denn heutzutage habe die
Altersvorsorge über eine eigene
Immobilie einen noch höheren
Stellenwert. Wohneigentümer
bauten bei gleichem Einkommen
sechsmal so viel Vermögen auf
wie Mieter, zeige  eine Analyse
des Forschungsinstituts Empirica.

Unmittelbare Auswirkungen
auf die Geschäftstätigkeit der
Bausparkassen werde die Novel-
lierung des Bausparkassengeset-
zes haben. Dass Gesetzgebungs-
verfahren soll bis zum 18. Dezem-
ber abgeschlossen sein. Neben der
Refinanzierung von Annuitäten-
darlehen aus dem Bausparkollek-
tiv, was zuvor schon erwähnt wur-
de, gibt die Novelle den Bauspar-
kassen die Möglichkeit, auf den
„Fonds zur bauspartechnischen
Absicherung“ zurückzugreifen,
um den Auswirkungen des Nied-
rigzinsumfeldes entgegenzuwir-
ken. Seit den 90er Jahren durfte
dieses bilanzielle Sicherungskon-

strukt nur eingesetzt werden, wenn
ein lang anhaltender Zinsanstieg
die Liquidität des Baussparkollek-
tivs unter Druck setzt. Die Belei-
hungswertgrenze bei Finanzierun-
gen von selbst genutztem Wohnei-
gentum wird von 80 auf 100 Pro-
zent erhöht. Finanzierungen ober-
halb von 80 Prozent sind bereits
üblich, „weil die Ausfallquoten bei
Bausparkassen auf Grund ihrer si-
cherheitsorientierten Produkte tra-
ditionell extrem gering sind“. Ins-
gesamt, so der LBS-Chef, bringe
das Bausparkassenänderungsge-
setz sinnvolle Erweiterungen des
kollektiven Bausparens.

Leider seien aber nicht alle ge-
setzlichen und aufsichtsrechtli-
chen Initiativen, die sich an die
Bausparkassen richteten, so kon-
struktiv. Im Gegenteil, oft werde
mit Kanonen auf Spatzen geschos-
sen. Seit dem Ausbruch der Fi-
nanzkrise sei geradezu ein Regu-
lierungs-Tsunami über die Finanz-
wirtschaft hinweg gerollt. Die Fi-
nanzmärkte bräuchten Proportio-
nalität und Augenmaß im Vorge-
hen der Regulierungsbehörden.
Diese müssten bei ihren Auflagen
nach Risikogehalt, Größe und Ge-
schäftsmodell von Kreditinstituten
differenzieren. „Die behördliche
Regulierungswut, die nicht zwi-
schen systemrelevanten Großban-
ken und regionalen Kreditinstitu-
ten unterscheidet, kostet uns jedes
Jahr Millionen. Diese gewaltige
zusätzliche Belastung verschärft
weiter den außerordentlichen Er-
tragsdruck durch die Nullzinspoli-
tik der EZB“, kritisierte Wirnhier.

Trotz aller Schwierigkeiten sieht
sich die LBS Bayern für die Zu-
kunft dennoch gut gerüstet. „Auch
bei einem ultraniedrigen Kapital-
markt-Zinsniveau werden wir uns
mit unserem Maßnahmenplanbe-
haupten.“ Dieser Plan zeige bereits
erste Erfolge, nicht zuletzt dank
der weiteren Absenkung der Einla-
genverzinsung. Konkret zeigen
sich die guten Erwartungen darin,
dass die LBS Bayern davon aus-
geht, dass ihr Auszahlungsvolu-
men an LBS-Darlehen wieder auf
1,2 Milliarden gesteigert werden
kann, denn allmählich begännen
die Umstellungsmaßnahmen voll
zu greifen. dhg.

Zinslose Sonderförderung der
BayernLabo für Flüchtlingsunterkünfte

Der Umgang mit dem Flüchtlingszustrom stellt aktuell eine der
größten Herausforderungen für die bayerischen Kommunen dar.
Aus diesem Grund beteiligt sich die BayernLabo, die Kommunal-
und Förderbank des Freistaats Bayern, an der „Sonderfazilität
Flüchtlingsunterkünfte“ der KfW und erweitert das Förderpro-
gramm „Investkredit Kommunal Bayern“.

Mit der „Sonderfazilität Flücht-
lingsunterkünfte“ können die Ko-
sten für Neubau, Umbau oder Er-
werb, sowie Modernisierung und
Ausstattung von Flüchtlingsunter-
künften grundsätzlich zu 50 Pro-
zent, bei Kosten von bis zu 2 Mio.
Euro sogar in voller Höhe finan-
ziert werden. Es sind Kreditlaufzei-
ten von 10, 20 und 30 Jahren mög-
lich, der Zinssatz wird programm-
gemäß für 10 Jahre festgeschrieben
und beträgt aktuell 0,00% p.a.

Das über die BayernLabo zur
Verfügung stehende Kontingent
liegt derzeit bei 47 Mio. Euro. Die

Beantragung und Abwicklung er-
folgt wie gewohnt einfach und di-
rekt über die BayernLabo in Mün-
chen bis spätestens 30. März 2016.
Anträge werden in der Reihenfol-
ge ihres Eingangs berücksichtigt.
Der Abruf der Mittel muss inner-
halb von neun Monaten, späte-
stens jedoch bis zum 31. Dezem-
ber 2016 erfolgen.

Zur Deckung des weiteren Fi-
nanzierungsbedarfs bietet die
BayernLabo zinsgünstige Ka-
pitalmarktkredite an, die mit der
Sonderförderung kombiniert wer-
den können.
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Neues Wohnen für Einheimische und Flüchtlinge:

Holzblockhäuser
zum Selbstbauen 

„Ein Haus, das sich auf kluge Weise bescheidet, kann mehr als 
100 Jahre halten“, sagt Architekt Christoph von Oefele, der
gemeinsam mit Clemens Nuyken das MünchnerArchitekturbüro
N-V-O leitet. Die beiden Planer verfolgen das Ziel, maßgeschnei-
derte, anspruchsvolle und langlebige Architekturlösungen für
ihre Auftraggeber zu entwickeln. Dabei ist es ihnen wichtig, dass
immer der Mensch im Vordergrund steht.

„Für kostenbewusste Einheimi-
sche und Flüchtlinge“ entwerfen
Nuyken von Oefele Architekten
unter anderem Wohnhäuser zum
Selbstbauen. Bei diesen Häusern
in Holzblockbauweise werden die
technischen Systeme auf ein Mini-
mum reduziert und die Vorteile ei-
ner ausgeklügelten Bauphysik ge-
nutzt. Von Oefele zufolge „bauen
wir heute viel zu aufwändig – das
ist teuer“. Ein High-Tech-Bau sei
nicht nur in der Anschaffung kost-
spielig, sondern auch wartungsin-
tensiv. Da spätestens nach ein paar
Jahrzehnten viele der technischen
Komponenten veraltet, wenn nicht
defekt seien, setze das Team wo
immer es geht, auf Langlebigkeit.
So auch in Reichersbeuern im Töl-
zer Land, wo N-V-O ein Mehrge-
nerationenhaus mit einem großen
Atelier gebaut hat. Kostenpunkt:
330.000 Euro. 

Einfache Haustechnik

Den massiven Kern des Wohn-
gebäudes bilden zwei überein-
ander angeordnete gemauerte 
Grundöfen. Sie werden aufgrund
ihrer Speichermasse nur einmal
am Tag angeheizt und strahlen
über 24 Stunden ihre Wärme ab.
Die Gebäudehülle aus massivem
Holz (mehrschichtige Blockbau-
weise) fängt die Wärmestrahlung
auf und speichert sie. Sie ist durch
die Verarbeitung ohne Nagel,
Leim und Oberflächenbehandlung
voll rezyklierbar und bleibt diffusi-
onsoffen. Die thermische Energie
wird in den Bauteilen gespeichert.

Die „Haustechnik“ wurde so
einfach wie möglich gehalten. Die
einzige „Technik“ sind 4,5kWpe-
ak Photovoltaik am Dach. Sie
decken die Warmwasseraufberei-
tung und den Strombedarf für die
Hausgeräte ab. 

So wenig aufwändig sich das
Energiekonzept darstellt, so ab-
wechslungsreich ist die Dramatur-
gie der Räume. Der Wohnraum er-
streckt sich bis hinaus unters
Dach. Geschlossene Räume sind
Fehlanzeige, dafür gliedern Rega-
le wie auch die verschiedenen
Ebenen den Raum.

Das Grundstück bietet ganz un-
terschiedliche Charaktere: nahe
Bezüge wie die alten Eichen und
den Kirchturm und ferne Blicke zu

den Alpen oder über Reichersbeu-
ern. Jeder Bereich im Haus fängt
einen dieser Bezüge ein und
sorgt für ein abwechslungsreiches
Raumgefüge. 

Bei N-V-O-Wohnhäusern in
Holzblockbauweise werden alle
Balken fertig vorgefräst und num-
meriert auf die Baustelle geliefert
und vor Ort ohne Gerüst und Kran

Christoph von Oefele.

zusammengesteckt. Fassadenbe-
kleidung oder innere Auskleidun-
gen entfallen, die natürlichen, so-
liden Holzoberflächen bleiben
sichtbar und werden durch Wetter
und Benutzung sogar schöner. 

Die Gebäude sind vollkommen
schadstofffrei, können bei Bedarf
zerlegt und an anderer Stelle wie-
der aufgebaut werden oder am En-
de ihrer (langen) Lebensdauer pro-
blemlos als sortenreines Brenn-
holz verwertet werden.

Geborgenes Zuhause

Der massive Holzbau schützt
vor Kälte genauso wirkungsvoll
wie vor sommerlicher Überhit-
zung. Er wirkt feuchteregulierend,
ist schadstofffrei und riecht ange-
nehm. Das Holz vermittelt freund-
liche und natürliche Wohnlichkeit,
kurz: ein geborgenes Zuhause.

Die massiven Holzwände und
die starken Balkendecken verkoh-
len im Brandfall nur äußerlich, be-
halten aber ihre Tragfähigkeit. Da-
mit bleibt viel Zeit für die Rettung.
Der Brandüberschlag von Haus zu
Haus wird durch eigenständige,
durch eine Mineralwollschicht ge-
trennte Wände unterbunden. Alle
Räume des oberen Stockwerks
können mit einer einfachen Hand-
leiter evakuiert werden.

Durch eine ökologische, robuste
und langlebige Bauweise sind die
Holzblockhäuser äußerst wirt-
schaftlich. In Kombination mit
wenig Technik sorgt dies für lang-
fristigen Nutzen bei geringsten
Betriebskosten.

Zukunft gestalten

„Klug vorausgedacht hat, wer
die Bebauung so konfiguriert, dass
sie städtebaulich langfristig funk-
tioniert und sich in das Ortsbild in-
tegriert“, meint von Oefele. Selbst
bauen helfe die Vergangenheit zu
bewältigen und die Zukunft mit zu
gestalten. Dabei könne  der Einzel-
ne viel lernen, sich einbringen und
Kontakte knüpfen. Gemeinsames
Bauen löse eine positive Dynamik
aus, schaffe Gemeinschaft und
Identität und entlaste die Kassen.
„Das Ergebnis kann sich sehen
lassen und trägt allseitig zu Wert-
schätzung und Integration bei.“
Die Bauzeit ab der Lieferung des
Bausatzes bis zur Fertigstellung
des Daches beträgt übrigens gera-
de einmal ca. fünf Tage. DK

Deutscher Bauherrenpreis 2015: 

Hohe Qualität 
zu tragbaren Kosten

In der Kategorie Modernisierung wurden in Berlin die Preise des
Wettbewerbs zum Deutschen Bauherrenpreis 2015 verliehen. Un-
ter dem Vorsitz von Jochen König, Architekt BDA, zeichnete die
Jury zehn Projekte des wichtigsten nationalen Wohnungsbauwett-
bewerbs mit einem Preis aus, zehn weitere Projekte erhielten eine
besondere Anerkennung. Darüber hinaus wurde der Sonderpreis
„Denkmalschutz im Wohnungsbau“ vergeben. Zu den Siegern
zählen auch Projektrealisierungen auf bayerischem Boden. 

Ausgezeichnet wurde die Ge-
nossenschaft KunstWohnWerke
gemeinsam mit Holzfurtner und

Bahner Architekten, die in Mün-
chen – Streitfeldstraße bezahlbare
Wohn- und Arbeitsräume in den

Gebäuden einer ehemaligen Klei-
derfabrik geschaffen hat. Der ehe-
malige Verwaltungsbau in Stahl-
betonbauweise aus dem Jahr 1971
und gegenüberliegende Produkti-
onshallen wurden so umgebaut und
energetisch saniert, dass loftähnli-
che Einheiten entstanden sind, in
denen sich Wohnen und Arbeiten
gut miteinander verbinden lassen.

Durch vielfältige Eigenleistun-
gen der Genossenschaftsmitglie-
der entstanden neun Einheiten, die
Wohnen und Arbeiten miteinander
verbinden. Die Umnutzung der für
das Wohnen scheinbar ungünsti-
gen Baustruktur erfolgte sehr am-
bitioniert. Die realisierte Absicht,
vorhandene Charakteristika der
Konstruktion und der Architektur
zu erhalten und sie positiv für neue
Nutzungen zu verwenden, ist nach
Ansicht der Jury nicht nur aus
wirtschaftlichen und ökologi-
schen, sondern auch aus gestalteri-
schen Aspekten zu würdigen. Die
durch die hervortretenden Beton-
stützen einprägsame Fassaden-
struktur blieb so erhalten.

Trotz begrenzter finanzieller
Mittel erfolgte eine komplette Ge-
bäudesanierung von der Haustech-
nik bis zur Fassade. Durch den
Einbau neuer Holzfenster wurde
EnEV Standard erreicht. Vorge-
fertigte hochwärmegedämmte
Brüstungselemente mit einer Lär-
chenstülpschalung ersetzten die
Waschbetonplatten.

Die Finanzierung erfolgte durch
Genossenschaftsanteile der Mit-
glieder, Darlehen und KfW-Kredi-
te. Die Ateliers sorgen im Stadt-
viertel für ein neues und vielfälti-
ges kulturelles Angebot. Ausstel-
lungs- und Veranstaltungsräume
sowie Gäste- und Förderateliers
öffnen sich als Orte der Kreativität
nach außen. Der Innenhof und das
aufgeständerte Erdgeschoss dienen
als Begegnungs- und Aktionsraum.

Der Sonderpreis „Denkmal-
schutz im Wohnungsbau“ wurde
für die beispielhafte Sanierung
zweier Wohnhäuser am Marktplatz
von Kraiburg/Inn nach dem Leit-
bild „Historisches Stadthaus weiter-
gedacht“ vergeben. ARIS Architek-
ten ist es gemeinsam mit der Bau-
herrin Angelika Anglhuber gelun-
gen, grundlegend neue Wohnqua-
litäten mit hoher Energieeffizienz
zu schaffen und gleichzeitig den an-
spruchsvollen Vorgaben des Denk-
malschutzes Rechnung zu tragen.

An prominenter Stelle, am
Marktplatz, in unmittelbarer Nach-
barschaft zum Rathaus der kleinen
Stadt, wurden zwei jeweils drei-
achsige Häuser durch eine ge-

schickte und sensible Zusammen-
legung sowie ergänzenden Neu-
bau erhalten und zugleich für neue
Nutzungen umgebaut. Das mit der
Traufe zum Platz stehende Gebäu-
de wurde denkmalpflegerisch auf-
wendig saniert, um den Original-
zustand von 1845 weitgehend
wiederherzustellen. Für das be-
nachbarte, jahrelang leerstehende
und einsturzgefährdete Gebäude
war eine Neuinterpretation des
„Altstadthauses“ notwendig.

Ganz bewusst wurden moder-
ne Gestaltungselemente im
Kontrast zum historischen Be-
stand verwendet, als klar ablesba-
re Zäsur zwischen Alt und Neu.
Die Mischnutzung von Gewerbe
im Erdgeschoss sowie Wohnen
und Gästezimmer im 1. und 2.
Obergeschoss trägt zur Belebung
des Ortszentrums bei. Der Ausbau
des Dachgeschosses schaffte zu-
sätzlichen Raum. Die aufgrund
der großen Bautiefe schwierigen
Belichtungsverhältnisse wurden
durch gelungene Grundrisse und
eingefügte kleine Lichthöfe ge-
schickt kompensiert. 

Die behutsame Zusammenle-
gung der beiden Häuser hat eine
überzeugende Lösung der Er-
schließung und der Fluchtwegsi-
tuation ermöglicht. Die neu gestal-
tete Hofseite mit ihren Terrassen,
großzügigen Räumen und Fenstern
entwickelt das Denkmal mit zeit-
gemäßen Wohnqualitäten weiter. 

Das energetische Konzept basiert
auf moderner Haustechnik mit ei-
nem Blockheizkraftwerk und einer
Photovoltaikanlage. Der hausinter-
ne Stromertrag wird selbst genutzt.
Zusätzlich wurde eine umfassende
Dämmung, fein abgestimmt auf die
jeweiligen Anforderungen aus dem
Gebäudebestand, aufgebracht. 

Die Jury würdigt die beispielge-
bende Verbindung von denkmalge-
rechter Sanierung mit modernem
Design, neuer Nutzungsqualität
und innovativer technischer Lö-
sung. Die dafür notwendige und
zeitaufwendige Zusammenarbeit
beteiligter Ämter, Eigentümer und
Fachleute wird hervorgehoben. 

Mit seinem Leitbild „Hohe
Qualität zu tragbaren Kosten“
steht der Deutsche Bauherren-
preis, den die Arbeitsgruppe Ko-
operation des GdW Bundesver-
band deutscher Wohnungs- und
Immobilienunternehmen, des
Bundes Deutscher Architekten
(BDA) und des Deutschen Städ-
tetages auslobt, wie kein anderer
Wettbewerb dafür, dass nachhal-
tiges Bauen baukulturell vorbild-
lich, aber auch kostengünstig
sein muss, und zwar betrachtet
über den gesamten Lebenszy-
klus eines Gebäudes. Eine be-
sondere Herausforderung stellt
diese Betrachtungsweise für
denkmalgeschützte Wohnbauten
dar, weshalb sich die Deutsche
Stiftung Denkmalschutz ebenfalls
am Wettbewerb beteiligte. DK

Permanente Kontrolle
der Dachlast

Schneelast-Warnsystem soll Unglücke vermeiden

DerEinsturz derEissporthalle in Bad Reichenhall im Jahre 2006 ist
in unseren Köpfen nicht mehr präsent. Die letzten, sehr ruhigen
Winter, wiegen uns in trügerischer Sicherheit. 

Eine Brandmeldeanlage ist Vor-
schrift beim Bau einer Halle.
Selbstverständlich hofft jeder-
mann, dass diese niemals Alarm
schlägt. Also wird hier eine Inve-
stition in die Sicherheit getätigt,
mit der Hoffnung, diese nie zu
benötigen. Die Überwachung der
Flachdächer dagegen wird extrem
vernachlässigt. Natürlich ist man
froh, keine massiven Schneefälle
zu erleben. Aber was ist, wenn
doch? Dann ist derjenige im Vor-
teil, der sein Dach mit einem Über-
wachungssystem versehen hat. 

Nicht klar ist vielen die Tatsa-
che, dass aufgrund Temperaturen
um den Gefrierpunkt, die Schnee-
last in kg/m² auf den Dächern eher
zunimmt. Jeder kennt dieses Phä-
nomen vom Schneeschaufeln. Der
Schnee, der bei diesen Temperatu-
ren fällt, besitzt ein extremes Ge-
wicht, da er viel Nässe gebunden
hat. Wir erleben nicht mehr die
„harten“ und kalten Winter. In un-
seren Breitengraden bewegen sich
nun einmal die Temperaturen im
Winter um den Gefrierpunkt. 

Unsere Niederschläge sind un-
berechenbar geworden. Die Firma
roofguards GmbH bietet mit
ihrem SchneelastWächter die
Möglichkeit, die Schneelast auf
den Dächern berechenbar zu ma-
chen. Der SchneelastWächter der
Firma roofguards GmbH wurde
entwickelt, um die Einsturzgefahr
von Dächern rechtzeitig und ein-
fach zu erkennen und Gegenmaß-
nahmen einleiten zu können. Das
Gewicht der Schnee- Dachlast wird
permanent gemessen. Die Mess-
werte werden ständig aktualisiert
und protokolliert. Bei drohender
Gefahr wird der Alarm per Email
und SMS (optional) ausgelöst. 

Die dafür nötigen Grenzwerte
können je nach Gebäude und
Dachkonstruktion individuell ein-
gegeben werden. Das System ist
mittels eines GMS-Systems mit
dem Internet-Datenportal verbun-
den. Die aktuelle Belastung pro m²
kann hier bequem vom Schreib-
tisch aus abgelesen werden – ohne
gefährliche Dachbegehungen. Ge-
genmaßnahmen können so recht-
zeitig veranlasst werden. Die Ein-
bindung verschiedener Standorte in
das Internet-Portal ermöglicht es,
alle Gebäude eines Unternehmens
von einem zentralen Punkt aus zu
überwachen. Die zusätzliche Ein-
bindung in die vorhandene Gebäu-
deleittechnik ist ebenfalls möglich. 

Den Schneelasten auf Dächern
wurde bisher nicht genug Augen-
merk geschenkt. Im Gegensatz zur
Lawinensituation gibt es keine
qualifizierten Informationen über
die Belastung durch die weiße
Pracht. Der SchneelastWächter
bietet nun die Möglichkeit zur di-
rekten Überwachung der aktuellen
Schneelast und dient als nützliche
Entscheidungshilfe für die Verant-
wortlichen. 

Städte und Gemeinden könnten
die ermittelten Daten und Auf-
zeichnungen öffentlich zugänglich
machen und so mehr Transparenz
für Ihre Bürger schaffen. Eine
Möglichkeit dazu wäre z.B. die
Einbindung der aktuell vorhande-
nen Schneelast auf der Internetsei-
te der jeweiligen Städte oder Ge-
meinden. Das mag nicht nur den
besorgten Anwohner beruhigen,
sondern dem einen oder anderen
Hausbesitzer auch einen Richtwert
für seine eigenen Gebäude im
Umkreis geben. 
Infos: www.roofguards.de
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Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

Teamplayer.
Der Bürgerbüro-Arbeitsplatz 
powered by SYNERGO®

Die Zukunft der Verwaltung fi ndet jetzt statt.
Die neu entwickelten Fachverfahren auf Basis der SYNERGO®-Produktge-
neration überzeugen nicht nur durch den Einsatz modernster Technolo-
giestandards, sondern sind durch einheitliche Bedienkonzepte schnell 
erlernbar. Der Name ist Anspruch und Programm: Synergien über alle Fach-
bereiche hinweg. Überzeugen auch Sie sich, wie teamfähig und integrativ 
der Verwaltungs- und Bürgerbüro-Arbeitsplatz der Zukunft ist.

Pressegespräch mit AKDB-Vorstand Alexander Schroth:

Klarer Mehrwert 
für Kommunen

Seit mehr als vier Jahrzehnten ist die Anstalt für Kommunale
Datenverarbeitung in Bayern in der kommunalen Landschaft
verwurzelt. Wie stark, zeigte sich einmal mehr auf der Kom-
munale 2015 in Nürnberg, wo AKDB, Tochterunternehmen,
Kooperationspartner und externe Referenten erneut ihr ge-
samtes Themenspektrum rund um die kommunale IT präsen-
tierten.

In einem Pressegespräch zog
Vorstandsvorsitzender Alexan-
der Schroth Bilanz und sprach
von einem „sehr guten Messe-
verlauf“, mit dem man „extrem
zufrieden“ sei. Der Andrang am
Messestand und in Fachvorträ-
gen sei sehr groß gewesen, zu-
dem hätten intensive Kunden-

gespräche auf Fach- und Ent-
scheiderebene zu weiterent-
wickelten Lösungen und neuen
Produkten stattgefunden. Insge-
samt sieht sich die AKDB im
kommunalen Software-Markt
gut aufgestellt, besitze sie doch
das notwendige Spezialwissen
über die Kommunalverwaltung.

Eine Kooperation mit Signal-
wirkung stellt die Vereinbarung
des kommunalen Dienstleisters
mit dem Sparkassenverband
Bayern dar (wir berichteten).
Das Ziel: In bayerischen Spar-
kassen-Filialen sollen die Bür-
ger über ein Terminal künftig
E-Government-Dienste nutzen
können. Dahinter steht die
Technologie des AKDB-Bür-
gerservice-Portals, der zentralen
Plattformlösung für erfolgrei-
ches eGovernment. 

AKDB-Bürgerservice-Portal

Die Lösung umfasst laut
Schroth sowohl den Betrieb des
Bürgerservice-Portals im Re-
chenzentrum der AKDB als
auch dessen individuelle Erstel-
lung und Integration in den be-
stehenden Internetauftritt der
Kommune. Darüber hinaus pro-
fitieren die bayerischen Kommu-
nen von den Berechtigungszerti-
fikaten der AKDB, die für jeden
Online-Dienst in Verbindung mit
dem neuen Personalausweis er-
forderlich sind. Das spart jede
Menge Aufwand und Geld.

Die Nutzung von Verwal-
tungsdienstleistungen ist auch
außerhalb der Öffnungszeiten von
Ämtern und Behörden möglich,
zu jeder Zeit, 24 Stunden täglich.
Das Bürgerservice-Portal umfasst
über 70 Online-Dienste und wird
dem AKDB-Vorstand zufolge
bundesweit von inzwischen mehr
als 400 Kommunen eingesetzt.
Darunter befinden sich fast alle

bayerischen Landkreise im
Rahmen des Projekts i-Kfz, das
die medienbruchfreie Abmel-
dung von Fahrzeugen ermög-
licht. 

Hoch ist nach Schroths Anga-
ben die Nachfrage bei Doku-
menten-Management-Systemen
(DMS). Hier bringe die AKDB
die E-Akte in die Fachverfah-
ren, über Schnittstellen auch in 
Lösungen von Drittanbietern.
Mittlerweile haben knapp 600
Kommunen in ihren Personal-,
Finanz-, Einwohnermelde-, Grund-
stücks- und vielen weiteren Ver-
waltungsbereichen etwa 1.100
elektronische Aktenlösungen der
AKDB im Einsatz. 

Neue Produktgeneration

Eine Neuheit auf der Kom-
munale 2015 war der „Verwal-
tungsarbeitsplatz der Zukunft“
auf Basis der neuen Produktge-
neration SYNERGO®. In zahl-
reichen Gesprächen konnten
sich Kommunalvertreter davon
überzeugen, wie sich Verwal-
tungsprozesse, die über den PC
oder das Mobilgerät des Bür-
gers angestoßen werden, sicher,
komfortabel und medienbruch-
frei in den neuen SYNERGO®-
Fachverfahren erledigen lassen.
Kunden bestätigten die Vortei-
le der einheitlichen und verfah-
rensübergreifenden Bedien-
oberflächen und der prozessge-
stützten Fallbearbeitung. 

Weniger Interesse
an Doppik-Umstellung 

„Abgeflaut“ ist nach Schroths
Worten dagegen das Interesse
der Kommunen an einer Dop-
pik-Umstellung. Da die Finanz-
Software der AKDB aber so-
wohl den doppischen als auch
den kameralen Buchungsstil in

hoher Qualität abdecke, könne
die Anstalt für Kommunale Da-
tenverarbeitung als neutraler IT-
Dienstleister dies verschmer-
zen. Gewachsen sei allerdings
das Interesse an Business-Intelli-
gence-Lösungen, die einen kenn-
zahlengesteuerten Haushalt er-
möglichen. 

Mit Blick auf die aktuellen
Flüchtlingsströme verwies der
AKDB-Vorstand darauf, dass
die von der Bundespolizei oder
den Ländern erfassten Daten
der Flüchtlinge nicht automa-
tisch von den Ausländerbehör-
den der Kommunen übernom-
men werden können. „Aufgrund
der Vielzahl an Fällen muss das
Ziel sein, eine mehrfache Date-
nerfassung zu vermeiden“, führ-
te Schroth aus, weshalb die
AKDB an der Entwicklung von
Schnittstellen arbeite.

Software für die 
Flüchtlingsunterbringung

Inzwischen hat die AKDB ex-
klusiv für bayerische Kommunen
eine Software für die Flüchtlings-
unterbringung auf den Markt ge-
bracht. Die Anwendung leistet ei-
ne effektive Hilfe bei einem Pla-
nungs- und Logistikprozess, der
kaum noch mit Listen und Tabel-
len bewältigt werden kann.

Einfache Handhabung

Konkret unterstützt die Lö-
sung Tau-Office Unterkunfts-
management der Firma rocom
GmbH die in Landkreisen und
kreisfreien Städten für die Un-
terbringung zuständigen Sach-
gebiete – Koordinierungsstelle
Asyl, Ausländerbehörde, Sozi-
alamt – bei der flexiblen Erfas-
sung von Unterkünften, ermög-
licht eine Belegungs- und Kapa-
zitätsplanung und dokumentiert

alle Aktivitäten wie Impfungen,
BAMF-Anhörung, Kindergar-
tenplatz-Suche oder Einschu-
lung der Kinder sowie Kosten
und Statistiken. Außerdem kön-
nen auch Mietverträge und Fo-
tos von Mietobjekten zu Doku-
mentationszwecken hinterlegt
werden. Die einfache Handha-
bung des Programms ermög-
licht auch ungeübten Anwen-
dern einen schnellen Einstieg
und lässt sie leicht in der Soft-
ware zurechtfinden. 

Apropos Unterkunft: Als eine
der zahlreichen Messeneuheiten
der Kommunale präsentierte die
AKDB das Modul OK.GIS Im-
mobilienbörse. Der Web-Service
OK.GIS unterstützt Kommunen
dabei, kommunale Geofachdaten
wie Karten zur Bauleitplanung,
zum Regionalmarketing oder
zum Tourismus sicher und flexi-
bel online anzuzeigen. 

Flächenmanagement

Mit dem Modul OK.GIS Im-
mobilienbörse können kommu-
nale Mitarbeiter leerstehende Ob-
jekte, Baulücken oder neu ausge-
wiesene Bauplätze in TERAwin-
EXP Flächenmanagement erfas-
sen, per Klick im Internet veröf-
fentlichen und als Innenentwick-
lungspotenziale zum Verkauf an-
bieten. Dies geschieht nur mit Zu-
stimmung der Eigentümer: Kom-
munen, kommunale Verbünde
oder sonstige kommunale Ge-
bietskörperschaften wie Land-
kreise leisten damit einen aktiven
Beitrag zur erfolgreichen Vermitt-
lung und stellen bei Interessente-
nanfragen den Kontakt zu den Ei-
gentümern her. Bürger und Inve-
storen sind so schnell in der Lage,
sich auf der kommunalen Website
einen Überblick über verfügbare
Bauplätze und Leerstände zu ver-
schaffen. DK

Vorankündigung:

AKOGIS Seminare 
im Frühjahr 2016

DerArbeitskreis Kommunale Geoinformationssysteme (AKOGIS)
ist ein Zusammenschluss von Vertretern von Kommunen, Pla-
nungs- und Ingenieurbüros, Systemhäuser für Softwareentwick-
lung, der Hochschulen und der bayerischen Vermessungsverwal-
tung. Seit nunmehr bald zwölf Jahren bietet derAKOGIS Semina-
re und Workshops zu aktuellen Themen der Geodatennutzung und
Arbeitshilfen für GIS-Entwickler, GIS-Verantwortliche und GIS-
Anwender zum kostenlosen Download an. Ziel des AKOGIS ist es,
Kommunen praxisnah bei der Einführung und beim Betrieb ihres
GIS zu unterstützen, wobei technische wie wirtschaftliche Aspekte
gleichermaßen eine Rolle spielen.

Für GIS-Anwender und solche,
die es werden wollen, gibt es auf
der Homepage des AKOGIS
(www.akogis.de) eine Vielzahl
von Arbeitshilfen, welche allge-
meine GIS-relevante Themen, wie
der Verfügbarkeit und Verwen-
dung von Geobasisdaten der Ver-
messungsverwaltung, diesbezügli-
chen Neuerungen – aktuell der
Umstieg auf die Geobasisdaten
des Amtlichen Liegenschaftskata-
sterinformationssystems ALKIS –
oder spartenspezifischen Themen,
wie der Ausschreibung von ver-
messungstechnischen Aufnahmen
des Entwässerungsnetzes, praxis-
nah und umfassend behandeln.
Weil in den Projektgruppen, wel-
che die Arbeitshilfen erarbeiten,
sowohl Vertreter von Ingenieur-
büros, Kommunen und Hoch-
schulen sitzen, kann der AKOGIS
einen hohen Grad an Neutralität
und Aktualität für seine Arbeiten
beanspruchen. 

Hoher Praxisbezug

Eine zweite Informationsquel-
le für GIS-Anwender, aber auch
kommunale Entscheider, sind die
Seminare und Workshops des
AKOGIS. Ein besonderes Merk-
mal der AKOGIS-Veranstaltungen
ist ihr hoher Praxisbezug, der
durch die Auswahl der Referentin-
nen und Referenten, aber auch
durch die Themenwahl erreicht
wird. Hier berichten Vermessungs-
amtsleiter über neue Geodaten
oder Lizensierungsmodelle, Bür-
germeister  über neue Anwendun-
gen ihres GIS, Amtsleiter über
GIS-gestützte schlanke Arbeitsab-
läufe in ihrem Verantwortungsbe-
reich und Ingenieurbüros über al-
ternative Vermessungs- und Do-
kumentationsformen und deren
Vor- und Nachteile.

Der AKOGIS wird 2016 Veran-
staltungen für Entscheider, GIS-
Verantwortliche und erstmals auch
für „GIS-Anwender der zweiten
Generation“ anzubieten. Der letzt-
genannten Zielgruppe will man in
Seminaren und Workshops pra-
xisbezogen Hintergrundwissen zu 
Geoinformationssystemen, ver-
messungstechnischen Aufnahme-
verfahren und den Amtlichen Infor-
mationssystemen ALKIS (Amtli-
ches Liegenschaftsinformationssy-
stem) und ATKIS (Amtliches To-
pographisch-Kartographisches 
Informationssystem) vermitteln.
Know-how, das der effektiveren

und effizienteren Arbeit dient und
letztlich zufriedenere Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter aber auch
Bürgerinnen und Bürger schafft.

Den Anfang macht das Seminar
GIS als integrale Komponente ei-
nes erfolgreichen E-Governments
für kommunale Entscheider, das
am Mittwoch, den 17.02.2016 in
Würzburg an der Hochschule für
angewandte Wissenschaften statt-
finden wird. Das Seminar richtet
sich an Bürgermeisterinnen und
Bürgermeister aber ebenso an alle
Geschäfts- oder Fachverantwortli-
chen in Kommunen und vermittelt
anhand von Beispielen einen tiefe-
ren Einblick darin, was gegenwär-
tig an neuen, vor allem integrierten
Praxislösungen die Verwaltungs-
arbeit in Kommunen erleichtern
und beschleunigen kann. Im Fo-
kus stehen dabei auch die neuen
und die bereits etablierten Geoba-
sisdaten der Bayerischen Vermes-
sungsverwaltung, deren Verwen-
dungsmöglichkeiten vielfach un-
terschätzt oder gar nicht erst aus-
gelotet werden.

Das zweite Seminar GIS – DAS
Werkzeug für effektives Verwal-
tungshandeln, richtet sich an GIS-
Anwender, für die ein GIS ein
selbstverständlich genutztes Ar-
beitsmittel ist, die aber trotzdem -
oder gerade deswegen – Tipps und
Anregungen wünschen, um die
verfügbaren Geodaten und das
GIS noch wirkungsvoller nutzen
bzw. vielfältiger einsetzen zu kön-
nen. 

Die Vorträge bieten einen tiefe-
ren Einblick in moderne GIS-Be-
triebsstrukturen, zeigen auf,
welche Geodaten (amtliche und
„open data“) verfügbar und wie
verwendbar sind, bieten Anregun-
gen anhand von Praxisanwendun-
gen aus verschiedenen Bereichen
des Verwaltungshandeln und lie-
fern die Grundlage zu Diskussio-
nen und Fragen zu den behandel-
ten Themen. (Geplanter Termin:
16.03.2016 in Würzburg an der
Hochschule für angewandte Wis-
senschaften).

Weitere, für das erste Halbjahr
geplante Seminare werden sich
mit den Themen Kommunale Ge-
oportale und, hier ist die Zielgrup-
pe der GIS-Einsteiger angespro-
chen, Grundlagenwissen für GIS-
Einsteiger – ALKIS, ATKIS, Ko-
ordinatensysteme, Vermessungs-
verfahren und GIS-Standards be-
fassen.
Infos unter: www.akogis.de
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Präsentation der vbw-Studie „Das digitale Rathaus“ :

Standortfaktor eGovernment
Megatrends wie die Digitalisierung und die zunehmende Wissens-
intensivierung in vielen Bereichen des täglichen Lebens machen vor
öffentlichen Verwaltungen nicht halt. Derdigitale Zugang zum Rat-
haus ist heute schon alltäglich, das so zugängliche Leistungsspek-
trum allerdings in der Regel noch überschaubar. 

Für öffentliche Verwaltungen ist
der Ausbau von eGovernment
nicht nur technisch und finanziell
ein Kraftakt. Sie müssen auch ent-
scheiden, welche Projekte und In-
vestitionen sich aus Sicht ihrer
Kunden, der Bürger und Unter-
nehmen besonders lohnen. Die
vbw Studie „Das digitale Rathaus“
geht dieser Frage aus unternehme-
rischer Sicht nach. Bei einem ge-
meinsamen Pressegespräch mit
Albert Füracker, Staatssekretär im
Bayerischen Staatsministerium
der Finanzen, für Landesentwick-
lung und Heimat, und dem Land-
rat des Landkreises Cham, Franz
Löffler, stellte die Vereinigung der
Bayerischen Wirtschaft die Unter-
suchung nun vor.

Für die Studie erarbeiteten Un-
ternehmerpersönlichkeiten aus Er-
langen und dem Landkreis Cham
eine Fülle an Anregungen. Damit
diese Impulse auch praxistauglich
sind, hat der vbw sie eng mit den
jeweiligen lokalen Verwaltungen
abgestimmt.

vbw Hauptgeschäftsführer Ber-
tram Brossardt bezeichnete die
Umstellung von Vorgängen zwi-
schen Unternehmen und Verwal-
tungen auf digitale Lösungen
als unerlässlich. Fast zwei Drittel
der bayerischen Unternehmen
wünschten einen verstärkten Aus-
bau von eGovernment, weil sie

darin eine Chance sehen, ihre
Amtsgeschäfte effizient zu erledi-
gen. „Der Heimathafen unserer in
aller Welt tätigen Unternehmen ist
nach wie vor ihre Standortgemein-
de. Ein leistungsfähiges eGovern-
ment-Angebot der Kommunen
wird damit immer mehr zum 
Standortfaktor. Wir möchten mit
unserer Studie Impulse setzen,
dass Städte und Gemeinden ihr
Rathaus digital neu erfinden und
es als modernen Dienstleister für
den Standort weiterentwickeln“,
so Brossardt.

Insbesondere drei Gründe spre-
chen nach seinen Worten für ein
verstärktes Engagement in eGo-
vernment:
1. Bürokratieabbau: Auf Bedürf-
nisse der Wirtschaft ausgerichtete
eGovernment-Angebote helfen,
Bürokratieaufwand und mit Amts-
gängen verbundene Kosten einzu-
dämmen.
2.Wettbewerbsvorteil: Wenn Ver-
waltungen den Unternehmen ge-
zielt praxisgerechte eGovernment-
Lösungen zur Verfügung stellen,
steigt damit die Standortattrakti-
vität der Gemeinde. 
3. Digitale Dividende: Eine effizi-
ente Verwaltungsstruktur, die kon-
sequent auf die Nutzung digitaler
Lösungen setzt, senkt Kosten und
erhöht dadurch finanzielle Hand-
lungsspielräume. 

Brossardt verwies darauf, dass
die Entwicklung öffentlicher digi-
taler Dienstleistungen hohe Anfor-
derungen mit sich bringt. Proble-
me bereiteten die nach wie vor
schwache Verbreitung digitaler
Signaturen sowie die fehlende
Versorgung mit einem leistungs-
fähigen Internetanschluss im länd-
lichen Raum. „Das ändert sich mit
dem Breitband-Förderprogramm
der Staatsregierung. Es wird von
den Kommunen breit genutzt“, er-
klärte der Hauptgeschäftsführer.

Entwicklungsziele

Aus der Umfrage ergeben sich
laut Brossardt drei strategische
Entwicklungsziele: „Erstens der
durchgängig papierfreie Ausbau
der digitalen Verwaltungsangebo-
te, verbunden mit dem Wunsch
nach stärkerer Dienstleistungsori-
entierung, zweitens eine höhere
Nutzerfreundlichkeit bestehen-
der Angebote und drittens digitale
Angebote für das Standortmar-
keting.“ Diese Punkte böten die
Chance, die Zusammenarbeit von
Verwaltungen und Unternehmen
spürbar zu verbessern, wovon bei-
de Seiten profitierten.

Dank hoher Kooperationsbe-
reitschaft aller involvierten Ver-
waltungsebenen ist es im Land-
kreis Cham gelungen, auf effizien-
te Art ein interkommunales Geo-
informationssystem einzuführen
und die Transformation der Ver-
waltung zu einem Dienstleistungs-
unternehmen bis auf die kommu-

nale Ebene zu forcieren. Wie
Landrat Franz Löffler hervorhob,
nutzten die Unternehmen aus der
Region aus dem bereits bestehen-
den eGovernment-Repertoire ins-
besondere folgende Dienstleistun-
gen sehr intensiv: das umfassende,
im Web abrufbare Formularange-
bot, die stets aktuellen Daten des
alle Landkreisgemeinden umfas-
senden Interkommunalen Geogra-
fischen Informationssystems (Ik-
GIS Cham) sowie das damit ver-
bundene Digitale Planarchiv und
die im Landkreis vorbildlich funk-
tionierende Zusammenarbeit zwi-
schen Gemeinden und Land-
ratsamt.

Vor dem Hintergrund, dass al-
lein im Landkreis Cham bis zu
300 Ausbildungsstellen nicht be-
setzt werden und die Demografie
diesen Engpass in den nächsten
Jahren noch verschärfen wird,
„bleibt unseren Unternehmen gar
nichts anderes übrig, als auf Ar-
beitskräfte aus dem europäischen
Ausland zu setzen“. Gerade hier
sei das regionale Zusammenspiel
von Verwaltung und Unternehmen
von besonderer Bedeutung, unter-
strich Löffler. 

Als besonderes und neues Pro-
dukt des Landkreises nannte er die
viersprachige „Welcome Map“
des Landkreises Cham, die mit ak-
tuellen Informationen der öffentli-
chen Hand gespeist wird und Un-
ternehmen bei der Anwerbung
qualifizierter Fachkräfte unter-
stützt. Auf einer digitalen Karte
werden beispielsweise die Stan-
dorte aller behördlichen Einrich-
tungen, der Kindergärten und
Schulen, der Freizeit- und Ge-
sundheitseinrichtungen sowie die
Verkehrsanbindung optisch aufbe-
reitet und mit zugehörigen Detai-
linformationen dargestellt. An
gleicher Stelle finden sich schließ-
lich „Checklisten“ in den relevan-
ten Sprachen, die auch den direk-
ten Zugang zu den erforderlichen
Formularen enthalten. 

„Die Digitalisierung ist ein Top-
Thema in Bayern. Mit unserem
einzigartigen milliardenschweren
Breitbandförderprogramm brin-
gen wir jede Gemeinde bis 2018
ans schnelle Internet“, stellte
schließlich Finanz- und Heimat-
staatssekretär Albert Füracker fest.
„Wir wollen den digitalen Verwal-
tungskreislauf schließen, hier-
zu haben wir unsere Digitalisie-
rungsstrategie Montgelas 3.0 ent-
wickelt. Das BayernPortal ermög-
licht Bürgern und Unternehmen
ihre Behördengänge rund um die
Uhr, sieben Tage die Woche online
zu erledigen – ohne Anfahrtswege,
lange Wartezeiten oder Briefwech-
sel auf Papier“, so Füracker weiter.
Neben dem BayernPortal vervoll-
ständigen das Bayerische E-Gover-
nment-Gesetz und der E-Govern-
ment-Pakt mit den Kommunalen
Spitzenverbänden die Digitalisie-
rungsstrategie Montgelas 3.0. DK

Bayernportal ist online
Verwaltungsdienstleistungen rund um die Uhr abrufbar

„Das BayernPortal ist ab sofort online. Es ist der zentrale Zugang
zu Online-Verwaltungsleistungen in Bayern – einfach und über-
sichtlich“, kündigte Finanz- und HeimatministerDr. Markus Söder,
der auch CIO des Freistaats Bayern ist, bei einer Pressekonferenz
an. „Bayerns Verwaltung wird damit sieben Tage die Woche rund
um die Uhr geöffnet werden und ist immer nur wenige Klicks ent-
fernt“, so Söder weiter. 

Unter www.freistaat.bayern fin-
den Bürger, Unternehmen und
Kommunen Zugang zu mehr 
als 150 Online-Dienstleistungen,
mehr als 2.000 Fachdatenbanken,
2.600 Formularen und Merkblät-
tern sowie mehr als 20.000 An-
sprechpartner bei Behörden. So
kann beispielsweise mit wenigen
Klicks das eigene Auto abgemel-
det, Elterngeld beantragt oder eine
Meldebestätigung online beantragt
werden. Für Unternehmen stehen
zahlreiche Services rund um Exi-
stenzgründung, Registereintragun-
gen, öffentliche Ausschreibungen
oder Recherchemöglichkeiten zur
Verfügung. Das Angebot wird ste-
tig ausgebaut. 

Bayern ist der einzige Flächen-
staat, der ein solches E-Govern-
ment-Portal mit zentralen Dien-
sten wie E-Payment zur Verfü-
gung stellt. Das Besondere am
BayernPortal ist die Zusammen-
führung von Dienstleistungen von
Staat und Kommunen unter einem
Dach. „Gemeinsam mit den Kom-
munen wollen wir den digitalen
Verwaltungskreislauf schließen“,
gab Söder bekannt. Der CIO wei-
ter: „Keine weiten Anfahrtswege,
keine Wartezeiten, keine Brief-
wechsel auf Papier - das spart dem
Bürger Zeit und Geld.“ 

Mit dem BayernPortal unter-
stützt der Freistaat seine Kommu-
nen bei Aufbau von E-Govern-
ment-Dienstleistungen. Wichtige
Basisfunktionen wie digitale Aut-
hentifizierung, der digitale Post-
korb oder digitales Bezahlen wer-
den den Kommunen kostenfrei
zur Verfügung gestellt. „Wir inve-
stieren hierfür jährlich rund zwei
Millionen Euro“, stellte Söder fest.
Rund 300 Kommunen sind bereits
über das BayernPortal erreichbar,
Tendenz steigend. Der Freistaat
Bayern steht hierzu im intensiven
Austausch mit den Kommunalen
Spitzenverbänden.

Das BayernPortal bietet auf der
übersichtlichen Einstiegsseite drei

Servicekategorien für Bürger, Un-
ternehmen und Verwaltung. So
kann der jeweilige Nutzer das für
ihn zugeschnittene Leistungsange-
bot schneller finden. Das Bayern-
Portal „denkt mit“ – oft gewählte
Leistungen erscheinen zukünftig
als Top-Leistungen und sind so
mit einem Klick wählbar. Durch
die Eingabe von Postleitzahl oder
Ortsnamen, können einfach die lo-
kalen Leistungsangebote und In-
formationen gefunden werden.
Gleichzeitig bietet das Portal eine
optimierte Suchfunktion um
schnell und zielsicher gesuchte
Services oder Informationen zu
finden. Auch der Aufruf des Por-
tals über mobile Endgeräte wie
Smartphones und Tablets wird un-
terstützt.

Grundlage für die vollumfängli-
che Nutzung des BayernPortals ist
die BayernID. Sie ist ein digitales
Bürgerkonto mit Postkorb und da-
mit der persönliche Zugang zu
staatlichen und kommunalen Ver-
waltungsleistungen, die über das
BayernPortal erschlossen werden.
Die Registrierung für eine Bayer-
nID erfolgt über Benutzername
und Passwort oder mit dem neuen
Personalausweis. Die Erstellung
geht schnell und einfach über
www.freistaat.bayern und ist
selbstverständlich kostenfrei. 

Um sich mit dem neuen Perso-
nalausweis (nPA) anzumelden,
ist ein Kartenlesegerät erforder-
lich. Dieses ermöglicht zusam-
men mit der Ausweis-App, die
auf dem Rechner installiert wer-
den muss, das Auslesen der eID-
Funktion des neuen Personalaus-
weises. Die persönlichen Daten
der Nutzer hinter der BayernID
sind sicher und nur für den Nut-
zer selbst zugänglich. Verschie-
dene unabhängige Sicherheits-
tests, zum Beispiel durch die An-
ti-Hacker-Einheit des Freistaats
Bayern das BayernCERT, haben
die Sicherheit des BayernPortals
bestätigt.

Nationaler IT-Gipfel 2015 in Berlin:

Ausbau von Digitalisierung 
und Vernetzung 

Themen wie Industrie 4.0, Innovation, Verkehr und Digitale Bil-
dung standen auf derAgenda des 9. Nationalen IT-Gipfels in Berlin.
Rund 1.100 hochrangige Vertreter aus Politik, Wirtschaft, Gewerk-
schaften, Wissenschaft und verschiedenen gesellschaftlichen Grup-
pen nahmen daran teil. Von der Veranstaltung gingen vielerlei Sig-
nale aus. Zum Abschluss wurde eine „Berliner Erklärung“ verab-
schiedet.

Wie Bundeswirtschaftsminister
Sigmar Gabriel bei seiner Be-
grüßung deutlich machte, habe die
Digitalisierung einen rasanten
Transformationsprozess in Wirt-
schaft, Staat und Gesellschaft ein-
geleitet. Um diese Transformation
zu gestalten, benötige man einen
Austausch auf Augenhöhe zwi-
schen den Akteuren der IKT-Bran-
che, IT-Anwendern und gesell-
schaftlichen Gruppen. 

Dabei spielt für den Wirtschafts-
minister unter anderem die digitale
Innovation eine zentrale Rolle.
Gabriel: „Wir müssen klären, wie
wir bei digitalen Technologien wie
beispielsweise Cloud Computing
und Big Data weltweit an die Spit-
ze kommen. Zur digitalen Innova-
tion gehört auch die Frage, wie wir
Startups besser unterstützen und
vernetzen können - sowohl unter-
einander als auch mit etablierten
Unternehmen. Wir werden dazu
beispielsweise künftig regelmäßig
‘Startup-Nights’ im Bundeswirt-
schaftsministerium durchführen,
bei denen wir Startups und der eta-
blierten Wirtschaft einen Rahmen
für die Vernetzung bieten.“

Gabriel startete hierzu das För-
derprogramm „Digitale Technolo-
gien für die Wirtschaft“, das mit 50
Millionen Euro ausgestattet ist.
Das Programm unterstützt Unter-
nehmen dabei, kreative Ideen und
neue wissenschaftliche Erkennt-
nisse beispielsweise mit Blick auf
industrielle 3D-Anwendungen,
Service-Robotik und echtzeitfähi-
ge Kommunikation besser und
schneller in die Anwendung zu
überführen. 

Bereits während des Auftakt-
programms zum IT-Gipfel präsen-
tierten neun Plattformen und zwei
Foren aktuelle Ergebnisse und

neue Projekte. Die Plattform Indu-
strie 4.0 hat sich als zentraler An-
laufpunkt und Motor für die
Digitalisierung der Industrie in
Deutschland präsentiert. Weit über
100 konkrete Anwendungsbei-
spiele aus der Industrie 4.0-Praxis
werden auf ihrer Online-Landkar-
te „Industrie 4.0“ gezeigt. Die
Landkarte demonstriert, dass In-
dustrie 4.0 in Deutschland ange-
kommen ist und bietet Anwendern
die Gelegenheit, Ansprechpartner
für ein spezifisches Thema in der
Nähe zu finden. Die auch inter-
national stark nachgefragte Platt-
form diskutierte im Fachforum
über die nächsten Schritte auf
dem Weg in die vernetzte Indu-
strie von morgen.

Positionspapier

Die Plattform Innovative Digi-
talisierung der Wirtschaft legte ein
Positionspapier zu „Leitplanken
Digitaler Souveränität“ vor, starte-
te eine Kampagne zur Sensibilisie-
rung von mittelständischen Fir-
men für die Chancen der Digitali-
sierung und veröffentlichte Eck-
punkte und Empfehlungen für ei-
ne erfolgreiche Gestaltung der Di-
gitalisierung in Handel, Hand-
werk, Kultur- und Kreativwirt-
schaft. Die Fokusgruppe „Intelli-
gente Vernetzung“ präsentierte ih-
rerseits mit dem Status- und Fort-
schrittsbericht „Deutschland intel-
ligent vernetzt“ eine fundierte
Analyse zum Stand der Entwick-
lung der Intelligenten Vernetzung.

Eine entscheidende Rolle für ei-
ne erfolgreiche Digitalisierung
spielt die IKT-Branche. Mit über
92.000 Unternehmen, über 1 Mil-
lion Erwerbstätigen und einem
Umsatz von knapp über 221 Mrd.

Euro im Jahr 2014 ist die IKT-
Branche ein bedeutender Zweig
der deutschen Wirtschaft. In einem
10-Ländervergleich führender di-
gitaler Wirtschaften von TNS In-
fratest belegt die deutsche IKT-
Wirtschaft nach Einschätzung des
Monitoring Report Wirtschaft DI-
GITAL 2015 den sechsten Platz. 

Innovationsfähigkeit und
Marktzugang gehören laut Studie
zu den Stärken des deutschen
Wirtschaftsstandortes, während
Schwächen bei der Verfügbarkeit
von Fachkräften und beim Export
von IKT liegen. Mit einem Anteil
von 4,6 Prozent an der gewerbli-
chen Wertschöpfung liegt die IKT-
Branche nach Einschätzung der
Experten vor der deutschen Tradi-
tionsbranche Maschinenbau (4,4
Prozent) und knapp hinter dem
deutschen Fahrzeugbau (5,3 Pro-
zent). 

In der „Berliner Erklärung“ ver-
ständigten sich die Gipfelteilneh-
mer auf die entschlossene und ver-
antwortungsvolle Fortsetzung der
Kooperation zwischen Politik,
Wirtschaft, Wissenschaft und Zi-
vilgesellschaft in den kommenden
Jahren. Bürger sowie Unterneh-
men ihre Behördenanliegen sollen
künftig über ein digitales Service-
konto online erledigen können.
Bei Bedarf werde es dabei auch
möglich sein, „mit ihrem Perso-
nalausweis und Smartphone
rechtssicher digital zu unterschrei-
ben“. Man wolle generell darauf
hinwirken, „dass die Angebote der
digitalen Verwaltung so gestaltet
werden, dass sie leicht auffindbar,
intuitiv nutzbar, an jedem Ort ver-
fügbar und sicher sind“.

Laut Bundeskanzlerin Angela
Merkel „werden bis 2018 50 Me-
gabit pro Sekunde in jedem deut-
schen Haushalt verfügbar sein“.
Die Digitalisierung müsse „tief in
die Breite der Wirtschaft“ gehen.
Das Bundeswirtschaftsministeri-
um hat dafür ein neues Förderpro-
gramm „Digitale Technologien für
die Wirtschaft“ gestartet, das mit

50 Millionen Euro ausgestattet ist.
Es soll Unternehmen dabei unter-
stützen, ihre Geschäftsmodelle der
Digitalisierung anzupassen oder
gar völlig neue Konzepte zu ent-
wickeln. Deutschland müsse wei-
ter zu den „Champions der Wert-
schöpfung“ gehören und dürfe
nicht zur „verlängerten Werk-
bank“ werden, forderte Merkel.

Alexander Dobrindt, Bundes-
minister für Verkehr und digitale
Infrastruktur, zeigte sich zuver-
sichtlich, die Breitbandziele der
Bundesregierung bis 2018 zu er-
reichen. Mit der neuen Mobilfunk-
generation 5G müsse Europa Leit-
markt werden. Das von Bund und
Ländern geschnürte „Milliarden-
paket“ für den Breitbandausbau
wirke jetzt „direkt in die weißen
Flecken hinein“, informierte Do-
brindt. 

Ebenfalls auf dem IT-Gipfel
stellte das Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik
(BSI) den Bericht zur Lage der IT-
Sicherheit in Deutschland 2015
vor. Daraus geht hervor, dass die
Anzahl der Schwachstellen und
Verwundbarkeiten in IT-Systemen
weiterhin auf einem hohen Niveau
liege und sich die „asymmetrische

Programm zur Förderung
digitaler Gründerzentren

Mit einem Programm zur Förderung von Gründerzentren, Netz-
werkaktivitäten und Unternehmensneugründungen im digitalen
Bereich stellt die Staatsregierung die Weichen, um die Digitalisie-
rung in allen Regierungsbezirken noch stärker voranzubringen.
Den hierfür geplanten Förderrichtlinien stimmte das Kabinett zu.

Wirtschaftsministerin Ilse Aig-
ner erklärte: „Unser Programm
unterstützt digitale Gründer mit
der erforderlichen Infrastruktur,
schafft ein verzweigtes Netz-
werk und macht sie fit für den
Markt. Das ist in Deutschland
einmalig, nicht nur wegen des
Volumens von insgesamt 80
Millionen Euro.“ Ziel ist es nach
den Worten der Ministerin, in je-
dem Regierungsbezirk minde-
stens ein Gründerzentrum im
Bereich Digitalisierung zu eta-
blieren, das Gründer in Koopera-
tion mit Hochschule und Wirt-
schaft und mit Unterstützung der
Kommune gezielt fördert.

Durch Aufbau und Unterstüt-
zung eines regionalen Netzwerks
bietet es nicht nur Räume, sondern
auch ein Beratungs-, Coaching
und Netzwerksystem. Hierfür so-
wie für die unmittelbare Anlauf-
förderung von digitalen Start-ups
mit zukunftsfähigen innovativen
Geschäftsmodellen werden 80
Millionen Euro bereitgestellt. Mi-
nisterin Aigner: „Die optimalen
Standorte für die Gründerzentren
ermitteln wir durch ein Wettbe-
werbsverfahren mithilfe einer ex-
ternen Jury. Die Anbindung der
Gründerzentren an die Hochschu-
len wird technische Aktualität ga-
rantieren, die Vernetzung mit Un-
ternehmen sichert die erforderli-
che Praxisnähe.“

Zum Zeitplan kündigte Staats-
ministerin Aigner an, bereits diese
Woche den Wirtschaftsausschuss
des Bayerischen Landtags über
das neue Programm zu informie-
ren. Auch das Wettbewerbsverfah-
ren zur Auswahl der Standorte soll
nun zügig eingeleitet werden. Dar-
in werden Kommunen, Hoch-
schulen oder Privateinrichtungen
ohne Gewinnerzielungsabsicht
aufgerufen, bis zum 13. Mai 2016
beim Wirtschaftsministerium ihre
Konzepte einzureichen.

Bedrohungslage im Cyber-Raum“
weiter zuspitze. 

Eine Reihe von Vorfällen zeug-
ten von einer weiteren Profes-
sionalisierung der Angreifer. Vor
allem Advanced Persistent
Threat (APT) sei für Unterneh-
men und Verwaltungsreinrich-
tungen eine große Bedrohung.
Bei den Kritischen Infrastruktu-
ren gebe es ebenso eine „dyna-
mische Gefährdungslage“ und
nicht alle Branchen seien in Be-
zug auf die IT-Sicherheit gut
aufgestellt. DK
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BayernLB:

Starkes Vorsteuerergebnis in
den ersten neun Monaten 2015

Der BayernLB-Konzern hat in den ersten neun Monaten dieses
Jahres ein starkes Vorsteuerergebnis von 574 Mio. Euro erreicht
(Vj.: 561 Mio. Euro). Das Kerngeschäft entwickelte sich dabei wei-
terhin äußerst positiv, hier erwirtschaftete die Bank mit 724 Mio.
Euro deutlich mehr als im Vorjahreszeitraum (502 Mio. Euro). Das
entspricht einer Steigerung um 44 Prozent.

„Der erneute kräftige Zuwachs
in unserem Kerngeschäft zeigt ein-
mal mehr, welches Potenzial in der
außerordentlich starken Kunden-
basis der BayernLB steckt“, sagte
Johannes-Jörg Riegler, Vorstands-
vorsitzender der BayernLB. „Wir
haben trotz des niedrigen Zinsum-
feldes und steigender Aufwendun-
gen für Regulatorik unser Ergeb-
nis verbessern können. Das zeigt,
dass sich unsere Maßnahmen zur
Verbesserung unserer Effizienz
und zum Abbau von Komplexität
auszahlen.“

Der Zinsüberschuss ging leicht
um 2,3 Prozent auf 1.223 Mio. Eu-
ro zurück, was vor allem aus dem
weiteren Abbau des Nicht-Kern-
geschäfts resultiert. Der Provi-
sionsüberschuss konnte mit 167
Mio. Euro konstant gehalten wer-
den (Vj.: 168 Mio. Euro), obwohl
das im Vorjahreswert noch enthal-
tene Provisionsergebnis der ehe-
maligen Tochterbank in Luxem-
burg weggefallen ist. 

Gesteigerte Effizienz

Wegen der guten Qualität ihres
Portfolios musste die BayernLB
für die Risikovorsorge im Kredit-
geschäft nur einen vergleichswei-
se geringen Wert ausweisen. Mit -
32 Mio. Euro lag die Risikovor-
sorge in den ersten neun Monaten
2015 deutlich unter dem Vorjah-
reswert von -84 Mio. Euro. Die Ei-
genkapitalrentabilität (Return on
Equity – RoE) der BayernLB hat
sich auf 6,7 Prozent erhöht (Vj.:
5,2 Prozent). Die Bank hat zudem
ihre Effizienz gesteigert. Die Cost-
Income-Ratio (CIR) verbesserte
sich auf 52,7 Prozent (Vj.: 55,5
Prozent).

Das Ergebnis aus Finanzan-
lagen betrug 242 Mio. Euro (Vj.: -
140 Mio. Euro). Der negative Vor-
jahreswert resultierte vor allem aus
Bewertungseffekten der 2014 be-
endeten Risikoabschirmung (sog.
„Umbrella“), mit der der Freistaat
Bayern das im vergangenen Jahr
komplett verkaufte, milliarden-
schwere ABS-Portfolio abgesi-
chert hatte. Das Ergebnis aus der
Fair-Value-Bewertung lag bei -65
Mio. Euro.

Obwohl sich im Zuge der Erst-
konsolidierung der DKB Service
GmbH die Personalaufwendun-

gen erhöht haben und auch die
Aufwendungen für Gerichtsko-
sten im Zusammenhang mit den
Rechtsstreitigkeiten um die Forde-
rungen an die HETA gestiegen
sind, blieb der Verwaltungsauf-
wand mit einer Steigerung um 2,0
Prozent nahezu konstant. Er be-
trug 842 Mio. Euro.

Belastet wurde das Ergebnis
durch die 2015 erstmals zu ent-
richtende Bankenabgabe in Höhe
von 99 Mio. Euro und die neue
Einlagensicherung in Höhe von 47
Mio. Euro. Im Vorjahr hatten die
Aufwendungen aus Bankenabga-
be und Einlagensicherung nur bei
2 Mio. Euro gelegen.

Das Ergebnis nach Steuern
konnte die Bank im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum sehr stark stei-
gern. Es lag bei 426 Mio. Euro
(Vj.: -561 Mio. Euro), wobei der
negative Vorjahreswert durch den
Verkauf der ungarischen Bank
MKB geprägt war.

Ihre Kapitalausstattung hat die
Bank erneut gestärkt. Die harte
Kernkapitalquote (CET 1) stieg
zum 30. September 2015 auf sehr
solide 13,8 Prozent (31. Dezember
2014: 12,8 Prozent). Die Bilanz-
summe reduzierte sich durch den
weiteren Abbau von Nicht-
Kernaktivitäten gegenüber dem
Vorjahresultimo um 4,9 Prozent
auf 220,9 Mrd. Euro.

Entscheidender Schritt bei
Beseitigung der letzten Altlast

Im Zusammenhang mit den
Forderungen der BayernLB an
die HETA haben der Freistaat
Bayern und die Republik Öster-
reich kürzlich einen Vergleich
über die Bereinigung der Aus-
einandersetzungen geschlossen.
Die Republik Österreich hat an
Bayern einen Ausgleichsbetrag
von 1,23 Mrd. Euro gezahlt. Die
Gremien der BayernLB hatten
der Vereinbarung zuvor zuge-
stimmt.

Im Ergebnis werden damit die
Rechtsstreitigkeiten der BayernLB
mit der Republik Österreich und
der Kärntner Landesholding been-
det. Das sog. EKEG-Verfahren in
München wird von den beiden
Parteien BayernLB und HETA
bis zu einer rechtskräftigen Ent-
scheidung fortgeführt, um da-

mit Rechtssicherheit zu erlangen.
Das Segment Corporates &

Mittelstand hat sein Ergebnis vor
Steuern in den ersten drei Quarta-
len 2015 gegenüber dem Vorjah-
reszeitraum deutlich erhöht. Die
BayernLB verzeichnete hier einen
Anstieg um 69 Mio. Euro auf 232
Mio. Euro.

Das Ergebnis vor Steuern im
Segment Immobilien & Sparkas-
sen/Verbund lag mit 160 Mio. Eu-
ro (Vj.: 193 Mio. Euro) weiterhin

auf einem guten Niveau, wenn-
gleich der Vorjahreswert vor allem
wegen des anhaltend niedrigen
Zinsniveaus nicht wiederholt wer-
den konnte.

Das Segment Financial Mar-
kets hat sein Ergebnis in den er-
sten neun Monaten dieses Jahres
erheblich gesteigert. Es erhöhte
sich unter anderem aufgrund
von Kursgewinnen aus Wertpa-
pieren und wegen der Entwick-
lung der Fair Value Adjustments
bei derivativen Geschäften von -
13 Mio. Euro auf 123 Mio. Eu-
ro. Die mit Markets-Produkten
für die Kundensegmente erwirt-
schafteten Erträge wurden wei-
terhin unter den jeweiligen Seg-
menten ausgewiesen.

Im Segment DKB konnte das
Ergebnis vor Steuern mehr als ver-

Anlegen statt Stilllegen
Warum Wertpapiere auch für Sparer interessant sind

Die Deutschen parken rund 40 Prozent ihres Vermögens
in Einlagen, die in der aktuellen Niedrigzinsphase kaum
Erträge bringen. „Der Weg, über Zinsen Geld zu verdie-
nen, ist weiterhin stillgelegt“, mahnte Dr. Ulrich Kater,
Chefvolkswirt der DekaBank, beim gemeinsamen Presse-
gespräch mit Roland Schmautz, Vizepräsident des Spar-
kassenverbands Bayern, in München.

„Renditen oberhalb der Inflationsrate wird es auf absehbare
Zeit nur dort geben, wo eng an der realen Wirtschaft investiert
wird. Insbesondere bei der langfristigen Geldanlage führe des-
halb an Wertpapieren kein Weg vorbei. Die Deutschen müssen
ihr Anlageverhalten grundlegend ändern, wenn sie ihr Kapital er-
halten wollen“, betonte Schmautz.

Während in den USA und auch in Großbritannien Aktienanla-
gen auch bei Privatanlegern selbstverständlich sind, haben die
Deutschen hier noch Nachholbedarf und sparen lieber. „Doch
viel sparen allein reicht heute nicht mehr“, so Roland Schmautz,
„man muss es auch richtig angehen“. Bei der Vermögensanlage
sollte nicht nur die Risikominimierung im Mittelpunkt stehen,
sondern auch die Marktchancen. Es gehe darum, die damit ver-
bundenen Risiken bewusst zu managen oder managen zu lassen.
Mit Blick auf die Zukunft meint Schmautz: „Wertpapiere sind für
viele ein Ausweg aus dem Zinsdilemma. Wertpapieranlage heißt
auch Altersvorsorge.“

Erfreulicherweise beginnen die Anleger umzudenken. Im
Wertpapiergeschäft der bayerischen Sparkassen zeichnet sich
dementsprechend bereits eine Erholung ab. Die bayerischen
Sparkassen konnten bis September 2015 mit 1,5 Milliarden Euro
einen doppelt so hohen Nettoabsatz bei Investmentfonds erzielen
als im gleichen Zeitraum 2014. Gleichzeitig wurden 102.000
neue Fondssparverträge abgeschlossen. 

Das zeigt, dass immer mehr Kunden über das regelmäßige
Sparen einen sukzessiven Einstieg in eine neue Welt der Geldan-
lage wählen und auch Wertpapiere in ihr Portfolio nehmen.
Schmautz‘ Resümee: „Es hängt vom individuellen Verhalten ab,
ob man unter dem Niedrigzinsumfeld leidet oder davon profitiert.
Mit der Initiative ‚Anlegen statt Stilllegen‘ helfen die Sparkassen
Anlegern dabei, auf die Gewinnerseite zu wechseln.“

Sparkassen liegen bezüglich 
„Vertrauensfrage“ ganz vorn

Gemäß dem „Vermögensbarometer 2015“, einer repräsen-
tativen Umfrage des Marktforschungsinstituts Icon zum
Weltspartag, sind die Bayern finanziell mehrheitlich sehr
zufrieden. Sogar zufriedener als der Bundesdurchschnitt
und weit optimistischer, was ihre Zukunft angeht. 

Beim Vermögensaufbau bevorzugen sie Sicherheit. Um den
Niedrigzinsen ein Schnippchen zu schlagen, votieren sie klar für
Aktien. Von allen Bankengruppen haben sie mit Abstand das
größte Vertrauen in die Sparkassen. Einziger Wermutstropfen:
Über ein Viertel der Bayern sorgt nicht für das Alter vor!

So beurteilen 60 Prozent der in der Studie befragten Bürger
ihre finanzielle Situation mit „gut“ oder gar „sehr gut“; knapp
30 Prozent rechnen überdies mit einer finanziellen Verbesse-
rung in den nächsten zwei Jahren. 

Was den Vermögensaufbau angeht, ist für etwa die Hälfte
der Befragten der Aspekt „Sicherheit“ wichtiger als etwaige
Renditeaussichten. Dabei liegen die selbst- und die fremdge-
nutzte Immobilie vorn; gefolgt vom Bausparvertrag, dem im-
merhin ein Viertel der Befragten die höchste Eignung zu-
spricht. In Sachen „Geldanlage“ halten knapp 60 Prozent die
Aktie für eine gute Möglichkeit, den aktuellen Niedrigzinsen
auszuweichen, während das klassische Sparbuch den letzten
Platz einnimmt.

Wenn es um das Thema Vertrauen geht, stehen die bayeri-
schen Sparkassen weiterhin unangefochten an der Spitze: Über
die Hälfte der Bürger bringen ihnen sehr hohes bis hohes Ver-
trauen entgegen; bei den unter 30-Jährigen ist es noch einmal
deutlich höher.

Kreis- und Stadtsparkasse Dillingen:

Traditionelles 
Wirtschaftsgespräch

Die aktuelle Flüchtlingssituation stand im Mittelpunkt des tra-
ditionellen Wirtschaftsgesprächs, zu dem die Kreis- und Stadt-
sparkasse Dillingen Vertreter der Wirtschaft und von Behör-
den eingeladen hatte.

Der Verwaltungsratsvorsitzende
der Sparkasse, Landrat Leo
Schrell, informierte dazu, dass das
Landratsamt angesichts des un-
gebrochen hohen Zustroms an
Flüchtlingen unter einem enormen
Zuweisungsdruck stünde. So
müssten aktuell wöchentlich rund
60 Flüchtlinge in sogenannten de-
zentralen Unterkünften unterge-
bracht werden, die zuvor vom
Landratsamt angemietet werden.
Schrell warb in diesem Zusammen-
hang erneut um die Unterstützung
durch die Städte und Gemein-
den, Grundstücke für entsprechen-
de Wohnraumlösungen bereit zu
stellen und bedankte sich gleichzei-
tig für die anhaltend gute Zusam-
menarbeit.

„Die Herausforderung kann nur
gemeinsam geschultert und ge-
meistert werden. Deshalb gilt ins-
besondere den zahlreichen Helfer-
kreisen Dank, Respekt und Aner-
kennung. Sie leisten einen wichti-
gen Beitrag zur Integration“, be-
tonte Schrell. 

Die aktuellen wirtschaftlichen
Rahmendaten bezeichnete der
Landrat als „ausgezeichnet“. So
verzeichnet der Landkreis Dillin-
gen im fünften Jahr in Folge Voll-
beschäftigung. Während die Ar-
beitslosenquote aktuell bei 2,0
Prozent liegt, beträgt die Quote bei
den 15 bis 25-Jährigen 1,5 % und
bei den 15 bis 20-Jährigen 0,7 %.
Als eine herausragende Leistung
der Unternehmen der Wirtschaft im
Landkreis nannte der Landrat die
nachhaltige Schaffung qualifizierter
Ausbildungs- und Arbeitsplätze. So
habe deren Zahl in den letzten zehn
Jahren um 20 % zugenommen. 

Rückenwind erhält der Land-
kreis Dillingen als attraktiver Wirt-
schaftsstandort durch die B 16
Neu Umfahrung Dillingen-Stein-
heim. „Damit sind wir im Be-
mühen, die B 16 in der Ost-West-
Verbindung von der B 2 zur A 8
bei Günzburg als leistungsfähige
Verkehrsachse auszubauen, ein
großes Stück vorangekommen“,
freute sich Schrell über den Fort-
schritt. Im engen Schulterschluss
von Politik und Wirtschaft müssen
ungeachtet dessen die Umfahrung
Höchstädt und der dreistreifige
Ausbau der B 16 zwischen Lauin-
gen und Günzburg mit Nachdruck
weiter verfolgt werden.

Ebenfalls gut aufgestellt sieht
der Landrat den Landkreis bei der
Breitbandversorgung, die zu einer
vor allem auch für die Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen
unverzichtbaren Infrastruktur ge-
worden ist. Hier nehme der Land-
kreis nach der neuesten Statistik
einen Spitzenplatz in Schwaben
ein. Mit hohen Investitionen in die
Modernisierung der Bildungsein-
richtungen und eine wohnortnahe,
qualifizierte medizinische Versor-
gung optimiere der Landkreis seit

Jahren die sehr guten Bedingun-
gen für die im Landkreis lebenden
Menschen. 

Der Vorstandsvorsitzende der
Kreis- und Stadtsparkasse Dillin-
gen, Thomas Schwarzbauer, be-
tonte, dass das Kreditinstitut auch
in Zukunft ein verlässlicher Part-
ner der Unternehmen der Wirt-
schaft sein und gleichzeitig das
herausragende soziale und gem-
einnützige Engagement im Land-
kreis wertschätzen und unterstüt-
zen werde. Dies werde – wie in
den zurückliegenden Jahren - bei
der diesjährigen Sozialbilanz er-
neut zum Ausdruck kommen.

doppelt werden. Die Tochterge-
sellschaft der BayernLB erwirt-
schaftete in den ersten drei Quarta-
len in ihrem Kerngeschäft 238
Mio. Euro (Vj.: 114 Mio. Euro).
Der Anstieg geht vor allem auf den
gesteigerten Zinsüberschuss in

Höhe von 588 Mio. Euro (Vj.: 
467 Mio. Euro) zurück. Die DKB
hat somit ihre Position als eine der
führenden Direktbanken Deutsch-
lands mit inzwischen mehr als 3,1
Mio. Privatkunden weiter ge-
festigt.
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Sparkassen-Finanzgruppe als Vorreiter:

Kontaktloses 
Bezahlen mit girogo

Die moderne Verwaltung ist bargeldlos. Laut einer Studie des
Deutschen Städte- und Gemeindebunds (DStGB) und der Initiati-
ve Deutsche Zahlungssysteme aus dem Jahr 2014 sind viele Kom-
munen schon jetzt gut aufgestellt. Gegenüber elektronischen Be-
zahllösungen bewiesen die 71 befragten Kommunalverantwortli-
chen große Offenheit. Der Untersuchung zufolge setzen bereits
rund zwei Drittel der Kommunen in Deutschland bargeldloses
Bezahlen um.

Bundesweiter „Treiber“ des
kontaktlosen Bezahlens ist die
Sparkassen-Finanzgruppe. Seit
2012 bereits ist girogo das ge-
meinsame Markenzeichen für die
neue Funktion des kontaktlosen
Bezahlens mit der Bank- oder
Sparkassenkarte. Mit der girogo-
Funktion wird die bekannte Kar-
tenzahlung mit girocard um eine
attraktive und zukunftsweisende
Option im Kleingeldbereich er-
weitert. 

Ohne PIN bis 20 Euro

Anders als bei der kontaktbe-
hafteten Zahlung braucht der
Kunde seine Bank- oder Sparkas-
senkarte bei einem Betrag von bis
zu 20 Euro nicht mehr aus der
Hand zu geben. Die Zahlung er-
folgt über die Prepaid-Funktion
des Chips durch das Halten der
Karte vor das Bezahlterminal -
ohne Eingabe einer PIN. Dabei
gelten die hohen Sicherheitsstan-
dards der Deutschen Kreditwirt-
schaft. 

Vollausstattung 2020

Ab 2016 wird die Sparkassen-
Finanzgruppe die ersten Sparkas-
senCards herausgeben, die zu-
sätzlich zu girogo auch girocard-
Zahlungen kontaktlos abwickeln
können. Die Sparkassen-Kunden
können mit diesen Karten dann
auch Beträge über 20 Euro kon-
taktlos bezahlen. Die Vollausstat-
tung der rund 45 Millionen Spar-
kassenCards mit der zusätzlichen
girocard kontaktlos-Funktion ist
für Ende 2020 geplant.  

Langfristig können die Spar-
kassen-Kunden also mit ihrer
SparkassenCard alle Einkäufe
kontaktlos über die Schlüssel-
Technologie „Near Field Com-
munication“ (NFC) bezahlen, an
der Händlerkasse genauso wie an
einem Getränke- oder Snackauto-
maten.

Legoland

Mittlerweile akzeptieren be-
reits Unternehmen und Dienstlei-
ster quer durch alle Branchen das
kontaktlose Bezahlen girogo.
Blickt man auf Bayern, so kön-
nen seit Mai 2015 LEGOLAND
Besucher auf dem Günzburger
Gelände in ausgewählten Shops
und Restaurants mit girogo be-
zahlen. Das LEGOLAND
Deutschland Resort hat in Ko-
operation mit der Sparkasse
Günzburg-Krumbach vier Ak-
zeptanzstellen auf dem Gelände
mit NFC-fähigen Terminals aus-
gestattet. Eine Zahlung mit giro-
go erfolgt in Sekunden, dadurch
verkürzen sich die Wartezeiten an
den Kassen. 

Mitarbeiterausweise

Das Klinikum Fürth wiederum
mit jährlich mehr als 37.000 Pati-
enten in stationärer Behandlung
und mehr als 54.000 ambulanten
Patienten in der Notfallversor-
gung hat im März 2014 einen
neuen Mitarbeiterausweis an sei-
ne rund 1.500 Ärzte, Pfleger und
Verwaltungsmitarbeiter ausgege-
ben. Er ersetzt drei verschiedene
Kartensysteme, die bislang der
Identifikation und dem Zugang
dienten (Mitarbeiterausweis,
RFID-Transponder für das Park-
haus und Legic-Karte für die Ca-
feteria). 

Die neue Karte fungiert zum ei-

nen weiter als Mitarbeiterausweis
samt Bild, zum anderen soll sie
für die Träger den Weg durch das
Haus erleichtern, denn die Karte
öffnet bald die Schranken des
Parkhauses und regelt die Ausga-
be von Arbeitskleidung am neuen
Wäscheausgabeautomaten.
Außerdem können die Mitarbei-
ter seit Anfang November 2014 in
der Kantine Speisen und Geträn-
ke mit girogo bezahlen. Dazu
wurden zwei girogo-only Termi-
nals Vx820 von CCV an den
Kantinenkassen installiert.

Zusaammenarbeit 
mit der Sparkasse Fürth

Die Mitarbeiter halten ihren
Ausweis in kurzem Abstand vor
das Terminal und bezahlen so 
ihr Wunschgericht. Das Hinter-
grundsystem ermittelt zudem an-
hand der individuellen Karten-
Nummer die hinterlegte Preis-
gruppe. Kontaktlos können die
Mitarbeiter auch Bedarfsartikel
aus der Klinik-Apotheke und
dem Zentrallager zahlen. Für die
girogo-Zahlungen setzt die Klinik
jeweils ein multifunktionales Ter-
minal H5000 von Verifone ein.
Das Kontaktlos-Bezahlsystem
realisierte die Klinik in Koopera-
tion mit der Sparkasse Fürth.

Audi Dome in München 
als Leuchtturmprojekt

Auch im Audi Dome, dem Hei-
matstadion der Basketballer des
FC Bayern München, können die
Fans ab der Saison 2015/2016
mit der neuen Audi Dome Card
an allen Imbiss- und Getränke-
ständen und am Ticketschalter
einfach und bequem mit girogo
zahlen. 

Gleiches gilt für den Audi
Sportpark, wo Fans des FC Ingol-
stadt 04 bereits seit der Saison
2012/13 das Kontaktlos-Bezahl-
system nutzen. Dazu verwenden
sie die FC 04 FanKarte, die der
Verein zusammen mit der Spar-
kasse Ingolstadt herausgibt. Beim
kontaktlosen Bezahlen mit girogo
halten die Kunden ihre Karte di-
rekt an das Bezahlterminal. Die
Beträge werden von einem vor-
her einbezahlten Guthaben abge-
bucht. Eventuelle Restguthaben
am Ende des Spieltages müssen
vom Kartenbesitzer nicht entla-
den werden, sondern können
auch außerhalb des Stadions
deutschlandweit an den zahlrei-
chen Akzeptanzstellen zum Be-
zahlen verwendet werden.

Mulitfunktionale Nutzung

Ein weiteres Beispiel: Auf dem
Lehrplan der Privaten Real- und
Wirtschaftsschule Krauß in
Aschaffenburg (PWK) steht der
verantwortungsvolle Umgang mit
bargeldlosen Zahlungsmitteln -
und diesen Umgang lernen die
Schüler ganz praktisch in der eige-
nen Mensa. Denn als erste Schüler
in Deutschland können sie seit
2012 ihr Mittagessen berührungs-
los mit girogo bezahlen.
PS: Um eine breite girogo-Nut-
zung in der Region zu erreichen,
eignen sich als Leuchtturmpro-
jekte neben Sportstadien, Event-
stätten, Bildungseinrichtungen
und Schulmensen zum Beispiel
auch Betriebskantinen, ÖPNV-
Unternehmen und Parkhäuser.
Weitere Informationen unter:
www.sparkasse.de/girogo und
www.girogo.sparkasse.de DK

Von der Feuerwehr bis zur Sozialstation: 38 gemeinnützige Or-
ganisationen profitieren vom Engagement der Stiftergemein-
schaft der Kreissparkasse Augsburg. Die Erträge der unter
ihrem Dach geführten Stiftungen wurden nun symbolisch über-
geben. Mit im Bild: Manfred Stöckl, Vorstandsmitglied der
Kreissparkasse (1. Reihe, Vierter von rechts) und Andreas
Jäckel, zuständig für das Stiftungsmanagement der Kreisspar-
kasse (ganz links). 

Stiftergemeinschaft der Kreissparkasse Augsburg:

Rekordsumme 
für gemeinnützige

Einrichtungen
Rekord für die Stiftergemeinschaft der Kreissparkasse Augs-
burg: 70.300 Euro fließen in diesem Jahr an gemeinnützige Ein-
richtungen – das ist so viel wie noch nie zuvor. 38 Einrichtungen,
überwiegend aus der Region, profitieren davon. Bei einer Veran-
staltung im Hotel Drei Mohren in Augsburg, zu der die Kreis-
sparkasse geladen hatte, wurde die Ausschüttung nun symbolisch
vollzogen. Stifter und Begünstigte freuten sich gemeinsam über
das beachtliche Ergebnis.

Die Stiftergemeinschaft der
Kreissparkasse Augsburg, die im
Jahr 2008 gegründet wurde, um-
fasst inzwischen 42 Zustiftungen
mit einem Gesamtvermögen von
3,7 Millionen Euro. Die jüngsten
Neuzugänge sind die Bürgerstif-
tung Diedorf und die „Stiftung
Augsburger Theaterkultur“. Der
Vorteil einer solchen Gemein-
schaft: Die gemeinsame Verwal-
tung spart jeder Einzelstiftung ba-
res Geld, das direkt den Begünstig-
ten zugutekommt. Zudem sorgt
das professionelle Stiftungsmana-
gement der Kreissparkasse für op-
timale Erträge. „Auch davon profi-
tieren die gemeinnützigen Einrich-
tungen“, erläutert Andreas Jäckel,
Leiter des Kompetenzzentrum
Nachlass- und Stiftungsmanage-
ment der Kreissparkasse.

Bedacht werden in diesem Jahr
unter anderem der „Bunte Kreis“,
der die Betreuung von Familien
mit schwerstkranken Kindern fi-
nanziell unterstützt. Oder die Le-
benshilfe Augsburg. Aber auch
Einrichtungen wie die Ökumeni-
sche Sozialstation Meitingen oder
die Freiwillige Feuerwehr
Schwabmünchen erhalten finanzi-
elle Unterstützung von Stiftern.

Herzensanliegen

„Wir sind stolz, dass unter dem
Dach der Kreissparkasse so viel
Gutes getan wird“, sagt Manfred
Stöckl, Vorstandsmitglied der
Kreissparkasse Augsburg. „Un-
seren Stiftern ist ihr Engagement
ein Herzensanliegen, sie handeln
aus Überzeugung“, berichtet er.

Im Gegensatz zu einmaligen
Spenden ist das Engagement von
Stiftern äußerst nachhaltig. Denn
ausgeschüttet werden nur die Er-
träge, die mit dem Stiftungsver-
mögen erwirtschaftet werden.
Das Vermögen selbst bleibt er-
halten. 

Sicherheitsorientierung

Erfreulich ist die Rendite, die
die Experten der Kreissparkasse
mit dem ihnen anvertrauten Geld
der Stifter in diesem Jahr erzielt
haben. Mit ihrer sicherheitsorien-
tierten Anlagestrategie ermög-
lichten sie eine Verzinsung von

3,9 Prozent – das ist deutlich
mehr als der Kapitalmarkt im
Moment bietet und eine weitere
Steigerung zum Vorjahr. „Ein
professionelles Stiftungsmanage-
ment trägt viel zum Erfolg des
Engagements unserer Stifter
bei“, betont Manfred Stöckl.

Die Stiftergemeinschaft der
Kreissparkasse bietet jedem die
Möglichkeit sich einzubringen.
Die Gründung einer Namensstif-
tung ist bereits ab 25.000 Euro
möglich. Der Stifter bestimmt
den Zweck und die zu begünsti-
gende Einrichtung, er kann dies
zu Lebzeiten aber auch jederzeit
ändern. 

Unterstützung für die Seniorenbetreuung – 3.000 Euro gehen an
Freifrau Christa von Welck und Ludwig Kinker von der Nach-
barschaftshilfe St. Stefan Gräfelfing, überreicht durch Andreas
Frühschütz, Vorstand der Kreissparkasse und Geschäftsstellen-
leiterin Silke Schnitzer (v. l.). 

Statt Weihnachtspost: 

100.000 Euro für die
Nachbarschaftshilfen 

Kreissparkasse fördert Seniorenbetreuung
in den Landkreisen München, Starnberg und Ebersberg

Über eine Weihnachtskarte freuen wir uns alle, doch noch mehr
Freude schenkt soziales Engagement. Mit der Aktion „Spenden
statt Weihnachtspost“ fördert die Kreissparkasse seit 2012 regio-
nale soziale Einrichtungen. In diesem Jahr spendet sie insgesamt
100.000 Euro an die 43 Nachbarschaftshilfen in den Landkreisen
München, Starnberg und Ebersberg, die der dortigen Senioren-
betreuung zugute kommen.

Sie schenken Zeit, ein offenes
Ohr und viel Rückenstärkung:
Die Nachbarschaftshilfen unter-
stützen als Teil ihres vielseitigen
Engagements kranke, wenig mo-
bile oder alleinstehende Senioren,
die im eigenen Zuhause wohnen
und ihre Eigenständigkeit erhal-
ten wollen. 

Zuspruch

Ehrenamtlich helfen sie Senio-
ren im Haushalt und beim Ein-
kaufen, begleiten sie zum Arzt, zu
Ämtern und Banken und bieten

einsamen Menschen Zuspruch
und Gesellschaft. Damit entlasten
sie auch Angehörige, die mit der
Pflege eines kranken Familien-
mitglieds oft an der Grenze ihrer
Belastbarkeit stehen.

Würdigung von
sozialem Engagement

Die Kreissparkasse würdigt
dieses soziale Engagement, das
keinerlei wirtschaftliche Interes-
sen verfolgt, nun mit Spenden in
Höhe von insgesamt 100.000 Eu-
ro. Um nennenswerte Einzel-

spendenbeträge vergeben zu kön-
nen, hat die Kreissparkasse dieses
Jahr die Spendengesamtsumme
verdoppelt. Die Spendenhöhe be-
ziffert sich jeweils nach der Ein-
wohnerzahl der Orte, in der eine
Nachbarschaftshilfe tätig ist.

Einrichtungen 
in der Region

Mit der Aktion „Spenden statt
Weihnachtskarten“ fördert die

Regionale Online-Spendenplattform:

Homepage gut-fuer-muenchen.de 
geht an den Start 

Die Stadtsparkasse München und betterplace.org bringen die re-
gionale Spendenplattform gut-fuer-muenchen.de an den Start.
Hier kommen Münchner Hilfsprojekte und interessierte Spender
mit nur wenigen Klicks im Internet zusammen. Die Nutzung der
neuen Spendenplattform ist für beide Seiten kostenfrei. 

Die Spenden gehen zu 100 Pro-
zent an die projekttragenden Orga-
nisationen - ohne Abzug. Der
Spender erhält die Spendenbe-
scheinigung von betterplace.org.
Die Kosten für den Betrieb des
Portals übernimmt die Stadtspar-
kasse München. Oberbürgermei-
ster Dieter Reiter ist Schirmherr
der Plattform. Die Stadtsparkasse
München ist deutschlandweit ei-
nes der ersten Häuser, das im Rah-
men einer gemeinsamen Initiative
von betterplace.org und den Spar-
kassen eine Online-Spendenplatt-
form in ihrer Region ermöglicht.

Jeder Euro zählt

„Mit dem Engagementportal

gut-fuer-muenchen.de möchten
wir motivieren, noch mehr Gutes
zu tun. Es zählt jeder Euro, mit
dem der Spender seine Wunsch-
projekte unterstützen kann. Zahl-
reiche Organisationen können
hier ganz einfach ihre Projekte
vorstellen, für die sie Spenden
benötigen“, so Ralf Fleischer,
Vorstandsvorsitzender der Stadt-
sparkasse München. 

Gesellschaft bereichern

„Als ‘Die Bank unserer Stadt’
liegt uns gesellschaftliches Enga-
gement für München sehr am
Herzen und wir freuen uns, jetzt
gemeinsam mit betterplace.org
die regionale Plattform für ge-

meinschaftliches Spenden in
Deutschland online gebracht zu
haben. Davon werden sicherlich
viele gemeinnützige Projekte pro-
fitieren, die alle unsere Gesell-
schaft bereichern und lebenswer-
ter machen.“

Effizienz

Christian Kraus, CEO der
gut.org gemeinnützige Aktienge-
sellschaft, Betreiberin von better-
place.org: „Mit gut-fuer-muen-
chen.de schaffen wir für Münch-
ner Hilfsprojekte eine zeitgemäße
Bühne im Internet, um effizient
und kostenlos online Spenden zu
sammeln. Das Engagementportal
steht allen Menschen und sozia-
len Initiativen der Stadt München
offen. Als größte und gemeinnüt-
zige Online-Spendenplattform in
Deutschland freuen wir uns, un-
sere jahrelange Expertise im On-

line Fundraising in die Zusam-
menarbeit einzubringen. Gemein-
sam mit der Stadtsparkasse Mün-
chen wollen wir mit gut-fuer-mu-
enchen.de noch mehr Menschen
in dieser Stadt erreichen und sie
für mehr soziales Engagement
begeistern.“

Themenvielfalt

Die Themenvielfalt der Hilfs-
projekte auf dem Engagement-
portal ist sehr groß. Es wird mit
330 Projekten an den Start gehen.
gut-fuer-muenchen.de steht allen
sozialen und kulturellen Projek-
ten in München offen. Entschei-
dend ist, dass sie einen gemein-
nützigen Zweck verfolgen.

Verdoppelungsaktion

Zum Auftakt stellte die Stadt-
sparkasse München zusätzlich
10.000 Euro für eine Verdoppe-
lungsaktion auf gut-fuer-muen-
chen.de bereit. Die Aktion startete
anlässlich des #GivingTuesday,
dem weltweiten Tag des Gebens,
am ersten Dezember.
Weitere Informationen unter:
www.gut-fuer-muenchen.de

Kreissparkasse München Starn-
berg Ebersberg seit 2012 regiona-
le soziale Einrichtungen – bislang
jeweils mit 50.000 Euro pro Jahr.
In den vergangenen drei Jahren
unterstützte die Kreissparkasse
Tafeln und Tische (2012), Ein-
richtungen für geistig und körper-
lich benachteiligte Menschen
(2013) sowie Einrichtungen für
kranke und benachteiligte Kinder
(2014). 
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Energie Südbayern. 
Regionaler Partner 
der Kommunen.
Seit über 50 Jahren Energieversorger der Region.

Unsere Leistungen: 
>  Entwicklung zukunftsweisender Energielösungen
>  Intelligente Energiekonzepte für Städte und Gemeinden
>  Sichere und strukturierte Energie beschaffung und -lieferung 
>  Individuelle Beteiligungsmodelle

Gemeinsam stark. 
Kommunale 

Partnerschaften.

Interview mit GVB-Vorstand Jürgen Gros:

Veto gegen Enteignung
deutscher Banken

Europäische Einlagensicherung schafft keinen Nutzen, 
verursacht aber viel Schaden 

Herr Gros, die EU-Kommis-
sion will ein europäisches Einla-
gensicherungssystem aufbauen.
Was bedeutet das für die Kun-
den der bayerischen Volksban-
ken und Raiffeisenbanken?

Jürgen Gros: Das bedeutet,
dass sie sich darauf einstellen
müssen, dass ihre Hausbank künf-
tig für andere Banken in Europa
mithaftet. Das heißt, wenn Banken
irgendwo in Europa riskante Ge-
schäfte tätigen und dabei in
Schieflage geraten, dann müssen
deutsche Institute mit dafür gera-
destehen, dass diese Banken ihre
Kunden im Pleitefall entschädigen
können. Für die Volksbanken und
Raiffeisenbanken bedeutet das
zum Beispiel, dass sie Gelder, die
sie zum Schutz ihrer Kunden an-
sparen, künftig in eine europäische
Einlagensicherung integrieren
müssen.

Das klingt nach Enteignung ...
Jürgen Gros: Das ist in der Tat

so. Bislang entscheiden die Volks-
banken und Raiffeisenbanken ge-
meinsam darüber, wie die ange-
sparten Gelder verwendet werden.
Zum Beispiel für ein Frühwarn-’
system, das uns hilft, Risiken in 
der genossenschaftlichen Gruppe
frühzeitig zu erkennen und zu be-
seitigen. Das macht ja auch Stabi-
lität und Erfolg unseres Systems
aus. Sein Wert liegt darin, dass wir
den Entschädigungsfall durch
Vorsorge erst gar nicht entstehen
lassen wollen. Wenn uns die EU-
Kommission aber die Mittel dazu
nehmen will, dann ist das zum
Nachteil der Sparer. 

Die EU-Kommission betont,
mit einem europäischen System
seien die Einleger viel besser ge-
schützt als mit einem nationalen
Sicherungssystem.

Jürgen Gros: Das Gegenteil ist
richtig. Die europäische Einlagen-
sicherung schafft keinen Nutzen,
sondern schwächt die in Deutsch-
land bestehenden Einlagensiche-

rungssysteme. Europa ist nach wie
vor sehr heterogen. Eine europäi-
sche Einlagensicherung macht al-
lenfalls Sinn, wenn in allen EU-
Staaten die gleichen rechtlichen,
wirtschaftlichen und finanzpoliti-
schen Rahmenbedingungen für
Banken gelten. Davon ist die EU
aber noch weit entfernt. Insofern
ist nicht nachvollziehbar, warum
eine deutsche Bank für die Kunden
zum Beispiel einer zypriotischen
Bank mithaften soll. 

Warum eigentlich nicht?
Jürgen Gros: Dazu will ich Ih-

nen gerne ein Beispiel nennen.
Während der Anteil notleidender
Kredite am gesamten Kreditbe-
stand in Deutschland bei 1,8 Pro-
zent liegt, sind es in Zypern 44,4
Prozent. Dort ist also fast jeder
zweite Kredit ausfallgefährdet.
Das ist ein immenses Bilanzrisiko
und macht die Banken ziemlich in-
stabil. Eine gemeinsame Einla-
gensicherung würde dann dazu
führen, dass über kurz oder lang
auch stabile Banken für Verluste
aus den Problemkrediten unsoli-
der Banken haften müssten. Das
käme einem ordnungspolitischen
Sündenfall gleich.

Weil die Gemeinschaft für ri-
sikoreiche Geschäfte Dritterein-
treten müsste? 

Jürgen Gros: Ja. Denn bei ei-
ner Vergemeinschaftung der Ein-
lagensicherungssysteme müssen
im Schadensfall alle Banken haf-
ten, nicht allein der Verursacher.
Damit wird ein zentrales Prinzip
der Sozialen Marktwirtschaft
außer Kraft gesetzt: das Prinzip
der Eigenverantwortung. Geht bei
einem riskanten Geschäftsmodell
alles gut, profitiert einer. Klappt es
nicht, muss die Gemeinschaft ein-
stehen. In der Praxis wären das
vor allem die deutschen Banken,
die den europäischen Sicherung-
stopf zu einem Drittel füllen sollen.
Sie haften damit vor allem für die
südeuropäischen Staaten mit.

Bayerischer Finanzgipfel in München:

Herausforderung Digitalisierung
Prominente Vertreter aus Politik, Finanzwirtschaft und Wis-
senschaft diskutierten beim 9. Bayerischen Finanzgipfel in
München die Digitalisierung und die damit verbundenen
Chancen und Probleme - ein Thema, das neben der Niedrig-
zinsphase und der Regulierung zu den aktuell größten Heraus-
forderungen der Finanzbranche zählt.

Bayerns Wirtschaftsministerin
Ilse Aigner zeigte in ihrer Eröff-
nungsrede anhand einiger Bei-
spiele auf, dass das Thema Digi-
talisierung in alle Bereiche der Fi-
nanzwirtschaft einziehen wird -
sei es bei der Frage nach der Ver-
antwortung und dem Versiche-
rungsschutz beim Thema autono-
mes Autofahren oder etwa beim

Thema Wettbewerbsstärkung ge-
gen unkonventionelle branchen-
ferne Newcomer. Aigner bot hier
aktive Hilfe seitens der Politik an.

Mit Blick auf die sehr unter-
schiedlichen steuerlichen, rechtli-
chen und datenschutzrechtlichen
Bedingungen, die zwischen den
Playern der EU, den Vereinigten
Staaten von Amerika und auch mit

China gelten, forderte EU-Digital-
kommissar Günther Oettinger ei-
nen digitalen Wettbewerb auf Au-
genhöhe. Man müsse nicht alle
Themen der Politik europäisieren,
aber eine digitale Strategie Euro-
pas gehe nur europäisch, wobei für
den „attraktivsten Marktplatz der
Welt“ mit seinen 510 Mio. Ein-
wohnern einheitliche Regeln gel-
ten müssten, betonte Oettinger.

Nach Auffassung von Dr. And-
reas Dombret, Vorstandsmitglied
der Deutschen Bundesbank und
Dezernent für die Bankenaufsicht,
„können Banken die Digitalisie-
rung nicht länger als einen von
vielen Trends abtun, deren Ent-
wicklung man in Ruhe abwarten
kann“. Denn Druck entstehe nicht
nur durch eine neue Erwartungs-
haltung bei Konsumenten und in-
nerhalb der Branche, sondern vor
allem durch neue Wettbewerber
aus anderen Branchen. Heutzutage
benötige man eben kein Bank-
hochhaus und keine Filialen mehr,
um als seriöser Finanzdienstleister
wahrgenommen zu werden und
seine Dienstleistungen flächen-
deckend anbieten zu können.

Fintechs

Sogenannte Fintechs stünden
für den Angriff der „Kleinen und
Schnellen“. Dabei handle es sich
um technologiebasierte Unter-
nehmen für Finanzdienstleistun-
gen, die meist nur bestimmte
Dienstleistungen anbieten, dafür
aber innovativ und mit großem
Potenzial im Wettbewerb agieren.
„Die große Innovationskraft der
Fintechs sollten Banken neidlos
anerkennen“, meinte Dombret.
Die Ideen seien sehr vielfältig:
Kreditvermittlungsplattformen
beispielsweise vermittelten Kre-
ditsucher und Geldanleger -
durch die digitale Plattform fän-
den beide Seiten schnell und ver-
gleichsweise günstig zueinander.
PayPal, Google Wallet, ApplePay
und andere böten innovative Lö-
sungen für den Zahlungsverkehr.
Auch für die Geldanlage würden
im Internet automatisierte Anla-
gehilfen angeboten. Ihr Wachs-
tum sei beeindruckend: Fintechs
sammelten mittlerweile weltweit
pro Monat rund eine Milliarde
US-Dollar an Kapital ein und

speziell in den Vereinigten Staa-
ten fänden sich viele Vorreiter.

„Banken müssen einfach alar-
miert sein - nicht nur angesichts
einer drohenden Umverteilung
der Gewinnmargen, sondern auch
aus dem Wissen heraus, dass man
in der schnelllebigen digitalen
Welt rasch abgehängt wird, wenn
man nicht rechtzeitig mit wettbe-
werbsfähigen Angeboten kontern
kann“, hob Dombret hervor. 

Total digital oder nicht: „Das
Finanzsystem sollten wir letzten
Endes daran messen, wie gut es
seine Aufgabe erfüllt, den Men-
schen und der Realwirtschaft zu
dienen. Ich möchte Banken und
Sparkassen dringend ermutigen,
die Digitalisierung mit innovati-
ven und seriösen Angeboten mit-
zugestalten“, fuhr der Bankenvor-
stand fort. Hier sei ein Unterneh-
mergeist erforderlich, der auf den
Wandel nicht nur halbherzig und
ohne Strategie reagiert, sondern
ihn als Chance begreift. Banken
und Sparkassen müssten sich ein
Stück weit neu erfinden. „Damit
meine ich keine modische Fassa-
de für alte Geschäftsideen, son-
dern Geschäftsmodelle, die den
Bankensektor nachhaltig stabiler
und widerstandsfähiger machen
und die die Bedürfnisse der Kun-
den konsequent in den Mittel-
punkt stellen.“

Für Regulierer und Aufseher
gelte mehr denn je: „Habt Mut
zur Weitsicht“, so Dombret. Digi-
tale Innovation sei kein Selbst-
zweck und vor Fehlentwicklun-
gen nicht gefeit. „Gerade weil
wir nicht in die Zukunft schauen
können, dürfen wir uns nicht hin-
ter unserem jetzigen Regulie-
rungs- und Aufsichtsstandard 
verstecken. Verantwortung für
eine effektive Bankenaufsicht
heißt, neue Ideen und Entwick-
lungen ohne Vorurteile zu beglei-
ten. Insbesondere in Zeiten eines
tiefgreifenden Wandels.“ DK

Erfolgreiche Partnerschaft 
mit den Genossenschaftsbanken

Herbstbilanz mit den Genossenschaftsbanken: Die bayerischen
Volksbanken und Raiffeisenbanken haben in den ersten drei Quar-
talen 2015 fast 400 Mio. Euro an Förderkrediten der LfAFörder-
bank Bayern ausgereicht. Mit knapp 2.600 Zusagen an den bayeri-
schen Mittelstand sind die Genossenschaftsbanken ein starkerPart-
ner der LfA. Das gab LfA-Vorstandschef Dr. Otto Beierl bei einem
Treffen des Vorstands mit der GVB-Spitze bekannt.
„Die Nähe der bayerischen Volks-
banken und Raiffeisenbanken zu
ihren Kunden garantiert, dass die
Förderkredite der LfA da ankom-
men, wo sie gebraucht werden:
Bei Existenzgründern und bei den
kleinen und mittleren Unterneh-
men im Freistaat“, so Dr. Alexan-
der Büchel und Dr. Jürgen Gros,
Mitglieder des GVB-Vorstands.
Konrad Irtel, Vorstandssprecher
der Volksbank Raiffeisenbank
Rosenheim-Chiemsee sowie Ver-
bandsratsvorsitzender und ehren-
amtlicher Verbandspräsident des
GVB, und Wolfgang Altmüller,
Vorstandsvorsitzender der VR
meine Raiffeisenbank eG mit Sitz
in Altötting und künftiger Ver-
bandsratsvorsitzender des GVB,

ergänzen: „Der Mittelstand kann
in erheblichem Umfang von För-
derdarlehen profitieren. Deshalb
wollen sich die bayerischen Ge-
nossenschaftsbanken im Sinne
ihrer Firmenkunden auch weiter-
hin bei der Beratung und Vergabe
von LfA-Krediten engagieren.“
LfA-Chef Beierl erklärt: „Die Ko-
operation mit den Genossen-
schaftsbanken ist ein Erfolgsmo-
dell für den bayerischen Mittel-
stand. Zum 30. September haben
sie allein 50 % der zugesagten
Förderkredite zur Finanzierung
von Investitionen vergeben. Das
Ergebnis ist eine erfolgreiche Si-
cherung von bestehenden und die
Schaffung von neuen Arbeitsplät-
zen in Bayern.“

Treffen von LfA Förderbank Bayern und Vertretern des Genos-
senschaftsverbands Bayern. Unser Bild zeigt von links: Dr. Hans
Schleicher, Dr. Thies Claussen, Wolfgang Altmüller, Dr. Jürgen
Gros, Dr. Alexander Büchel, Dr. Otto Beierl, Konrad Irtel, Alb-
recht Stolle, Hans Peter Göttler.

Inwiefern?
Jürgen Gros: Viele vor allem

südeuropäische Banken halten
umfangreiche Bestände von
Staatsanleihen ihrer zum Teil hoch
verschuldeten Heimatländer. Bei
einem Zahlungsausfall drohen
diesen Instituten drastische Ab-
schreibungen. Die europäische
Einlagensicherung müsste ein-
springen. Damit würden die Risi-
ken aus den nationalen Staats-
haushalten gesamteuropäisch ver-
gemeinschaftet. Somit würde ein
Mechanismus in Gang gesetzt, der
dem der sogenannten Eurobonds
entspricht. Die hat die Bundesre-
gierung bislang aus gutem Grund
abgelehnt.

Wie zuversichtlich sind Sie,
dass die Vorschläge der Kom-
mission für eine europäische
Einlagensicherung abgewehrt
werden können?

Jürgen Gros: Wir haben ein
hartes Stück Arbeit vor uns. Es gilt
jetzt, der EU-Kommission bei die-
sem Vorhaben Paroli zu bieten.
Das ist auch meine Erwartungs-
haltung an die Bundesregierung.
Sie muss bei ihrem Veto bleiben.
Gut, dass sie dabei auf die Mehr-
heit im Bundestag und die Unter-
stützung der Bayerischen Staatsre-
gierung bauen kann. Der Wert 
unserer Sicherungssysteme in
Deutschland ist anerkannt von na-
tionaler Politik, Bundesbank und
Wissenschaft. Es wird Zeit, dass
auch Herr Juncker und seine Be-
amten das respektieren. 

Herr Gros, herzlichen Dank
für das Gespräch.

LfAFörderbank Bayern
unterzeichnet Charta der Vielfalt

Vielfalt, Toleranz und gegenseitiger Respekt in der Arbeitswelt
Die LfA Förderbank Bayern schließt sich der Unternehmensi-
nitiative „Charta derVielfalt“ unterSchirmherrschaft von Bun-
deskanzlerin Dr. Angela Merkel an. 

Die Grundsätze der Charta haben zum Ziel, ein Arbeitsumfeld zu
schaffen, das frei von Vorurteilen ist. Alle Mitarbeiter sollen Wert-
schätzung erfahren – unabhängig von Geschlecht, Nationalität, eth-
nischer Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Al-
ter, sexueller Orientierung und Identität.

„Vielfalt ist ein Wirtschaftsfaktor, Motor für Innovationen und da-
mit Grundlage für unternehmerischen Erfolg! Für uns ist es selbst-
verständlich, sich für ein wertschätzendes Miteinander einzusetzen
und die Vielfalt an Fähigkeiten, Talenten, Sichtweisen und Erfahrun-
gen zu fördern. Chancengleichheit auf allen Ebenen, die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie sowie ein gesundheitsförderndes Ar-
beitsumfeld sind zentrale Bestandteile unserer Unternehmenskultur.
Das zahlt sich aus, denn die wichtigste Ressource eines erfolgreichen
Unternehmens sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter“, so LfA-
Vorstandschef Dr. Beierl.
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Vielfältiges Miteinander
Integrationspreise 2015 der Regierung der Oberpfalz

Vier Einrichtungen mit Vorbildcharakter wurden in Regensburg
mit dem Integrationspreis der Regierung der Oberpfalz ausge-
zeichnet. Bayerns Integrationsministerin Emilia Müller und Re-
gierungspräsident Axel Bartelt nahmen die Verleihung vor. Das
Preisgeld in Höhe von insgesamt 5.000 Euro wurde vom Bayeri-
schen Staatsministerium für Arbeit, Soziales, Familie und Inte-
gration zur Verfügung gestellt. 

Der mit 2.000 Euro dotierte 1.
Preis ging an die Stadt Neumarkt
i. d. Oberpfalz und würdigte da-
mit das „Das Café der Welt“ im
Bürgerhaus der Stadt. Diese be-
reits langjährige Einrichtung ist
beliebter Treffpunkt in der Stadt
und einmal pro Woche für Ein-
heimische und Bürger mit Migra-
tionshintergrund geöffnet. Das
Café der Welt fungiert als offener
Treff zwischen unterschiedlichen
Generationen unterschiedlicher
Kulturen. 

GelebterAlltag

Gemeinsam werden hier ab-
wechslungsreiche Programme
geschmiedet und mitgebrachte,
landestypische Knabbereien aus
anderen Ländern der Erde pro-
biert. Wenn sich dann die Café-
Besucher im Gespräch austau-
schen und dadurch begegnen,
werden die unterschiedlichen
Kulturen und Bräuche im geleb-
ten Alltag eines jeden Einzelnen
sichtbar. Mit dem Gespräch ge-
winnt das Gegenüber an Kontu-
ren, Emotionen schärfen weiter
das Bild und der Mensch gegenü-
ber verliert an Fremdheit. 

Den mit 1.500 Euro dotierten 2.
Preis erhielt die Schule am Mön-
chsberg in Hemau mit dem Schul-
motto „Schule ohne Rassismus –
Schule mit Courage“. Die Grund-
und Mittelschule verzeichnet ei-
nen hohen Anteil an Kindern mit
Migrationshintergrund, die aus
über 15 verschiedenen Ländern
kommen. Das Schulmotto lautet
„Schule ohne Rassismus – Schule
mit Courage“. 

Mit dem ehemaligen Über-
gangswohnheim in Hemau, in
dem zunächst Spätaussiedler und
Russlanddeutsche untergebracht
waren, begann für die Schule die
Zeit, dass auch Schüler aus ande-
ren Kulturkreisen an die Schule
kamen. Viele dieser Familien, die
aus Russland, Kasachstan, der
Ukraine stammten, sind inzwi-
schen in der Umgebung ansässig
geworden bzw. haben inzwischen
selbst Familien gegründet, die
sich sehr gut integrieren konnten.
Dies ist auch mit ein starker Ver-
dienst der Schule, für die Integra-
tion einen hohen Stellenwert hat
und der sich in einer Vielzahl zu-
sätzlicher Einzelprojekte zeigt. 

Bei Projekten wie beispielswei-
se „Wir sind Deutschland“ oder
„Gemeinsam geht es besser“ oder
dem Projekt „Weltreise“ erarbei-
ten die Kinder gemeinsam Wissen
über unterschiedliche Länder und
Kulturen und lernen so den ge-
meinsamen Umgang miteinander. 

Die beiden dritten Preise, do-
tiert mit je 750 Euro Preisgeld,
wurden an den Arbeitskreis für
ausländische Arbeitnehmer e.V.
und an die Von-der-Tann-Grund-
schule (beide aus Regensburg)
verliehen. 

Der Schwerpunkt des 1971 ent-
standenen Arbeitskreises für aus-
ländische Arbeitnehmer e.V.,
(a.a.a.) liegt in der Basisarbeit
Sprachförderung und Jugendar-
beit. Bereits für eine ganze Gene-
ration ehemaliger „Gastarbeiter“
wurde damit der Weg zu einem
friedlichen kulturellen Miteinan-
der geebnet und den jungen Men-
schen der Start in Ausbildung und
Berufsleben erleichtert. Die Be-
deutung der Sprachkompetenz als
Schlüsselrolle für Erfolg und An-
erkennung hat der a.a.a. früh er-
kannt und setzt diese Ziele vor-
bildlich um. 

Der Verein wurde 2012 bereits
ausgezeichnet und hat sich dieses
Jahr mit einem Projekt zur Ge-
sellschaftlichen Teilhabe von

Mädchen und Frauen mit Ein-
und Zuwanderungshintergrund
beworben. 

An dem Projekt nehmen Frau-
en verschiedenen Alters mit Ein-
und Zuwanderungshintergrund,
mit unterschiedlichen Aufent-
haltsstatus und verschiedenen
Bildungsabschlüssen teil, die sich
bei gemeinsamen Unternehmun-
gen, Ausflügen und Besichtigun-
gen austauschen. Für Schülerin-
nen werden demnächst extra
Workshops in Berufen organi-
siert, die auch einmal geschlech-
teruntypisch sind, wie zum Bei-
spiel aus den Bereichen der soge-
nannten Mint-Fächer. 

Die Aktivitäten werden ge-
meinsam geplant: Dazu gehören
Stadtführungen, gemeinsame
Museumsbesuche, Selbstbehaup-
tungskurse für Frauen, Bowlinga-
bende, Frauensprechstunden in
den Vereinsräumen, Frauencafe

mit Austauschtreffen und Wande-
rungen im Regensburger Um-
land. Wichtiger Projektbestand-
teil ist zudem die Information der
Öffentlichkeit zur Situation von
Mädchen und Frauen mit Migra-
tionshintergrund durch das Ange-
bot und die Durchführung von
Veranstaltungsreihen. 

Die Grundschule Von-der-Tann
bewarb wiederum bewarb sich
mit dem außergewöhnlichen und
außertourlichen Projekt „SPRING
- Deutsch lernen durch Sprechen
und Singen“. Die Konzeption des
Projekts basiert auf der Überle-
gung, dass der Erwerb der deut-
schen Sprache mit dem Hilfsmit-
tel Musik leichter fällt. Zustande
gekommen ist das Projekt in Ko-
operation mit dem Lehrstuhl für
Musikpädagogik der Universität
Regensburg. 

Wachstumsprozess

Spracherwerb ist ein interakti-
ver Wachstumsprozess, bei dem
die Ausdrucksfähigkeit und Ver-
stehenskompetenz gefördert wird.
Mit einer durchdachten Metho-
denvielfalt, wie starkes Gestiku-

lieren der Lehrer, werden die Kin-
der motiviert. Dabei ist die Musik
ein wunderbares Transportmittel,
um das Innere der Kinder rasch zu
erreichen, Hemmungen in der
Sprachanwendung abzubauen
und sprachliche Muster unver-
krampft zu trainieren. 

Gefühl für Ton und Takt

Erfahrungsgemäß singen selbst
traumatisierte Kinder ab dem er-
sten Tag die Lieder und Sprech-
stücke mit Körpereinsatz aktiv
mit, weil jedes Kind – egal aus
welchem Land – ein Gefühl für
Ton und Takt mitbringt. Sie lie-
ben es, sich zur Musik zu bewe-
gen. Musikhören und das eigene
Musizieren fördert die Gehirnent-
wicklung und somit auch die
kommunikativen Fähigkeiten, die
Grundlage für den Spracherwerb
sind. Nebenbei wird dadurch
auch das Sozialgefüge unter den
Schülern sehr positiv beeinflusst.
Die Kinder empfinden sich als
Gemeinschaft, unabhängig da-
von, was sie an Vorsozialisierung
mitbringen. 

Prägend und belebend für den
Schulalltag ist die kulturelle Viel-
falt in der Grundschule Von-der-
Tann: Etwa 55 % der Kinder
kommen aus ca. 30 verschiede-
nen Ländern und vertreten etwa
25 Sprachgruppen. DK

V. l.: Peter Selz, Beisitzer, AmtsleiterAmt für Ländliche Entwick-
lung Oberbayern; Markus Müller, Beisitzer, Geschäftsführer
BBV-Hauptgeschäftsstelle Schwaben; Dr. Peter Jahnke, Leiter
des Fachbeirates; Gerlinde Augustin, Geschäftsführerin SDL
Thierhaupten; Alex Dorow, 1. Stellvertreter, MdL; Jürgen Rei-
chert, Vorsitzender, Bezirkstagspräsident von Schwaben; Richard
Fank, Schatzmeister, Vorstandsvorsitzender Kreissparkasse
Augsburg; Johann Huber, 2. Stellvertreter, Präsident Amt für
Ländliche Entwicklung Schwaben; Toni Brugger, Beisitzer, Bür-
germeister von Thierhaupten; Gottfried Schlemmer, Beisitzer,
Vorsitzender des Bayerischen Zimmererhandwerks. 

Jahreshauptversammlung der SDL Thierhaupten:

20. Thierhauptener
Advent 

Thierhaupten. Im Rahmen der Jahreshauptversammlung der
Schule der Dorf- und Landentwicklung Thierhaupten (SDL) fan-
den heuer Vorstandswahlen statt. In bewährter Manier über-
nimmt der schwäbische Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert,
weiter den Vorsitz. Zu seinem Stellvertreter wurde der Journalist
und Landtagsabgeordnete Alex Dorow einstimmig gewählt. Neuer
Beisitzer im Vorstand ist Herr Peter Selz, Leiter des ALE Ober-
bayern. Dem aus dem Vorstand ausscheidenden ehemaligen Land-
wirtschaftsminister, Josef Miller, wird die Ehrenmitgliedschaft ver-
liehen und in einer gesonderten Veranstaltung überreicht.

Vor den Wahlen wurden die
Mitglieder über die Aktivitäten
des auslaufenden Geschäftsjahres
unterrichtet. Die SDL bot mit 106
Seminaren und rund 2.300 Teil-
nehmern auch im 24. Jahr ihres
Bestehens ein weiteres Rekord-
jahr. „Die SDL bringt Menschen
und Ideen zusammen und steht in
Bayern für Qualität“, so der Be-
zirkstagspräsident. „Wir sind
stolz darauf, eine solche Einrich-
tung in Schwaben zu haben.“

„Wir scheuen uns nicht davor,
schwierige Themen inhaltlich
aufzubereiten. Gerade die Inte-
gration von Asylbewerbern in
den ländlichen Raum erfordert
Kommunikation und Haltung“,
so Geschäftsführerin Gerlinde
Augustin. Immerhin „hat unsere
SDL langjährige Erfahrungen mit
unterschiedlichen Einstellungen
und Interessen. Nur der infor-
mierte Kommunalpolitiker oder
Bürger“, so Gerlinde Augustin
weiter „kann agieren. In dieser
völlig neuen Situation gilt es sich
zu bewegen, um neue Wege zu
finden. Das ist uns mit dem
Asylthema sehr gut gelungen, be-
reits jetzt verfügen wir über ein
starkes Netzwerk“, informierte
Gerlinde Augustin. Wir möchten,
dass der ländliche Raum von die-
ser Entwicklung profitiert und
Asylsuchende rasch in die Gesell-
schaft integriert.“ 

„Ich danke insbesondere dem
Bezirk Schwaben und der Ver-
waltung für Ländliche Entwick-
lung “, so Gerlinde Augustin, Ge-
schäftsführerin der SDL Thier-
haupten. „Ohne diese Partner-
schaften wäre unser Weiterbil-
dungsangebot in dieser Form
nicht möglich.“

Für 2016 hat sie klare Ziele vor
Augen. „Wir wollen unser Netz-
werk ausbauen, weitere strategi-
sche Partnerschaften eingehen.“
Mit dem Seminarangebot für
2016 setzt sie thematische
Schwerpunkte in den Bereichen
Integration mit Aspekten Spra-
che, Arbeit, Wohnen. „Unter dem
Motto ‘kompetent die Flücht-
lingshilfe meistern’ legen wir ein
Qualifizierungsprogramm auf.
Aber auch das Thema ‘Baukultur
und Mobilitätskonzepte’ haben
wir im Veranstaltungsangebot.“

Der Thierhauptener Advent ist
traditionell auch die Plattform für
den Austausch der Vereinsmit-

glieder, Beiräte und Moderatoren.
Dem langjährigen Referenten
Wilhelm Preißinger, vom ALE
Schwaben wurde die „Goldene
Ehrennadel“ der SDL verliehen.
„Wir schätzen an Wilhelm
Preißinger seine hohe Fachkom-
petenz und seine sympathische
Art im Umgang mit Menschen“
so Augustin.

Dr. Norbert Göttler, Philosoph
und Bezirksheimatpfleger von
Oberbayern referierte über die
„Zukunftsidee Dorf“. Göttler plä-
dierte in seinem Vortrag, ver-
schiedene Heimatbegriffe zu ver-
einen, Klassisches zu bewahren
und Neues zuzulassen. Ein zu-
kunftsfähiges Dorf bewegt sich
zwischen Innovation und iden-
titätsstiftenden Merkmalen.
Weitere Informationen unter:
www.sdl-inform.de

Golddorf Geldersheim 
jetzt offiziell ausgezeichnet 
Preisverleihung des Landesentscheids „Unser Dorf hat Zukunft“ 

Landkreis Schweinfurt. Gold für die Gemeinde Geldersheim. Im
Sommer gab es die Nachricht, nun folgte die offizielle Auszeich-
nung. Im Rahmen der Abschlussveranstaltung des Landesent-
scheides „Unser Dorf hat Zukunft – Unser Dorf soll schöner wer-
den“ haben der Geldersheimer Bürgermeister Oliver Brust, Alt-
bürgermeisterin Ruth Hanna Gube und Landrat Florian Töpper
die Auszeichnung in Gold durch Staatsminister Helmut Brunner
entgegen genommen. Damit geht das Golddorf im kommenden
Jahr nun in das Rennen um den Titel auf Bundesebene. 

Zur Preisverleihung in Rieden
(Landkreis Amberg- Sulzbach)
kamen fast 900 Besucher aus 18
Siegerdörfern, die voller Stolz ih-
re Gold, Silber oder Bronzeme-
daillen und je ein Bienenhotel
entgegen nahmen. Die vier
bayerischen Siegerdörfer Gel-
dersheim, Hirnsberg, Meinheim
und Perlesreut aus ursprünglich
327 Teilnehmern erhielten als An-
erkennung ein Preisgeld von
5000 Euro. 

2013 hatte Altbürgermeisterin
Ruth Hanna Gube die Teilnahme
am Wettbewerb auf den Weg ge-
bracht. Es war für die Bürger zu
der 1250-Jahrfeier eine zusätzli-
che Herausforderung. Doch die
Leidenschaft der Bürgermeiste-
rin und der Bürger für ihren Ort
brachten Geldersheim in die
nächste Runde. Nach der Kom-
munalwahl 2014 übernahm der
neue Bürgermeister Oliver Brust
innerhalb kürzester Zeit die Auf-
gabe, den Ort im Bezirksent-
scheid zu führen. Mit Erfolg. 

In jeder Bewertungsebene, ob
Kreis-, Bezirks- oder Landesent-
scheid, zeigte sich Geldersheim
als lebensfrohe Dorfgemein-
schaft, in der die Bürger die Zu-
kunft mitgestalten und anstehen-
de Herausforderungen mit guten
Ideen meistern. Das Zentrum der
dörflichen Gemeinschaft sind die
sensibel restaurierte mittelalterli-
che Gadenanlage in der Kirchen-

burg, der Tanzsaal des Fränki-
schen Hofes und der Schützen-
garten außerhalb der Stadtmauer.
Tradition und Modere, alt und
jung verbinden die Galderschu-
mer mit Selbstverständlichkeit. 

Die Gaden, früher zum Lagern
von Nahrung genutzt, beherber-
gen heute zwei Museen, eine
Bücherei, ein Atelier und den Ju-
gendtreff. Das Betreuungsange-
bot der Kita, die Mittagsbetreu-
ung der Grundschule und die
vollstationäre Einrichtung in der
Altenpflege bereichern das tägli-
che Leben.

Über seine Grenzen hinweg ist
Geldersheim als eine Hochburg
der fränkischen Musik- und
Trachtenkultur bekannt. Trotz
der fruchtbaren Böden und land-
wirtschaftlicher Nutzung wird
rund um Geldersheim der Natur
viel Platz gegeben. Die Grünge-
staltung im Dorf spiegelt die
fränkische Seele wieder: ein
schmückendes Beiwerk, das nie
aufdringlich wird, aber zum
Wohlfühlen beiträgt. Zukunfts-
weisend ist die Wahl der unter-
schiedlichen Baumarten im Dorf,
die auch der Klimaveränderung
trotzen können. Die Jury über-
zeugte die Willkommenskultur
im Umgang und Integration mit
Heimatsuchenden, das Engage-
ment der Bürger, die vielfältige
Vereinskultur und der Zusam-
menhalt. 

Der staatliche Wettbewerb hat ei-
ne lange Tradition. Seit 1961 wird
er in Bayern durchgeführt und hat
sich in den vergangenen Jahren zu
einem Wettbewerb des Ideenreich-
tums, des Bürgerengagements und
der Zukunftsplanung entwickelt.
Im nächsten Jahr findet der 26.
Dorfwettbewerb wieder auf Kreise-
bene statt. Teilnahme berechtigt
sind Dörfer bis zu 3.000 Einwoh-
ner. Für die Durchführung des
Wettbewerbs ist die Kreisfachbera-
terin für Gartenkultur und Landes-
pflege, Brigitte Goss zuständig. Der
Anmeldeschluss auf Kreisebene ist
1. Juni 2016. Kontakt per E-Mail
an brigitte.goss@lrasw.de 

Landrat Florian Töpper (fünfter von links) und seine Stellvertreterin Christine Bender (rechts)
freuen sich bei der offiziellen Preisverleihung mit dem Golddorf Geldersheim.
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„Unglaublich, wie viele Er-
eignisse in die Spanne von
zwölf Monaten passen. Leben
wir wirklich noch in der glei-
chen Welt wie heute vor einem
Jahr?“ Mein Chef, der Bürger-
meister, ließ das alte Jahr in
der Erinnerung vorüberziehen.

Vieles hat sich verändert.
Uns wurde das „Sommermär-
chen“, die WM 2006, madig ge-
macht, weil die positiven Sei-
ten Deutschlands durch Provi-
sionszahlungen stärker herausgehoben wurden.
Nur: Waren wir deshalb schlechtere Gastgeber,
die Stimmung weniger freundlich und das Bild,
das wir abgegeben haben, weniger positiv? Der
Nimbus deutscher Ingenieurskunst wurde durch
VW ramponiert, eines der Flaggschiffe der
deutschen Wirtschaft schlechthin. Noch dazu
haben die Ingenieure beim Schadstoffausstoß
getrickst, obwohl uns Deutschen doch unser
grünes Gewissen über alles geht. Schließlich

wurde durch die Lokführer der Bahn sowie die
Piloten und Saftschubsen der Lufthansa bewie-
sen, dass auch bei uns Gewerkschaften bereit
sind, für überzogene Forderungen Firmen in
den wirtschaftlichen Orkus zu reißen.

Und dann noch das: Aus der ewigen Kanzle-
rin wurde Frau Merkel, über deren politische
Zukunft seriöse Redakteure, alte Fahrensleute,
aber auch politische Brackwasserschnorchler
unterschiedlicher Gewichtsklassen munter spe-
kulieren. Griechenland, Ukraine, Flüchtlinge –
drei Krisenherde, von dem jeder für sich geeig-
net wäre, für ein ganzes Jahr politischen Zünd-
stoff bereit zu halten, standen 2015 auf der
Agenda. Keines dieser Probleme ist endgültig
gelöst –  wie sollte dies auch möglich sein. Aber
ist es wirklich so schlecht gelaufen?

Sicher, Griechenland zerrt und ziert sich bei
der Umsetzung der Reformprogramme, will Er-
leichterungen hier, Verwässerungen dort und
hat nicht verstanden, dass das Land Reformen
im ureigenen Interesse braucht. Aber Griechen-
land ist keine Gefahr mehr für die Stabilität des
Euro oder der Europäischen Union. Die Krim
ist immer noch besetzt und in der Ostukraine
herrscht ein Machtvakuum, aber die Kämpfe
haben aufgehört, das Land beginnt sich zu sta-
bilisieren. Kleine Schritte, aber die befürchtete
Explosion der Gewalt in diesem riesigen Land
zwischen EU und Russland konnte vermieden
werden. 

Und ja, die Flüchtlinge. Kei-
ner weiß, wie es in dieser Fra-
ge weitergeht. Aber wenn nicht
alles täuscht, zeigen die Bemü-
hungen der Europäer und be-
sonders der Kanzlerin Früch-
te, den unkontrollierten Zu-
strom nach Europa und damit
die Gefahr einer humanitären
Katastrophe einzudämmen.

Eine große Bewährungspro-
be steht uns allerdings noch
bevor. Wohin wir auch bei un-

seren Nachbarn blicken, nicht nur in Polen,
Frankreich oder der Schweiz reagieren die
Menschen und Wähler auf die Globalisierung
und das Zusammenrücken der Welt mit Abwehr
und Einigelung. Grenzen zu, Euro pfui, Flücht-
linge raus – auf diesen kurzen Nenner lässt sich
nicht nur das Programm des Front National,
der Schweizerischen Volkspartei oder der polni-
schen PiS bringen, sondern dieser Grundtenor
schwingt auch in der politischen Diskussion in
Dänemark, Österreich, Tschechien oder den
Niederlanden immer stärker mit und erreicht
vor allem eine junge, verunsicherte, nach Ori-
entierung suchende Generation. Das amerika-
nische Nachrichtenmagazin „Time“ hat Kanz-
lerin Merkel zur Person des Jahres gekürt, weil
sie gezeigt habe, wie Deutschlands Stärke ge-
nutzt werden könne, um zu retten statt zu zer-
stören. Hoffentlich zeigt auch das deutsche Volk,
dass es die Herausforderungen weiter euro-
päisch lösen und keinen der berüchtigten deut-
schen Sonderwege gehen will.

Mein Chef, der Bürgermeister, hofft, die Fei-
ertage werden von den Menschen auch genutzt,
um darüber nachzudenken, wie viel Leid der
Nationalismus Europa gebracht hat und wie
viel wir der europäischen Einigung verdanken.
Ich steuere dazu Gedanken der Theologin Han-
nelore Frank bei: „Hoffnung ist etwas, das wir
alle zum Leben brauchen. Denn wer könnte oh-
ne Hoffnung leben? Ohne die Aussicht, das Ver-
trauen, die Möglichkeit, dass alles besser wird?
Vielleicht ist Weihnachten nicht so sehr das Fest
der Liebe, als das Fest der Hoffnung.“

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
in ein paar Tagen feiern wir die Geburt des

Kindes, das der Welt Liebe und Hoffnung
brachte, Vergebung und Trost. Ich wünsche Ih-
nen von Herzen, Sie können das Fest in Frie-
den, Harmonie und in der Zuversicht feiern,
dass des Menschen größte Fähigkeit immer
noch darin besteht, Gutes zu tun.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Gute Wünsche zum
Fest des Friedens

25 Jahre Automobile Georg Scherieble 
Ihr zuverlässiger Partner

Wir kaufen 
Ihre Gebrauchtfahrzeuge!
Faire Konditionen, seriöse und zuverlässige Abwicklung

PKW, Transporter, Nutzfahrzeuge

alle Alters -und Zustandsklassen
Besichtigung und Bewertung auch vor Ort

Bitte kontaktieren Sie uns telefonisch oder per E-Mail:
Tel.: 08204-9608102 Mobil: 0171-6115055 

Fax:  +49 8204 9608103 E-Mail: info@scherieble.de

Automobile Georg Scherieble Schelmenlohe 13 86866 Mickhausen

Bayerischer Museumspreis 2015:

Gelebtes kommunales
Engagement

Das Deutsche Hutmuseum Lindenberg und das Augustiner Chor-
herren Museum Markt Indersdorf sind in Lindenberg mit dem
Bayerischen Museumspreis geehrt worden. Die alle zwei Jahre
von der Versicherungskammer Kulturstiftung vergebene Aus-
zeichnung würdigt und fördert damit die Kulturarbeit. 

Das Hutmuseum erhielt die mit
20.000 Euro dotierte Auszeich-
nung für eine Einrichtung mit
haupt- oder nebenamtlich wissen-
schaftlicher Leitung. Das Deut-
sche Hutmuseum Lindenberg er-
innert an die fast 300-jährige Tra-
dition der Hutherstellung im
bayerischen Allgäu. In den denk-
malgeschützten Räumen einer
ehemaligen Hutfabrik hat das
Museum 2014 sein adäquates
Domizil bezogen. 

Mit einem neuen Konzept wid-
met es sich fachlich fundiert so-
wie ästhetisch ansprechend und
spielerisch der Geschichte der
Kopfbedeckungen. Die abwechs-
lungsreiche Ausstellung schlägt
den Bogen von den verwendeten
Materialien, vielfältigen Arbeits-
schritten und nötigen Gerätschaf-
ten hin zur Gestaltung der Hut-
mode im Wandel der Zeit. Mi-
litärische und zivile Kopfbe-
deckungen und deren Hierarchien
werden ebenso thematisiert wie
modische Strömungen.

Das Augustiner Chorherren

Museum, mit 10.000 Euro für ein
ehrenamtlich geführtes Haus be-
dacht und getragen vom Heimat-
verein Markt Indersdorf e. V., ist
beispielgebend für erfolgreiche
Museumsarbeit im Ehrenamt. Ur-
sprünglich als „Heimatmuseum“
geplant, bildet heute die ortsprä-
gende 650-jährige Klosterge-
schichte den Ausgangspunkt für
die Betrachtung des Augustiner
Chorherren Ordens. Damit wird
eine überregionale thematische
Lücke geschlossen.

Nachnutzung

Weitere Themen des Museums
sind die nachfolgenden Nutzun-
gen des Areals, so zum Beispiel
zur Zwangsfürsorge für nicht sess-
hafte Kinder und Jugendliche
durch die Nationalsozialisten so-
wie die Nutzung in der Nach-
kriegszeit durch die Nothilfe und
Wiederaufbauverwaltung der Ver-
einten Nationen (UNRRA) als
Kinderzentrum für jüdische und
nichtjüdische Kinder.

„An den beiden Preisträger-
Museen wird deutlich, was geleb-
tes bürgerschaftliches und kom-
munales Engagement für unsere
Kulturlandschaft bedeutet: eine
wertvolle Bereicherung. Sie ha-
ben hervorragende Arbeit gelei-
stet, die beispielgebend für andere
Einrichtungen sein kann!“, gratu-
lierte Kunststaatssekretär Bernd
Sibler in seinem Grußwort. 

Wie Sibler erläuterte, verfüge
der Freistaat über eine äußerst
vielfältige Museumslandschaft,
in der sein kulturelles Erbe beson-
ders gepflegt werde. „Daher un-
terstützen wir die nicht-staatli-
chen Einrichtungen über die Lan-
desstelle für nicht-staatliche Mu-
seen in Form von Beratung, Fort-
bildung und finanziellen Zu-
schüssen.“ In Bayern gebe es der-
zeit insgesamt etwa 1.350 Mu-
seen, darunter rund 1.200 nicht-
staatliche.

Helmut Späth, Vorsitzender der
Versicherungskammer Kulturstif-
tung, hob in seiner Laudatio auf
das Lindenberger Museum vor al-
lem dessen neues Konzept hervor.
Beeindruckt zeigte er sich zudem
von dem großen ehrenamtlichen
Engagement, das das Augustiner
Chorherren-Museum trage. DK

KPV-Landesvorsitzender Stefan Rößle (7. v. l.) zu Gast bei der KPV im Nürnberger Land. 

KPV im Nürnberger Land: 

„Die CSU gibt den Takt vor!“ 
KPV-Landesvorsitzender Landrat Stefan Rößle als Gast 

Stefan Rößle, der Landrat aus dem Donau-Ries und Landesvorsit-
zende der kommunalpolitischen Vereinigung der CSU, war auf
Einladung von KPV-Bezirksvorsitzender Karin Müller und KPV-
Kreisvorsitzender Cornelia Trinkl zu Gast im Nürnberger Land
und freute sich über die rege Tätigkeit der KPV in der Region. 

Zu Beginn seiner Ausführun-
gen stellte er sich und seinen
Landkreis Donau-Ries vor.
Rößle, der seit 2002 Landrat im
Donau-Ries ist, war vorher schon
als Bürgermeister politisch aktiv.
130.000 Einwohnern hat der
Landkreis, der von seiner wirt-
schaftlichen Stärke mit Firmen
wie Airbus Helicopter, Zott,
Fendt- Caravan oder Dehner pro-
fitiert. Dank dieser gut aufgestell-
ten wirtschaftlichen Struktur
konnten in den letzten 10 Jahren
14.000 neue Arbeitsplätze ge-
schaffen werden, der Landkreis
liegt deutschlandweit in puncto
Lebensqualität auf Platz 3. 

Als Landrat hatte sich Rößle
auch hohe Ziele gesteckt und
verwirklicht: durch ein Entschul-
dungskonzept ist sein Landkreis
ab dem 1.1.2016 schuldenfrei
und das bei einer relativ niedri-
gen Kreisumlage von 46,5%. 

Gute Vernetzung

Als KPV-Landesvorsitzender ist
es ihm wichtig, mit anderen Kom-
munalpolitikern in Bayern und der
Parteispitze der CSU gut vernetzt
zu sein. Und so stellte er auch als
Stärke heraus, dass in der kommu-
nalpolitischen Vereinigung jedes
„einfache“ Mitglied einen guten
Draht zu den Entscheidungsträ-
gern auf Landes- und Bundesebe-
ne habe. „Die CSU gibt den Takt
vor, sei es bei den FAG-Verhand-
lungen oder in der Besetzung aktu-
eller Themen“, so Rößle. 

Die im Anschluss an den Vor-
trag stattfindende Diskussion war
von vielerlei Themen wie der Be-
zuschussung kommunaler Pro-
jekte, der Zukunft der kommuna-
len Finanzen und natürlich dem

Thema Asyl geprägt, was ihn in
seiner Aufgabe derzeit viel Zeit
und Mühen kostet, da er als
Landrat in jeder Gemeinde Info-
veranstaltungen für die Bürgerin-
nen und Bürger organisiert und
besucht, um so eine gute Basis
für ein Miteinander von Einhei-
mischen und Flüchtlingen zu
schaffen.

„Das ist keine einfache Aufga-

be“, so der CSU-Landrat. Er be-
tonte jedoch auch, dass in der
derzeitigen Situation Werte wie
die Achtung des Grundgesetztes,
die Gleichstellung von Mann und
Frau, Religionsfreiheit, eine ge-
waltfreie Erziehung oder die freie
Meinungsäußerung immer wie-
der in den Mittelpunkt gestellt
werden müssen. 

Kempten gewinnt 
Deutschen Nachhaltigkeitspreis

Zum achten Mal wurde in Düsseldorf der Deutsche Nachhaltig-
keitspreis verliehen. Dabei setzte sich unter den Städten mittlerer
Größe Kempten im Allgäu mit einem partizipativen und koope-
rativen Nachhaltigkeitsmanagement und einer erfolgreichen
Haushaltskonsolidierung durch. „Aber auch in weiteren Themen-
feldern leistet die bayerische Kommune überzeugende Arbeit“,
heißt es in der Jurybegründung,

Die Nachhaltigkeitspolitik der
Stadt Kempten basiert seit 2009
auf dem Leitbild „Strategische
Ziele 2020“, das fünf für die
Nachhaltigkeit zentrale Kernbe-
reiche umfasst: Klimaschutz, Bil-
dung, Stärkung der Wirtschaft,
Haushaltskonsolidierung und Ge-
staltung des demografischen
Wandels. Zentrales Element der
strategischen Ausrichtung ist ein
umfangreiches und innovatives
Bürgerbeteiligungsverfahren so-
wie die Einbindung der Akteure
aus Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft. Beispielsweise können In-
teressierte in Planungswerkstät-
ten am Mobilitätskonzept 2030
mitwirken oder im Klimaschutz
Bürgerforum aktiv werden.

Bereits seit 20 Jahren arbeitet
die Stadt Kempten laut Jury kon-

sequent am Schuldenabbau. In
den vergangenen 12 Jahren sei es
der Allgäuer Kommune gelun-
gen, die Schulden um 76 % zu re-
duzieren. Eine ausgeprägte regio-
nale Vernetzung und zahlreiche
Kooperationen stärkten die Nach-
haltigkeitspolitik der Stadt. Dies
gelte insbesondere auch für die
Zusammenarbeit mit der lokalen
Wirtschaft. Eine intensive Unter-
nehmensbetreuung, ein Einzel-
handelskonzept zur Stärkung der
Innenstadt sowie die gezielte För-
derung von Gründern seien nur
einige Beispiele hierfür. 

Arbeitsmarktorientierte 
Bildungsmaßnahmen

Auch im Bereich Arbeitsplatz-
sicherheit und -beschaffung leiste

Kempten wertvolle Arbeit. Die
Stadt bietet arbeitsmarktorientier-
te Bildungsmaßnahmen für alle
Altersgruppen und soziale
Schichten an. Außerdem wurden
Langzeitarbeitslose zu „Strom-
sparhelfern“ für einkommens-
schwache Haushalte umgeschult.

Grundlage für
gesamte Klimapolitik

Grundlage für die gesamte Kli-
mapolitik der Kommune ist ein
integriertes Klimaschutzkonzept,
das seit 2014 auch durch einen
„Klimaschutzbeirat“ getragen
wird. In der kommunalen Be-
schaffung folgt Kempten stren-
gen Energie- und Klimaschutz-
richtlinien. So darf zum Beispiel
der Schadstoffausstoß von Fahr-
zeugen des städtischen Fuhrparks
nicht mehr als 130 g CO2/km be-
tragen. Dadurch und durch weite-
re umfassende Maßnahmen ist es
Kempten gelungen, den CO2-
Ausstoß zwischen 2000 und 2014
um 60 % zu senken. DK

Ausstellung im Landratsamt Fürstenfeldbruck:

Wertvoller leben 
In der „staden Zeit“ bietet sich für die LandkreisbürgerFürsten-
feldbrucks die Gelegenheit beim Besuch der Ausstellung „Wert-
voller Leben“ einmal über die eigenen Werte, Wünsche und
Sehnsüchte nachzudenken. 

Den Besuchern stellt sich die
Frage, was sie als wertvoll in ihrem
Leben empfinden: Wie gehe ich
mit Geld um? Was ist mir die Natur
wert? Was bedeuten Familie und
Freunde für mich? Die Ausstellung
soll in vielen Facetten anschaulich
und erfahrbar machen, dass der An-
spruch der Nachhaltigkeit nicht mit
den Bedürfnissen der Menschen
nach Wohlstand und glücklichem
Leben kollidieren muss. 

Die Ausstellung „Wertvoller
Leben“ des Umweltministeriums
ist in sechs Module gegliedert. Es

geht um das persönliche Glück,
um die Konsequenzen unseres
Handelns in der einen Welt, um
die Schätze der lebendigen Erde
und unseres Landkreises, um den
persönlichen Warenkorb und die
Thematik des (Weihnachts)Kon-
sums sowie die Einmaligkeit des
blauen Planeten. 

Die Ausstellung kann noch bis
17.01.2016 zu den Öffnungszei-
ten des Landratsamtes Montag bis
Donnerstag von 8 bis 18 Uhr und
Freitag von 8 bis 16 Uhr besucht
werden. 
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt als Eigenbeilage des Verlags Bayerische
Kommunalpresse GmbH die Dokumentation zum 3. Bayeri-
schen Breitbandforum der Bayerischen GemeindeZeitung
bei. Wir bitten um freundliche Beachtung. 

4. BAYERISCHES
WASSERKRAFT
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
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9. BAYERISCHES
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23. Juni 2016
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Vorschau auf GZ 1/2
In unserer Ausgabe Nr. 1/2, die am 21. Januar 2016
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunale Energieversorgung 
Umweltschutz
Abfallwirtschaft . Recycling 
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Kommunalfahrzeuge
Garten- und Landschaftsbau

Wirtschaftsregion Inn/Salzach:

Unverzichtbarer
Schienen- und Flughafenausbau

Das sog. Chemiedreieck zwischen Simbach am Inn, Ampfing und
Traunreut bietet, Zulieferbetriebe mitgerechnet, 75.000 Menschen
Arbeit. Aber die Industrie vor Ort sieht diese Arbeitsplätze lang-
fristig in Gefahr, denn um im europäischen Vergleich wettbewerbs-
fähig zu bleiben, muss dringend in die Infrastruktur investiert wer-
den. Gemeinsam mit dem Städtebund Inn/Salzach lud der Wirt-
schaftsbeirat Bayern zu einer Informationsveranstaltung nach
Mühldorf am Inn. Flughafenchef Dr. Michael Kerkloh und Klaus-
Dieter Josel, Konzernbevollmächtigter der Deutsche Bahn in Bay-
ern, verdeutlichten die Notwendigkeit einer Symbiose aus Schiene
und Flugverkehr für den Wirtschaftsstandort Inn/Salzach. 

Kerkloh lieferte eine Analyse
der Situation des Flughafens, der
in zwei bis drei Jahren seine Kapa-
zitätsgrenze erreicht haben wird
und drängte auf ein politisches Be-
kenntnis zur dritten Startbahn. Die
Stadt München, Gesellschafter des
Flughafens mit 23 % , fühlt sich 
an einen ablehnenden Bürgerent-
scheid aus dem Jahr 2012 gebun-
den, obwohl der Entscheid schon
längst nicht mehr verbindlich ist.
Deshalb wird die Startbahn, die
vollkommen aus flughafeneige-
nen Mitteln finanziert werden

würde, nach wie vor nicht gebaut.
Aber die Zeit drängt und der Flug-
hafenchef zeichnete ein düsteres
Bild: Würden wichtige Investitio-
nen verpasst bzw. unterlassen wer-
den, so gefährde man 17.400 von
derzeit 32.000 Arbeitsplätzen. Wo-
hingegen eine zusätzliche Start-
bahn weitere 15.300 Arbeitsplätze
schaffen könne. „Faktisch haben
wir Baurecht“, so Kerkloh, „zehn
Jahre haben wir alle Gerichte
überzeugt, das Bundesverwal-
tungsgericht hat nicht einmal eine
Revision zugelassen.“

Der Flughafen München ist der-
zeit der siebtgrößte Flughafen und
die fünftgrößte Drehscheibe in Eu-
ropa. Gegenüber 2014 wurde ein
Passagierwachstum von 1,5 Mil-
lionen auf 41 Millionen verzeich-
net. „Seit 1992 haben wir 50 %
mehr Passagiere, bis 2030 wird
mit einem weiteren Zuwachs von
50 % gerechnet“, erläuterte Kerk-
loh, die Welt werde immer mobi-
ler und wenn München diesen zu
erwartenden Flugverkehr nicht ab-
wickeln könne, würde er andern-
orts stattfinden. 

„Diese Start- und Landebahn ist
die letzte, die Deutschland bekom-
men könnte, wenn sie nicht
kommt, dann wird sie im Ausland
gebaut“, mahnte Kerkloh und kri-
tisierte, dass es keine großen Infra-
strukturprojekte mehr gäbe. Die
Anreisemöglichkeiten am Flugha-
fen selber seien auch nicht zufrie-
denstellend. „Man hat den Trans-
rapid getötet und nichts dafür be-
kommen“, monierte Kerkloh die
nach wie vor schlechte Erreichbar-
keit des Flughafens. 

Auch Klaus-Dieter Josel bedau-
ert nach wie vor, dass der Trans-
rapid 2008 beerdigt wurde. Erst
2018 soll es eine Veränderung ge-
ben. Die Neufahrner Kurve, die
derzeit entsteht, werde die Anreise
von Ostbayern an den Flughafen
erleichtern, versprach Josel und
fügte hinzu, dass die Region

Mühldorf allerdings erst durch die
Walpertskirchner Spange profitie-
ren würde, die sich derzeit in der
Planung befände. 

Josel berichtete über den schon
laufenden Ausbau der ABS 38 von
München über Mühldorf a. Inn
nach Freilassing und bejahte, dass
die Notwendigkeit zwar erkannt
wurde, letztlich die Entscheidung
aber beim Bund läge, der auch für
die Finanzierung verantwortlich
wäre. Ziel sei ein durchgängig
zweigleisiger Ausbau der Strecke
und eine Elektrifizierung bis Burg-
hausen. Damit ließen sich Zugfre-
quenz und Zuglänge erhöhen, was
sich positiv auf den Passagier- und
Güterverkehr auswirken und letzt-
endlich auch für eine Entlastung
auf der Straße sorgen würde. 

Im Umkehrschluss bedeutet
dies für den Ist-Zustand, dass, so
Johann Krichenbauer, Vorsitzender
des Städtebundes Inn/Salzach und
1. Bürgermeister Burgkirchen a. d.
Alz, derzeit 2,5 % des gesamten
deutschen Güterverkehrs über eine
eingleisige, nicht elektrifizierte
Strecke abgewickelt würden, die
übrigens bereits 1862 zweigleisig
geplant wurde. 

Johann Wick vom Landrats-
amt Berchtesgadener Land nannte
den Zustand der Strecke für eine
europäische Magistrale beschä-
mend. Er war extra angereist, um
darauf aufmerksam zu machen,
dass der Ausbau der ABS 38 und
die damit verbundene bessere Er-
reichbarkeit des Münchner Flug-
hafens für seinen Landkreis essen-
tiell sei, auch um sich von Salz-
burg unabhängiger zu machen. In
Verbindung mit dem Ausbau wäre
für zwei weitere Haltepunkte in

Freilassing Nord und Surheim in
einer vom Landkreis Berchtes-
gadener Land in Auftrag gegebe-
nen Studie ein positives Kosten-
Nutzen-Verhältnis festgestellt wor-
den. Interessant sei zudem, die
Strecke vor dem Hintergrund
„Brennerbasistunnel“ zu betrach-
ten, denn eine ausgebaute ABS 38
könnte hier Entlastung schaffen. 

Die Stimmung auf der sehr gut
besuchten Veranstaltung war spür-
bar deutlich positiv gegenüber den
Ausbauplänen bei Flughafen und
Bahn. Laut Dr. Dieter Gilles,
Werkleiter von Wacker Chemie,

„ist eine gute Infrastruktur die In-
vestition in die Zukunft“. Vertreter
der chemischen Industrie sagten
dem Flughafen für seine Initiative
„Gut für Bayern“ (www.gutfuer-
bayern.de) Unterstützung zu. Be-
reits vor 100 Jahren, erläuterte Kri-
chenbauer, ließ sich die Industrie
hier nieder, da es genügend Ar-
beitskräfte gab und damals mit
dem Bau des Alzkanals und der
Eisenbahn eine bedarfsgerechte
Infrastruktur geschaffen wurde.
Nun sei es an der Zeit, die Wei-
chen für die Zukunft zu stellen.

Text und Bild: CH

V. l.: Marianne Zoller, Bürgermeisterin Mühldorf am Inn; Dr. Jür-
gen Hofmann, Generalsekretär Wirtschaftsbeirat Bayern; Johann
Krichenbauer, 1. Bürgermeister Burgkirchen a.d. Alz; Klaus-Dieter
Josel, KonzernbevollmächtigterBayern, Deutsche Bahn AG; Dr. Mi-
chael Kerkloh, Vorsitzender der Geschäftsführung Flughafen Mün-
chen; Dr. Willi Kleine, Wirtschaftsbeirat Bayern; Jochen Englmeier,
Geschäftsführer Städtebund Inn-Salzach.
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3. BAYERISCHES BREITBANDFORUM:

ANSCHLUSS AN DIE ZUKUNFT
RUND 300 TEILNEHMER BEI GZ-FACHVERANSTALTUNG IN NEUSÄß

„Die digitale Region: lebenswert und zukunftsstark“ lautete das Thema der Podiumsdiskussion, die Christian Sachsinger moderierte. Es dis-
kutierten (v. l.): Anke Knopp, Bertelsmann Stiftung; MDirig Dr.-Ing. Rainer Bauer, StMFLH; Johannes Stepperger, Geschäftsführer LEW
TelNet; Bernd Burkhart, IT-Leiter Kliniken an der Paar; Dr. Stephan Albers, BREKO - Bundesverband Breitbandkommunikation und Jörn
Steinhauer, Geschäftsführer der alphasystems GmbH. ¢

Den kommunalen Entscheidern fällt hier-
bei die Aufgabe zu, die beste Lösung zu fin-
den und die Finanzierung sicherzustellen. 
Mit dem 3. Bayerischen Breitbandforum in
der Stadthalle Neusäß schuf die Bayerische
GemeindeZeitung erneut eine Plattform, über
die wertvolle Kontakte zu Dienstleistern,
Finanzpartnern und Netzbetreibern ermög-
licht wurden. Fachlich begleitet wurde das
Breitbandforum vom Exklusivpartner LEW
TelNet sowie den kommunalen Spitzenver-
bänden in Bayern. 

Insgesamt folgten rund 300 Teilnehmer
aus den bayerischen Kommunen und von

programm gegangen, konstatierte jüngst das
ehemalige Geschäftsführende Präsidialmit-
glied des Bayerischen Gemeindetags, Dr.
Jürgen Busse. Aus diesem Grunde, so GZ-
Verlegerin Anne-Marie von Hassel in ihrer

branchenrelevanten Unternehmen der Ein-
ladung. Mehr als 30 Partner bzw. qualitativ
hervorragende Aussteller konnte das Forum
für sich gewinnen. Für 2016 ist eine Fortset-
zung der Veranstaltung geplant.

ENTSCHEIDUNGSHILFEN

Die hochkarätigen Referenten boten in
Vorträgen und einer Podiumsdiskussion für
die Besucher wegweisende Entscheidungs-
hilfen bei ihren individuellen Fragen.

„Einen dornigen Weg“ seien die Kommu-
nen mit dem Bayerischen Breitbandförder-

Ob privat oder im Geschäftsleben, das Internet gehört inzwischen zum Alltag. Da-
bei steigen die Ansprüche an die Infrastruktur mit der Menge und Leistungsfähig-

keit der genutzten Dienste. Die Forderung einer flächendeckenden Breitbandversor-
gung mit 50 Mbit/s kann im Zuge des steigenden Bandbreitenbedarfs nur ein Anfang
sein. Bereits heute stellt eine umfangreiche Breitbandversorgung einen nicht zu unter-
schätzenden Standortfaktor für Städte und Gemeinden dar. Dort, wo der privatwirt-
schaftliche Ausbau ins Stocken gerät, stellen sich auch zunehmend Kommunen und
kommunale Betriebe der Verantwortung. DOKUMENTATION IM INTERNET

Dieser Sonderdruck sowie die Vorträge –
soweit sie freigegeben wurden – und die
Links zu den Ausstellern stehen unter
www.bayerisches-breitbandforum.de 
zum Download bereit.                        ¢

Begrüßung, habe die Bayerische Gemeinde-
Zeitung ihr Breitbandforum ins Leben geru-
fen.

Seit 2013 sei viel geschehen; so habe
Ministerpräsident Horst Seehofer unter ande-
rem entschieden, das Breitbandthema im
Heimatministerium anzusiedeln.
Staatsminister Dr. Söder zufolge ist die Art

GZ-Breitbandforum-2015_GZ-Breitbandforum-2015.qxd  14.12.15  13:54  Seite 1
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Bürgermeister Richard Greiner. ¢

Die Kongressteilnehmer informierten sich ausgiebig an den Informationsständen im Foyer. ¢

STEFAN GRAF / BAYERISCHER GEMEINDETAG:

HERAUSFORDERUNG ZWEITE ANTRAGSWELLE 
Dass die Akzeptanz der bayerischen Breitbandförderung hoch ist, konstatierte

Direktor Stefan Graf. Nach einer Laufzeit von knapp drei Jahren, inklusive
einer Optimierung im Juli 2014, seien bereits 92 % der bayerischen Gemeinden
ins Förderverfahren eingestiegen. Nach Grafs Überzeugung war es „ein geschickter
Schachzug der Staatsregierung, die Vermessungsämter einzuschalten“, hätten
diese doch in den kommunalen Gremien vor Ort die Wichtigkeit des Themas
entsprechend kommuniziert.

des Anschlusses von Gemeinden im ländli-
chen Raum „eine der wichtigsten Fragen
gleichwertiger Lebensbedingungen in Stadt
und Land und ein grundlegendes Infrastruk-
turelement“. Mittlerweile, so von Hassel, be-
fänden sich über 90 % der bayerischen Ge-
meinden im Förderverfahren. Gleichwohl
bleibe noch viel zu tun, um die ambitionier-
ten Ziele erreichen zu können.

Neusäß‘ Erster Bürgermeister Richard
Greiner zufolge hatte sich der Stadtrat auf
seiner konstituierenden Sitzung zum Ziel ge-
setzt, möglichst in allen Neusäßer Stadtteilen
bald schnelles Internet herzustellen. Die Stadt
mit ihren 22.000 Einwohnern ist ein typisches
Kind der Gebietsreform. Sie besitzt acht Stadt-
teile unterschiedlicher Größenordnung, was
die Stadt vor erhebliche Herausforderungen
gestellt habe.

WIN-WIN-SITUATION IN NEUSÄß

2011 nahm Neusäß am ersten Förderver-
fahren des Freistaats teil. Damals ging es da-
rum, Entwicklungsgebiete zu definieren und
diese ans schnelle Internet anzuschließen.

Umgesetzt wurde dies mit dem Infrastruktur-
betreiber LEW TelNet. Rund 1.400 Haushalte
und Gewerbetreibende im Schmutterpark und
im Gewerbegebiet Täfertingen profitierten
von dieser Maßnahme.

Aufgrund des Eigenausbaus der Deutschen
Telekom konnten drei Jahre später sieben
von acht Neusäßer Stadtteilen mit schnellem
Internet versorgt werden. Zu diesem Zweck
wurden 41 Kilometer Glasfaserkabel im ge-
samten Stadtgebiet verlegt und 38 Multifunk-
tionsgehäuse neu aufgestellt. Im Zuge dessen
wurde laut Greiner auch für entsprechende
Verbesserungen im öffentlichen Straßenraum
gesorgt – „eine echte Win-win-Situation“.

Als letzter Neusäßer Stadtteil kann nun-
mehr Schlipsheim für schnelles Internet
erschlossen werden. Bau und Betrieb des
neuen Hochleistungs-Breitbandnetzes setzen
der regionale Telefon- und Internetanbieter
M-net und LEW TelNet gemeinsam um.
Beide Unternehmen beteiligen sich an den
Investitionskosten. Mitte Oktober dieses
Jahres übergab Heimatminister Söder den
Förderbescheid für das Breitbandprojekt, das
über das laufende Bayerische Breitbandför-
derprogramm mitfinanziert wird. Greiner zu-
folge werden zum Jahresende die entspre-
chenden Baumaßnahmen beginnen; bis Mitte
2016 soll der Breitbandanschluss erfolgen. ¢

„1,5 Mrd. Euro Staatsmittel stehen bei 
einem durchschnittlichen Fördersatz von
77 Prozent und einem durchschnittlichen
Förderhöchstbetrag von 725.000 Euro bei
bloßer Ausschöpfung der staatlichen Mittel

„springen hier nur in die Bresche“, weil an-
dernfalls der ländliche Raum bei einem wei-
teren Standortfaktor ins Hintertreffen geraten
könnte. 

Ein Großteil der Förderung gehe in FTTC,
d. h. in den Ausbau der Kabelverzweiger, da
dies in der Vergangenheit als die kostengüns-
tigste Variante angesehen wurde. Für 347
Kommunen seien bereits 360 Fördersteck-
briefe ausgestellt. Bis Ende 2016 werden
167.000 Haushalte allein auf Basis dieser
Projekte mit NGA (Next Generation Access)-
Anschlüssen versorgt. 

Laut einer IW Consult-Umfrage zeigten
sich Unternehmen aller Wirtschaftsbereiche
dennoch unzufrieden mit der momentanen
Ausbausituation, d.h. der verfügbaren Band-
breite, so Graf. Diese Kritik müsse freilich
relativiert werden, „bildet der Ist-Zustand
doch nicht ab, was sein wird, wenn die För-
derbescheide vorliegen und die Bauarbeiten
beginnen“. 

PRAGMATISCHER TECHNOLOGIEMIX

Interessant sei, dass die Gemeinden Zu-
rückhaltung bei der Fördersumme üben – sie
blieben „weit unter ihren Möglichkeiten“, be-
tonte der Gemeindetagsdirektor. Stelle sich
also die Frage: „Waren wir zu vorsichtig, hät-
ten wir nicht gleich in FTTH investieren sol-

kommunale Investitionen von 433 Millionen
Euro gegenüber – und das obwohl der Aus-
bau der Breitbandinfrastruktur keine kommu-
nale Pflichtaufgabe, sondern Bundeszustän-
digkeit ist“, hob Graf hervor. Die Kommunen
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Blick in den kleinen Vortragsraum. ¢

Stefan Graf. ¢

len? Stimmt die strategische Richtung über-
haupt?“

Tatsache ist: Deutschland rangiert beim
Glasfaserausbau unterhalb des OECD-Durch-
schnitts. „Um große Bandbreiten zu erreichen,
wird Glasfaser die Zukunft sein“, meinte Graf.
Letztlich müsse man sich nach den Kosten
strecken. Deshalb plädierte er für einen prag-
matischen Technologiemix-Ansatz: Während
für einen sofortigen Ausbau mit FTTH-Glas-
fasertechnik geschätzte Kosten in Höhe von
ca. 13 Mrd. Euro zu veranschlagen seien 
(3 Mrd. Euro Förderung nötig), lägen die
Kosten mit einem Technologiemix bei ledig-
lich ca. 4 Mrd. Euro. 

STANDARD BLEIBT FTTC
Graf: „Standard bleibt die FTTC-Lösung,

aber soweit die Förderhöchstsummen für
eine Flächendeckung reichen, sollten Ge-
werbe und Bildungseinrichtungen wie Schu-
len mit Glasfaser erschlossen werden.“ Ins-
besondere gelte dies bei der „zweiten Förder-
welle“. Zudem riet Graf dazu, Tiefbauarbei-
ten für die Leerrohrverlegung zu nutzen. Hier
könne viel Geld gespart werden.

„Unsere Strategie, gemeinsam mit der Wirt-
schaft möglichst schnell flächendeckend zu
höheren Bandbreiten zu kommen, hat sich als
richtig erwiesen“, stellte der Direktor fest.
Die Bayerische Staatsregierung hatte sich bei
ihrer Ausbaustrategie auf Fachstimmen ge-
stützt, die die Erschließung der Kabelver-
zweiger als sinnvollen Zwischenschritt hin
zur flächendeckenden Glasfaserverdrahtung
betrachten. Auch der Gemeindetag habe die-
se „step by step“-Vorgehensweise unterstützt.

„Nun aber gibt es Hiobsbotschaften, die
klar darauf hindeuten, dass viele Gemeinden
mit der Förderhöchstsumme nicht auskommen
werden“, fuhr Stefan Graf fort. Hoffnung 
habe man deshalb in das im vergangenen
Oktober vom Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur (BMVI) vorgelegte
„Bundesförderprogramm für den Breitband-
ausbau“ gesetzt. Mit einer Laufzeit von zwei
Jahren soll es das Versprechen der schwarz-
roten Koalition umsetzen, bis 2018 alle deut-

schen Haushalte mit mindestens 50 MBit/s
schnellen Internetanschlüssen zu versorgen. 

BUNDESFÖRDERPROGRAMM
Als gesamte Fördersumme hat das BMVI

2,7 Milliarden Euro eingeplant (inklusive
einer möglichen Kofinanzierung der Länder),
wobei der Bund in der Regel 50 Prozent der

diese anschließend an ein Unternehmen, das
die Technik betreibt. In der geplanten Förder-
richtlinie werden für das Betreibermodell
allerdings hohe Hürden aufgebaut.

SCORING-MODELL 
ZUM PUNKTE-SAMMELN

Als Grundlage für die Ausschüttung von
Fördergeldern dient ein Scoring-Modell, mit
dem bis zu 100 Punkte gesammelt werden
können. Besonders hoch gewichtet es die
rechtzeitige Fertigstellung des Projekts bis
2018, die durchschnittlichen Kosten pro An-
schluss sowie die Bevölkerungsdichte im
Zielgebiet.

„Unserer Ansicht nach gibt das Bundes-
förderprogramm keine Fördersicherheit“, be-
merkte Graf. Da sich Antragsteller im Sco-
ring durchsetzen müssen, stelle sich die Fra-
ge, „ob Gemeinden mit ‚versprengten
Ortsteilen‘, die noch nicht über das bayeri-
sche Programm gelaufen sind, wirklich zum
Zug kommen oder doch nicht eher schlechte
Karten haben werden“. Nach Auffassung des
Bayerischen Gemeindetags sollte der Bund
die Einnahmen aus der Digitalen Dividende
II nach dem Königsteiner Schlüssel auf die
Länder verteilen. Somit könnten diese ihren
Topf erweitern und nach ihrem bewährten
Procedere weiter fördern.

„Wir gehen davon aus, dass das Bundes-
programm mindestens so viele Probleme in
der Anlaufphase hat wie das bayerische För-
derprogramm“, bilanzierte Graf. Er befürchte-
te, dass hier noch viel Lehrgeld zu zahlen sein
wird: „Die Verantwortlichen im Bund wären
gut beraten gewesen, sich etwas intensiver in
Bayern zu erkundigen – schließlich haben wir
bereits leidvolle Erfahrungen gemacht.“

„Unser Wunsch ist es, dass der Freistaat
ein Gesamtpaket schnürt“, unterstrich Graf
abschließend. Beinhalten soll es „ein bayeri-
sches Programm mit möglicher Verschiebung
der Förderhöchstsumme und Kofinanzierung
des Bundesprogramms“. Für die Endphase
des bayerischen Programms soll somit Klar-
heit geschaffen werden. Insgesamt aber sei
man auf einem sehr guten Weg. ¢

zuwendungsfähigen Kosten übernehmen soll.
Über eine mögliche Kofinanzierung durch
den Freistaat wären maximal 90 % möglich.
Der Höchstbetrag an Bundesförderung pro
Projekt liegt bei 15 Millionen Euro. 

Planungs- und Beratungskosten können
mit bis zu 100 Prozent und bis zu einem Be-
trag von maximal 50.000 Euro gefördert wer-
den. Damit wird ein zusätzlicher Anreiz dafür
geschaffen, schnell mit den Vorbereitungen
für Ausbauprojekte zu beginnen. 

Städte und Gemeinden können die Zu-
schüsse entweder nutzen, um sich im Lücken-
modell an den Ausbaukosten durch ein Tele-
kommunikationsunternehmen zu beteiligen,
das andernfalls nicht investieren würde. Die
zweite Variante ist das Betreibermodell: Stadt-
werke oder andere kommunale Gesellschaf-
ten verlegen mit Hilfe der Zuschüsse Leer-
rohre und Glasfaserleitungen und verpachten
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Oliver Schrempel. ¢

Eine kompetente Mannschaft des Bayerischen Breitbandzentrums informierte die Fachbesu-
cher. Im Internet findet man unter www.schnelles-internet-in-bayern.de viele Informationen
über das Förderprogramm, die Kommunen im Verfahren, die Breitbandrichtlinie,
Musterdokumente und Leitfäden, häufige Fragen, weiterführende Links und Kontaktlisten. ¢

OLIVER SCHREMPEL / BAYERISCHES BREITBANDZENTRUM:

BREITBANDAUSBAU – STATUS UND AUSBLICK
Eine hochleistungsfähige Breitbandversorgung spielt nicht nur in Ballungszen-

tren und Städten eine zentrale Rolle, sondern ist insbesondere im ländlichen
Raum eines der großen Zukunftsthemen. Ziel des Freistaats ist, bis 2018 flächen-
deckend Hochgeschwindigkeitsnetze zu schaffen und das modernste Breitband für
Bürger und Unternehmen zum Standard zu machen. Hierfür wurde ein umfangrei-
ches Förderprogramm aufgelegt.

Wie Oliver Schrempel, Leiter des Bayeri-
schen Breitbandzentrums Amberg (BBZ), be-
richtete, sind von 2.065 Gemeinden in Bay-
ern mit insgesamt 40.000 Ortsteilen aktuell
1.887 Gemeinden im Förderverfahren (Stand:
05.11.15). Dies entspricht einem Anteil von 
92 Prozent. Mit einer Gesamtfördersumme
von 189 Millionen Euro starten nun bereits
555 Kommunen in den Breitbandausbau. 

Als Zielsetzung für den Ausbau definierte
Schrempel einen hohen Grad an Flächen-
deckung mit schnellem Internet und zu-
kunftsfähige Lösungen wie einen hohen
Glasfaseranteil (FTTB) – beispielsweise in
Gewerbegebieten oder sonstigen Gewerbe-
standorten, Hotels etc. (Bandbreite 100 Mbit/s
aufwärts) sowie – soweit noch nicht versorgt
– die Erschließung der Schulen mit schnel-
lem Internet.

ES GIBT KEINEN KÖNIGSWEG

Schrempl zufolge „steht außer Frage, dass
die FTTB-Lösungen die zukunftssichersten
werden. Das Dilemma ist nur: Wir haben
lediglich ein bestimmtes Maß an Fördermit-
teln. Letztlich muss die Gemeinde zwischen
Flächendeckung und zukunftsfähiger Lösung

Fristen entsprechend verlängern. Durchschnitt-
lich sind etwa zwei Anbieter pro Auswahl-
verfahren und in 30 % der Verfahren ein An-
bieter zu verzeichnen. Bislang habe sich an
jedem Verfahren zumindest ein Netzbetreiber
beteiligt. Die Verfahren seien meist billiger
als geschätzt; es gelte, die Losbildung zielge-
richtet anzuwenden. 

abwägen und das ist für sie nicht immer ein-
fach.“ Einen optimalen Königsweg wird es
nach Schrempls Dafürhalten nicht geben.
Breitbandmanager an den Ämtern für Digi-
talisierung, Breitband und Vermessung leiste-
ten den Gemeinden jedoch Hilfestellung.
Dieses Beratungsangebot sollte unbedingt
angenommen werden. „Ein zweiter Blick
schadet nicht, kann aber Anregungen und
Hinweise bringen!“

Wie der BBZ-Leiter hervorhob, werde das
Auswahlverfahren mittlerweile sehr viel dif-
ferenzierter in Angriff genommen. Hatte man
zu Beginn des vergangenen Jahres fast 100 %
FTTC-Lösungen, habe sich dies inzwischen
stark gewandelt. So habe die Stadt Dinkels-
bühl mit ihren 67 Ortsteilen und 11.300 Ein-
wohnern (150 EW/km2) fünf Lose gebildet
und diese ausgeschrieben. Bei Los 5 habe
FTTB den Zuschlag bekommen, weil es
wirtschaftlicher als FTTC gewesen sei. In
Kelheim wiederum habe man sich für eine
FTTB-Förderung im Gewerbegebiet und bei
Einzelhöfen entschieden. 

Bereits durchgeführte Auswahlverfah-
ren lassen laut Schrempel den Schluss zu, dass
diese immer komplexer werden und sich die

DIE PREISE BLEIBEN KONSTANT

Im bayerischen Förderverfahren könne die
kommunale Infrastruktur indirekt gefördert
werden, fuhr Schrempel fort. Davon machten
die Kommunen mittlerweile regen Gebrauch,
indem sie dem Netzbetreiber im Auswahlver-
fahren die Infrastruktur zur Verpachtung oder
zum Verkauf anbieten. Damit bekämen die
Kommunen wieder einen Teil ihrer in die
Wirtschaftlichkeitslücke umgelegten Investi-
tionskosten zurück.

Ausgeblieben ist eine explosionsartige
Entwicklung der Infrastrukturkosten. Wie
Schrempel bemerkte, seien seit September
2014 keine signifikanten Steigerungen festzu-
stellen. „Die Preise bleiben konstant – auch
dort, wo nur wenige Bieter vorhanden sind.“ 

Eine weitere Befürchtung, „nämlich dass
wir durch die nicht einsehbare, geheime Vec-
toring-Liste erhebliche Probleme im Förder-
verfahren bekommen könnten“, habe sich
ebenso wenig bewahrheitet. „Bis auf wenige
Einzelfälle, wo es wirklich weh tut, behindert
das Vectoring das Förderverfahren nicht“, re-
sümierte der BBZ-Leiter. 

Insgesamt ist seiner Ansicht nach der Weg
zur Partizipation im Bundesförderprogramm
weitaus beschwerlicher als im bayerischen
Förderprogramm: Kommunen müssten sich
bewerben und stünden mit allen Antragstel-
lern im Bundesgebiet im Wettbewerb.      ¢
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Hier ist MagentaZuhause

* Angebot gilt für Breitband-Neukunden bei Buchung eines MagentaZuhause L Pakets bis zum 15.02.2016. MagentaZuhause L kostet in den ersten 12 Monaten 39,95 €/Monat, danach 
44,95 €/Monat. Der Aufpreis für MagentaZuhause L Entertain (mit TV) beträgt 9,95 €/Monat (inkl. 4,95 €/Monat für den Festplattenrekorder). Voraussetzung ist ein geeigneter Router. 
Hardware zzgl. Versandkosten in Höhe von 6,95 €. Einmaliger Bereitstellungspreis für neuen Telefonanschluss 69,95 €. Mindestvertragslaufzeit für MagentaZuhause 24 Monate, 
für den Festplattenrekorder 12 Monate. MagentaZuhause L ist in ausgewählten Anschlussbereichen verfügbar. Individuelle Bandbreite abhängig von der Verfügbarkeit. 
Ein Angebot von: Telekom Deutschland GmbH, Landgrabenweg 151, 53227 Bonn.

mtl.

für 12 Monate, danach 44,95 € mtl.

www.telekom.de/schneller

*
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Dr. Henrik Bremer. ¢

DR. HENRIK BREMER / BREMER HELLER RECHTSANWÄLTE:

VON FTTC ZU FTTB: DER WEG 
ZUR NÄCHSTEN AUSBAUSTUFE

Durch Fördermittel oder sonstige Aktivitäten wurde eine Verbesserung der Versor-
gung mit schnellem Internet erreicht, die aber oft nicht ausreicht. Nunmehr gibt es

neue Fördermittel, nachzulesen in der ‚Richtlinie zur Unterstützung des Breitbandaus-
baus in der Bundesrepublik Deutschland’, erklärte Rechtsanwalt Dr. Henrik Bremer.

Fördergegenstände seien das Wirtschaft-
lichkeitslückenmodell und das Betreibermo-
dell. Mit ersterem (in der Praxis meistens
FTTC, jedoch auch als FTTB-Lösung denk-
bar) schließt die Kommune die Wirtschaft-
lichkeitslücke eines Telekommunikations-
Unternehmens, das in einem wirtschaftlich
unattraktiven Gebiet ein Breitbandnetz er-
richtet. Beim Betreibermodell werden Kom-
munen durch die Bundesförderung in die La-
ge versetzt, passive Infrastrukturen wie z. B.
Glasfaserstrecken zu errichten, die sie den
Netzbetreibern verpachten. Eine Kombina-
tion mit anderen Förderprogrammen (z. B.
der Bundesländer) ist möglich.

ZU BEGINN 
GERINGERE INVESTITIONSKOSTEN

Bremer zufolge liegen die Vorteile einer
FTTC-Lösung mittels Wirtschaftlichkeits-
lückenförderung darin, dass nicht das gesam-
te Netz finanziert wird, sondern nur die Wirt-
schaftlichkeitslücke. Außerdem entstehen für
die öffentliche Hand zu Beginn geringere In-
vestitionskosten als beim Pachtmodell und
der Verwaltungsaufwand ist minimal.

Nachteile wiederum sind die geringe Kon-
trolle der öffentlichen Hand über die Zukunfts-
fähigkeit des geförderten Netzes und die Tat-

wirtschaftliche Analyse der Entscheidungs-
situation und die Herstellung von Kosten-
transparenz für unterschiedliche Breitband-
Technologien. „Grundsätzlich“, so Bremer,
„ist die Investitionshöhe nicht zwangsläufig
entscheidend für Wirtschaftlichkeit des Pro-
jekts, aber relevant für ein Kooperations-
bzw. Finanzierungskonzept.“

Nach seiner Auffassung ist FTTB „viel-
fach unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten
vorteilhaft“. So gebe es beim Ausbau eine
erfahrungsgemäß deutlich höhere Anschluss-
quote. Hingegen seien die erzielbaren Erlöse
pro Kunde bei FTTC vielfach nicht aus-
kömmlich, da ein mögliches Produktangebot
beim FTTB-Ausbau höherwertig sei. Auch
müssten die Kosten für die „letzte Meile“ (ab
Hauptverteiler/Kabelverzweiger) für Pächter

sache, dass es keinen Einfluss auf die Netz-
und Dienstleistungsqualität gibt. Darüber hin-
aus macht ein verlorener Zuschuss die Refin-
anzierung unmöglich, weshalb hier aber auch
kein Risiko, sondern die Gewissheit über den
Verlust der Investition besteht.

DIE LETZTE MEILE AUFRÜSTEN

„Die letzte Meile muss technisch aufge-
rüstet werden, damit höhere Bandbreiten er-
reicht werden können. Das muss das Ziel
sein“, betonte Bremer. FTTC-Zuschüsse
könnten einen gewissen Beitrag leisten, „aber
dies ist jeweils im Einzelfall technisch und
wirtschaftlich zu untersuchen“. Da private
Anbieter Fördermittel verlangten, müsste die
Öffentliche Hand in der Folge erneut zahlen
und würde kein Eigentum und keinen Ein-
fluss erwerben.

„Die Lösung lautet: Die öffentliche Hand
engagiert sich nachhaltig selbst!“, so Bremer.
Voraussetzungen hierfür seien die Einigkeit
über die langfristige strategische Rolle der
Kommunen, die Vermeidung von kostenin-
tensiven Umwegen auf dem Weg zur Zieler-
reichung sowie die Gründung von Zusam-
menschlüssen / Kooperationen, die in Bezug
auf die technische und betriebswirtschaftliche
Planung sinnvoll sind. Es empfehle sich eine

berücksichtigt werden. Bremers Tipp: „För-
dermittel können Zusatz-Beiträge leisten!
Hier ist Eile geboten!“

Fazit: „FTTB ist teuer und nur zu finan-
zieren, wenn die Kapitalkosten gering gehal-
ten werden und eine Kundenakzeptanz er-
wartet werden kann.“ Zu den notwendigen
Vorüberlegungen eines FTTB-Ausbaus zäh-
len die Klarheit über die langfristige Techno-
logie-Strategie, Überlegungen zur regionalen
Differenzierung des Ausbaustrategie, Klarheit
über den zeitlichen Verlauf des Netzaufbaus,
die Definition von Wirtschaftlichkeitskrite-
rien/Herstellung von Kostentransparenz 
sowie die Einbeziehung nicht-monetärer
Aspekte in die Entscheidung.

Als Aspekte für die Umsetzung führte Bre-
mer schließlich die Gründung von Zweck-
verbänden an; hier könnten Interessen solida-
risch verfolgt werden. Zudem sicherten lang-
fristige Pachtverträge sowohl Einnahmen als
auch Kapitaldienstfähigkeit. ¢

Von FttC zu FttB
Der Weg zur nächsten Ausbaustufe

Gemeinden

Bank Netzbetreiber /
Diensteanbieter

Eigenbetrieb
Zweckverband

(baut das Netz)

Finanzierung /
Zins & Tilgung Pachtvertrag

Beteiligung
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Anton Berger und Andreas Lange. ¢

ANTON BERGER UND ANDREAS LANGE / RÖDL & PARTNER GBR:

AKTUELLE WIRTSCHAFTLICHE UND RECHTLICHE 
BRENNPUNKTE DES BREITBANDAUSBAUS 

Als eine der führenden Prüfungs- und Beratungsgesellschaften ist Rödl & Partner
in der Energiebranche entlang der gesamten Wertschöpfung von der Erzeugung

über die Netze bis hin zum Vertrieb tätig. Experten für Energiewirtschaft und Anwälte
für Energierecht stehen mit ihrer internationalen Erfahrung beratend zur Seite, berich-
teten Dipl.-Ökonom Anton Berger und Rechtsanwalt Andreas Lange.

Die Anforderungen an den Neuabschluss
eines Konzessionsvertrages haben sich in den
vergangenen Jahren aufgrund der Vorgaben
von Bundesnetzagentur und Bundeskartell-
amt sowohl für die Kommunen als auch die
Energieversorgungsunternehmen deutlich
verschärft. Für den Fall einer Netzübernahme
nach Abschluss eines neuen Konzessionsver-
trages sind auch heute noch eine Vielzahl von
Rechtsfragen ungeklärt. 

RASCH ANSTEIGENDE 
DATENVOLUMINA

Laut Berger und Lange klingt die strategi-
sche Zielsetzung des Koalitionsvertrages aus
dem Jahr 2013 mit Blick auf die Digitalisie-
rung zunächst erfreulich. Bis zum Jahr 2018
soll es in Deutschland eine flächendeckende
Grundversorgung mit mindestens 50 MBit/s
geben. Damit geht die Bundesregierung
sogar noch einen Schritt weiter als die EU,
die in ihrer „digitalen Agenda“ seinerzeit ein
Minimum von 30 MBit/s bis zum Jahr 2020
anstrebte. Vor dem Hintergrund, dass sich der
Bedarf an Bandbreite in den vergangenen
Jahrzehnten ungefähr in einem fünfjährigen
Turnus verzehnfachte, sei jedoch fraglich, ob
die vorgegebenen Ziele den tatsächlichen
Bedarf decken können.

Laut einer BREKO-Breitbandstudie aus
dem Jahr 2014 liegt die Standardbandbreite
derzeit knapp über 10 Mbit/s. Rund 56 % der
potenziellen Kunden fragen einen Anschluss
über 10 Mbit/s nach. Die nachgefragte Stand-
ardbandbreite wird sich bis 2020 auf rund
200 Mbit/s erhöhen. Cisco Systems, ein US-
amerikanisches Unternehmen aus der Tele-
kommunikationsbranche, kommt wiederum
in einer Studie zur Entwicklung des Internet-
Datenverkehrs zu dem Ergebnis, dass sich
das durch das Internet versandte Datenvolu-
men bei Unternehmen zwischen 2012 und
2017 mehr als verdoppeln wird, während in
privaten Haushalten sogar mit einer Verdrei-
fachung zu rechnen ist. 

Fakt sei, so Berger und Lange, dass Kom-
munen ein ureigenes Interesse an einer mög-
lichst guten Breitbandversorgung, haben, da

werden, wenn der Förderantrag abgelehnt
wird.

VORAUSSETZUNGEN 
FÜR DIE ZUWENDUNGEN

Zuwendungen sind unter folgenden Vor-
aussetzungen möglich:
1. Das Projektgebiet wird nicht innerhalb von

drei Jahren marktgetrieben ausgebaut. 
2. Der Breitbandausbau ist eine wesentliche

Verbesserung zur aktuellen Breitbandver-
sorgung in der gesamten Gebietskörper-
schaft. 

3. Alle Haushalte im Projektgebiet werden 
dann zuverlässig mit Bandbreiten von 
mindestens 50 Mbit/s versorgt. 

4. Vor Beantragung von Fördermitteln wird 
ein Markterkundungsverfahren durchge-
führt. 

5. Bei der Antragsstellung wird ein vollstän-
diger Finanzierungsplan vorgelegt.

Gefördert werden bis zu 10 Mio. Euro und
bis zu 50 % der zuwendungsfähigen Kosten -
in strukturschwachen Gebieten bis zu 70 %
und im Einzelfall bis zu 15 Mio. Euro. Eine
Kombination von Bundes- und Landesförde-
rung ist möglich. Der Eigenanteil der Kom-
mune liegt mindestens bei 10 %. Der feste
Eigenanteil der Kommunen  in Höhe von 
10 % kann auch von den Ländern geleistet
werden, wenn die Gebietskörperschaft An-
ordnungen im Rahmen eines Haushaltssiche-
rungsverfahrens unterliegt.

Beim sog. Scoring-Modell kann eine maxi-
male Punktzahl von 100 erreicht werden. Das
Modell besteht aus vier übergeordneten För-
derkriterien, die nicht gleich gewichtet sind.
Diese vier Oberkriterien (Förderbedarf, Pro-
jekterfolg, effizienter Mitteleinsatz, Nachhal-
tigkeit) werden durch einzelne Unterpunkte
konkretisiert. 

Besonders viele Punkte werden erzielt, wenn
ein Gebiet bis 2018 erschlossen wird. Wider-
sprüchlich erscheint die Punktevergabe bei
besonders dünn besiedelten Gebieten. Unter
dem Unterpunkt 1.1 können bis zu 14 Punkte
erreicht werden. Allerdings gibt es nur eine
sehr geringe Anzahl an Punkten für die Unter-
kategorie 3.5, wenn der Ausbau je Anschluss
besonders teuer ist. Dies ist aber gerade in
dünn besiedelten Gebieten häufig der Fall.

Wichtige Anmerkung zum Betreibermo-
dell: Da ein Weiterbetrieb durch die Gebiets-

ein den aktuellen Maßstäben entsprechender
Internetanschluss sowohl für Unternehmen
als auch für die Bürger unabdingbar ist. Auf-
grund des hohen Stellenwertes leistungsfähi-
ger Internetzugänge werde die Breitbandver-
sorgung oftmals auch der kommunalen Da-
seinsvorsorge zugerechnet.

VERGLEICH DER 
WIRTSCHAFTLICHKEIT

Wie die Richtlinie „Förderung zur Unter-
stützung des Breitbandausbaus in der BRD“
besagt, ist ein Vergleich der Wirtschaftlich-
keit des Betreibermodells und des Wirtschaft-
lichkeitslückenmodells durch ein Interessen-
bekundungsverfahren oder eine Studie erfor-
derlich. Zu wählen sei das wirtschaftlichere
Modell. Ausnahmen, die etwa aus strategi-
schen Gründen des Breitbandausbaus resul-
tieren, sind von der Bewilligungsbehörde
zuzulassen. 

Anfallende Beratungsleistungen zur Erstel-
lung von Businessplänen und Wirtschaftlich-
keitsanalysen sind mit bis zu 50.000 Euro
förderfähig. Die gewährte Fördersumme für
die Planungsleistungen (z. B. Wirtschaftlich-
keitsabwägung) muss nicht zurück bezahlt
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DR. STEPHAN ALBERS / BUNDESVERBAND BREITBANDKOMMUNIKATION E. V.:

STARKE PARTNER FÜR STÄDTE UND KOMMUNEN

Immer mehr engagierte Bürgermeister, Gemeinde-, Stadt- und Landräte haben er-
kannt: Breitband ist Standortfaktor Nummer eins – noch vor den Themen Verkehrs-

anbindung oder Gewerbe- und Grundsteuer. Die enge Zusammenarbeit mit Städten
und Gemeinden für einen erfolgreichen Breitbandausbau vor Ort sei extrem wichtig,
bekräftigte BREKO-Geschäftsführer Dr. Stephan Albers. Deshalb entschieden sich
immer mehr Kommunen für lokale oder regionale Kooperationsmodelle.

Der vom BREKO als führender deutscher
Breitbandverband kreierte Slogan „Nicht ohne
meinen Bürgermeister!“ stelle daher eine rich-
tige und wichtige Zuspitzung auf die zentrale
Rolle des flächendeckenden Glasfaseraus-

Highspeed-Netze entstehen – und zwar in
ganz Deutschland. Dieses Ziel verbindet die
mittlerweile mehr als 200 Mitgliedsunterneh-
men des Bundesverbands Breitbandkommu-
nikation, darunter mehr als zwei Dutzend
bayerische Netzbetreiber. Sie sind Koopera-
tionspartner von Städten und Gemeinden und
Kompetenzträger im Netzausbau, Netzbetrieb
sowie bei der Vermarktung von Telekommu-
nikationsdienstleistungen. 

HIGHSPEED-NETZE 
FÜR GANZ DEUTSCHLAND

Nach Albers‘ Darstellung ist für 63 % der
bundesdeutschen Unternehmen die gewünsch-
te Bandbreite an ihrem Standort aktuell nicht
verfügbar. Für mehr als 60 % hat die Verfüg-
barkeit von schnellem Internet großen und
entscheidenden Einfluss auf die nächste Stand-
ortentscheidung. Ende 2014 waren Anschlüs-
se mit Übertragungsraten von mindestens 
50 Mbit/s im Bundesdurchschnitt zu 66,4 %
verfügbar, in Bayern zu 65,4 %.

NACHHALTIGE PROJEKTE FÖRDERN

Laut Albers sollte das Augenmerk nicht in
erster Linie auf das Jahr 2018 und die Errei-
chung des (kurzfristigen) Breitbandziels von
50 Mbit/s für alle Haushalte gelegt werden.
Der BREKO setzt darauf, dass das Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur seinen Ermessensspielraum bei der
Entscheidung zur Förderung konkreter Pro-
jekte dazu nutzt, vor allem nachhaltige und

baus dar, die maßgeblich auf lokaler und
regionaler Ebene vorangetrieben wird.

Damit der Sprung zum vernetzten Leben
und Arbeiten gelingt, müssen Albers zufolge

körperschaft nicht möglich ist, hat sich der
Zuwendungsempfänger nach Ablauf des Ver-
trags mit dem privatwirtschaftlichen Betrei-
ber (Pachtvertrag) um eine Veräußerung des
Netzes unter Sicherstellung des Open-Access-
Gedankens im Sinne der NGA-Rahmenrege-
lung (Next Generation Access Network) zu
bemühen.

WETTBEWERBSVERZERRUNGEN
VERMEIDEN

Darüber hinaus gilt der Grundsatz, dass
Beihilfen, d .h. selektive staatliche Unterstüt-
zungen für Unternehmen, die zu Wettbewerbs-
verzerrungen führen können, möglichst zu
unterlassen sind. Ausnahmen stellen der Pri-
vate Investor Test, De-Minimis-Beihilfen,
NGA-Rahmenregelung, Betrauung gemäß
Freistellungsbeschluss der Kommission
(DAWI), Allgemeine Gruppenfreistellungs-
verordnung (Art. 52 AGVO) und die Einzel-
notifizierung (evtl. „letter of comfort“) dar.

Im Rahmen des Bundesförderprogramms
(Wirtschaftlichkeitsvergleich) ist die Busi-
nessplanung von FTTX-Netzen erforderlich.
Sinnvoll ist sie zur Beurteilung des strategi-
schen Potentials der Wertschöpfungsstufen.
Unter der Prämisse, dass ein operativer wirt-
schaftlicher Betrieb gegeben ist (Aufwendun-
gen und Preissetzung stimmig) sind Berger
und Lange zufolge Kundenentwicklung und
Investitionshöhe die maßgeblichen Einfluss-
parameter auf die Wirtschaftlichkeit. Dabei
ist zu beachten, dass nicht jeder technisch
mögliche Kunde auch tatsächlich zahlender
Abnehmer wird. Zudem hängt die Penetra-
tionsrate maßgeblich vom Wettbewerb inner-
halb des entsprechend nachgefragten Band-
breitenbereichs im Ausbaugebiet ab. 

Die Investitionshöhe wiederum kann bei
gleicher Kundenzahl je nach Struktur und
Beschaffenheit des Ausbaugebietes variieren.
Sie wird maßgeblich von den Tiefbaukosten
bestimmt. Eine starke Zersiedelung steigert

über hohe Leitungslängen die Tiefbaukosten
insgesamt. Außerdem erhöhen ungünstige
Bodenverhältnisse die Tiefbaukosten.

NEUES GESCHÄFTSFELD

Fazit: „Breitbandausbau ist ein prioritäres
Thema für Kommunen. Für Stadtwerke kann
sich aus dem Verlegen und Betreiben von
Glasfasernetzen ein zukunftsfähiges Ge-
schäftsfeld ergeben“, so die Referenten. Das
aktuelle Bundesförderprogramm biete im
Fall der Unterversorgung wirtschaftlich sinn-
volle Möglichkeiten, das (daseinsvorsorge-)
relevante Thema des Breitbandausbaus voran
zu treiben. Unabhängig vom Förderpro-
gramm sei insbesondere der beihilferechtli-
che Rahmen ausreichend zu würdigen. Eine
belastbare Businessplanung stelle eine we-
sentliche Entscheidungsgrundlage für oder
gegen eine Umsetzung eines Betreibermo-
dells dar. Auch im Zuge der Förderanträge
sei sie eine wichtige Voraussetzung. ¢

Kriterien zur Standortwahl für Unternehmen
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Dr. Stephan Albers. ¢

zukunftssichere Glasfaserprojekte, die direkt
bis ins Gebäude (FTTB) oder die Wohnung
(FTTH) reichen, voranzubringen. Würden
jetzt vor allem kurzfristig günstigere, kupfer-
basierte Übergangslösungen gefördert, werde
bereits in wenigen Jahren ein weiterer, kost-
spieliger Netzausbau notwendig. Daher gelte
es, gerade im Rahmen von Förderprogram-
men schon heute auf die zukunftssichere
Glasfaser zu setzen.

FOKUSSIERUNG 
AUF KOOPERATIONEN

In Deutschland ist der Anteil an echten
Glasfaseranschlüssen sehr gering: Der Bun-
desdurchschnitt liegt bei 5 Prozent. Auch in
Bayern fließt das Geld trotz eines 1,5-Mil-
liarden-Euro-Förderprogramms weitestge-
hend in den VDSL-Ausbau, wie der Refe-
rent erläuterte. Rund 80 Prozent aller Aus-
baumaßnahmen im Bereich FTTB/H erfolg-
ten durch alternative Netzbetreiber. Nur 21
Prozent aller Glasfaser-Anschlüsse seien
von der Telekom gebaut worden; sie setze
auf den Ausbau alter Kupfertechnologie
(FTTC). Dabei wäre nach Albers‘ Auffas-
sung die verstärkte Fokussierung auf Koope-
rationen weitaus sinnvoller.

Regionale Ausbaustrategien ermöglichen zu-
kunftssichere Investitionen. Regionale Netz-
betreiber sind die richtigen Partner von
Städten und Kommunen.“ ¢

Zudem spreche sich der BREKO weiter-
hin dafür aus, dass neben der Wirtschaftlich-
keitslückenförderung auch Betreibermodelle
– hier errichtet die Stadt, der Landkreis oder
die Kommune selbst das (passive) Glasfaser-
netz als wichtige Investition in die Zukunft
und lässt es anschließend auf Miet- oder
Pachtbasis von einem erfahrenen Carrier
(aktiv) betreiben und vermarkten – eine rea-
listische Chance auf Förderung erhalten müs-
sen. Denn die entsprechende Richtlinie des
Bundes setzt hohe Hürden für eine Förderung
von Betreibermodellen. 

Daher setzt der Verband darauf, dass die
Bundesländer ihre eigenen Länderförderpro-
gramme so ausgestalten, dass Betreibermo-
delle eine tatsächlich gleichberechtigte Stel-
lung neben der Schließung von Wirtschaft-
lichkeitslücken erhalten. Bei der Wirtschaft-
lichkeitslückenförderung erhält der Netzbe-
treiber von der Kommune einen Zuschuss
für den Bau und Betrieb eines Breitband-
netzes, wenn der Ausbau in dem betroffe-
nen Gebiet sonst nicht wirtschaftlich reali-
sierbar wäre.

Albers‘ Fazit: „Glasfasernetze sind Grund-
lage und Voraussetzung des digitalen Wandels.
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Birgit Zeidler. ¢

BIRGIT ZEIDLER / LFA FÖRDERBANK BAYERN:

FINANZIERUNG VON INVESTITIONEN 
IN DEN BREITBANDAUSBAU

Für den Wirtschaftsstandort Bayern sind hochleistungsfähige Breitbandanschlüsse
von strategischem Interesse. Die LfA hat daher die Finanzierung des Breitband-

ausbaus als weiteren Förderschwerpunkt gesetzt. Mit dem zinsgünstigen Infrakredit
Breitband  flankiert die LfA Förderbank Bayern das Zuschussprogramm des Baye-
rischen Finanzministeriums und ermöglicht eine Finanzierung von bis zu 100 Prozent
der Wirtschaftlichkeitslücke der Gemeinde. Die Beantragung erfolgt direkt bei der
LfA. Allein in den ersten neun Monaten des Jahres 2015 hat die LfA ihre Kreditzusa-
gen über den Infrakredit Breitband im Vergleich zum Vorjahreszeitraum verzehnfacht.

Gefördert werden Aufwendungen der Ge-
meinde bei Investitionen von privaten oder
kommunalen Netzbetreibern in bayerische
Breitbandinfrastrukturen. Antragsberechtigt
sind Gemeinden, Zusammenschlüsse von
Gemeinden und Gemeindeverbände. Voraus-
setzung für die Vergabe des Kredits durch die

vor Vorhabensbeginn bei der LfA Förderbank
beantragt werden. Als Vorhabensbeginn gilt
der Abschluss eines Vertrages der Gemeinde
mit einem Netzbetreiber. Anträge können
zeitgleich mit der Beantragung des Zuschus-
ses bei der zuständigen Bezirksregierung bei
der LfA gestellt werden. Eine Änderung der
Höhe des beantragten Infrakredit Breitband
ist vor der Darlehenszusage übrigens jeder-
zeit möglich –  das spielt zum Beispiel eine
Rolle, wenn sich der Eigenanteil der Gemein-günstig über die KfW refinanziert und zu-

sätzlich aus Gewinnmitteln der LfA zinsver-
billigt. Interessierte Gemeinden können den
Infrakredit Breitband direkt bei der LfA För-
derbank Bayern beantragen. Die Konditionen
werden täglich neu festgelegt und sind eben-
so wie die Antragsunterlagen und weitere
Informationen im Internet unter www.lfa.de
abrufbar. 

FÖRDERBEISPIEL AUS DER PRAXIS

Ein Förderbeispiel: In einer Gemeinde ist
noch nicht überall schnelles Internet verfüg-
bar. Kein Netzbetreiber plant hier in den
nächsten drei Jahren eine Verbesserung. Nur
bei Ausgleich der Wirtschaftlichkeitslücke
von 2 Millionen Euro durch die Gemeinde
kann ein privater Investor in einem Auswahl-
verfahren gewonnen werden.    

Förderbeispiel
Wirtschaftlichkeitslücke: 2.000.000 EUR
Zuschuss des Freistaats Bayern: 700.000 EUR
Verbleibender Eigenanteil der Gemeinde: 1.300.000 EUR

Investitionsplan

Wirtschaftlichkeitslücke

Summe

in Mio.

2,0

2,0

Finanzierungsplan

Zuschuss
Infrakredit Breitband
Eigenmittel Gemeinde

Summe

in Mio.

0,7
1,0
0,3

2,0

BERATUNG
Für Rückfragen und Anträge steht Ihnen
das Team Infrastrukturfinanzierung der
LfA Förderbank Bayern gerne zur
Verfügung:
l Tel.: 089 / 2124 – 1505
l E-Mail: infra@lfa.de
l www.lfa.de                                    ¢

LfA ist die Zuschussgewährung gemäß der
Bayerischen Breitbandrichtlinie durch die
jeweils zuständige Bezirksregierung. 

100-PROZENT-FINANZIERUNG 
MÖGLICH

Eine Förderung erfolgt maximal bis zur
Höhe der Differenz zwischen dem staatlichen
Zuschuss und den von der Bezirksregierung
als förderfähig anerkannten Aufwendungen
der Gemeinde. Bei Kreditbeträgen bis 2 Mil-
lionen Euro kann der LfA-Finanzierungsan-
teil bis zu 100 Prozent der förderfähigen Auf-
wendungen betragen. Bei Kreditbeträgen
über 2 Millionen Euro werden maximal 50
Prozent der förderfähigen Aufwendungen
finanziert. Die Darlehenslaufzeit berät 10, 20
oder 30 Jahre mit bis zu 2, 3 und 5 tilgungs-
freien Anlaufjahren (Zinsbindung jeweils 10
Jahre). Der Infrakredit Breitband wird zins-

Die Wirtschaftlichkeitslücke der Gemeinde
beträgt 2 Mio. Euro. Von der zuständigen Be-
zirksregierung wird ihr ein Zuschuss in Höhe
von 700.000 Euro zugesagt. Der Restbetrag
der gemeindlichen Aufwendungen wird durch
den Infrakredit Breitband von 1,0 Millionen
Euro sowie durch Eigenmittel der Gemeinde
in Höhe von 300.000 Euro abgedeckt.  

Wichtig für die Gewährung des LfA-Dar-
lehens ist, dass die Mittel im entsprechenden
Haushalt der Gemeinde eingeplant sind und

de aufgrund der bewilligten Höhe der Zuwen-
dung durch die Bezirksregierung im Lauf des
Verfahrens erhöht oder reduziert. Nach posi-
tiver Prüfung der Antragsunterlagen durch
die LfA kann der Förderkredit bereits mit
dem Erlass des Zuwendungsbescheids der

Bezirksregierung zugesagt und bei Erfüllung
der Auszahlungsvoraussetzungen entspre-
chend abgerufen werden.

Darüber hinaus können Investitionen von
Gemeinden in den Breitbandausbau auch über
das Förderprogramm Infrakredit Kommunal
finanziert werden. Dies kann hilfreich sein,
da der Zuschuss der Bezirksregierung nur
einmalig gewährt wird und ggf. darüber hin-
aus weitere Investitionen in den Breitband-
ausbau einer Gemeinde notwendig sind.    ¢
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Jana Wintermeyer. ¢

JANA WINTERMEYER / VERBAND KOMMUNALER UNTERNEHMEN (VKU):

DIE DIGITALISIERUNG DER DASEINSVORSORGE

Laut Art. 57 Abs.1 der Bayerischen Gemeindeordnung „zählt Breitbandversorgung
als zentraler Standortfaktor bei Ansiedelung von Gewerbe und Privatpersonen de

facto zur Daseinsvorsorge“, unterstrich VKU-Referentin Jana Wintermeyer. Dem VKU
als wirtschaftspolitischem Interessenverband der Kommunalwirtschaft gehören über
1.400 kommunale Unternehmen der Energie- und Wasserversorgung wie auch der
Abwasser- und Abfallentsorgung und Telekommunikation in Deutschland an, davon
haben mehr als 200 ihren Sitz in Bayern.

Breitbandversorgung dient laut Winter-
meyer als Basis für die Digitalisierung, die
Begriffe wie Virtuelle Kraftwerke, Smart City,
Smart Grid oder Big Data umfasse. Wie Stadt-
werke die Daseinsvorsorge digitalisieren, er-
läuterte die Referentin anhand einiger Beispiele.

Beispiel 1: Die Stadtwerke Neustadt bei
Coburg verstehen sich als Ansprechpartner
für „alles“, d. h. die klassischen Bereiche
Energieerzeugung, Energiespeicherung, Ener-
gieeffizienz, aber auch für den Bereich Ver-
netzung. Die Stadtwerke gründeten das Toch-
terunternehmen Telenec Telekommunikation
Neustadt GmbH und sind in diesen Bereich

den Leuten ermöglicht, länger in ihren eige-
nen vier Wänden zu leben. Dazu wurden bei-
spielsweise Sozialverbände als Kooperations-

eingestiegen. Angeboten werden Telekom-
munikationsdienstleistungen, aber auch neue
Geschäftsbereiche wie Smart Home. Dabei
sind die Stadtwerke aber nicht den Weg der
reinen Energieeinsparung gegangen, sondern
haben sich mit dem demografischen Wandel
in und um Neustadt beschäftigt.

ASSISTENZSYSTEME FÜR SENIOREN

Tatsache ist, dass in weiten Teilen der Stadt
die über 65-Jährigen überproportional hoch
vertreten sind. Aus diesem Grund haben die
Stadtwerke Neustadt in ihrem Smart Home-
Projekt Assistenzsysteme entwickelt, die es
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partner eingebunden. Das Intelligente Woh-
nen bietet den Senioren die Möglichkeit, ihre
Heizung, Lichter, Geräte, Steckdosen und
Strommesskomponenten in ihrem Haus oder
ihrer Wohnung von überall zu verwalten und
zu steuern. Eine geglückte Form der Daseins-
vorsorge auf digitaler Basis. 

Beispiel 2: Die SWN Stadtwerke Neu-
münster, Schleswig-Holsteins grüner Energie-
versorger und Telekommunikationsanbieter,
hat eine eigene SWN-SmartHome Produkt-
linie gestartet. Der Regionaldienstleister setz-
te hierzu auf das „SMART HOME Plug &
Play“ System des Kölner Technologieunter-
nehmens ROCKETHOME. Es erfüllt die
Anforderungen eines einfachen, intuitiv zu
bedienenden Systems. Die neue Produktlinie
wurde speziell für Stadtwerke entworfen.
Effizienter Energieeinsatz und sicherheits-
technische Anlagen im Haus sind über das
System steuerbar. Endkunden beziehen ihr
SWN-SmartHome Paket über ihren lokalen
Anbieter.

VIRTUELLES KRAFTWERK

Beispiel 3: Dass es auch in der Energie-
versorgung eine Digitalisierung gibt, belegt
das virtuelle Kraftwerk „M-Partnerkraft“ der
Stadtwerke München. Beim virtuellen Kraft-
werk werden viele kleinere Erzeugungsanla-
gen und große Stromverbraucher mit schalt-
baren Lasten miteinander vernetzt. Dadurch

werden Erzeugungskapazitäten realisiert, die
denen großer Kraftwerke entsprechen. Das
virtuelle Kraftwerk wird zentral von den
SWM gesteuert und geregelt – abhängig vom
Bedarf im Stromnetz. Es umfasst derzeit An-
lagen verschiedenster Energieträger wie Bio-
energie, Geothermie, Wind-, Solar- und Was-
serkraft. Darüber hinaus sind auch steuerbare
Verbraucher wie BHKW oder Netzersatzan-
lagen integriert. 

HOHE INFRASTRUKTURKOMPETENZ

Grundsätzlich, so Wintermeyer, stellten
Förderprogramme wichtige Weichen für den
wettbewerblichen Breitbandausbau dar. Was
diesen aus Sicht des VKU allerdings massiv
behindern würde, sei die Rückkehr zum
Monopol und zwar durch den exklusiven
Vectoring-Einsatz am Hauptverteiler. Hierfür
habe die Deutsche Telekom Anfang Februar
2015 einen Antrag bei der Bundesnetzagen-
tur gestellt. Die Folge: Andere Unternehmen
bekämen damit keinen entbündelten Zugang
zur Teilnehmeranschlussleitung, sondern ein
Vorleistungsprodukt, das die Telekom zur
Verfügung stellt. „Wir würden damit also ein
Technologie-Monopol schaffen“, betonte
Wintermeyer. Das Erreichen der Breitband-
ziele würde verteuert und erschwert, der
Glasfaserausbau verlangsamt und bereits ge-
tätigte Investitionen gleichsam entwertet. 

„Vertrauen Sie beim Breitbandausbau ein-

fach auf die Stadtwerke!“, lautete deshalb
Wintermeyers Appell. Kommunale Unter-
nehmen verfügten über hohe Infrastruktur-
kompetenz, seien klassische Mehrsparten-
unternehmen, höben gerade beim Breitband-
ausbau Synergien durch Mitverlegung und
seien erfolgreiche Kooperationspartner. 

So haben beispielsweise die Stadtwerke
Rödental innerhalb von sechs Wochen den
gesamten Ortskern mit Glasfaser ausgebaut.
Sie kooperieren mit der SÜC//dacor, der
Telekommunikationstochter der Stadtwerke
Coburg. Ein weiteres Beispiel ist die M-net
Telekommunikations GmbH mit ihren viel-
fältigen Kooperationspartnern.

VERANTWORTUNG FÜR DIE REGION

„Stadtwerke übernehmen auch Verantwor-
tung für ihre Region“, fuhr Wintermeyer fort.
Konkret bedeutet das: „Es findet kein Rosinen-
picken statt, nach Möglichkeit bauen Stadt-
werke das gesamte Gemeindegebiet aus.“

Dieses Engagement schlägt sich auch in
Zahlen nieder: Laut einer VKU-Umfrage
waren im vergangenen Jahr 140 kommunale
Unternehmen im Glasfaserausbau aktiv, wei-
tere planten den Einstieg. Vergangenes Jahr
investierten sie 0,5 Mrd. Euro, bis 2018 wer-
den es 1,7 Mrd. Euro sein. 2014 konnten sie
5,7 Mio. Haushalte versorgen, für 2018 sind
6,3 Mio. Haushalte prognostiziert.             ¢

DR. IMKE GERMANN / MRK MEDIA AG:

BREITBAND FÜR DEUTSCHLAND: 
SO WIRD'S GEMACHT! 

Die digitale Infrastruktur ist ein wichtiger Standortfaktor für die wirtschaftliche
Entwicklung in Bayern und Deutschland. Immer mehr Gemeinden haben sich

deshalb für den Breitbandausbau und für schnelles Internet entschieden. Dabei
sind kommunale Entscheidungsträger auf die fachkundige Unterstützung durch
kompetente Fachfirmen angewiesen. Das Münchner Unternehmen MRK Media
AG ist seit vielen Jahren erfolgreich in diesem Markt tätig. Die MRK unterstützt
ihre Auftraggeber mit zukunftsorientierten Komplettlösungen und wirkt aktiv bei
der Umsetzung mit, stellte die Vorstandsvorsitzende Dr. Imke Germann fest.

Das Leistungsportfolio der MRK umfasst
nicht nur die Beratung, sondern auch die Pro-
jektrealisierung und Dokumentation. Im
Einzelnen sind das die Projektschritte Struk-
turplanung, Standort- und Wegesicherung,
Projektierung, Monitoring und Steuerung
der bauausführenden Firmen, Bauüberwa-
chung und Dokumentation. Wie Imke Ger-
mann betonte, können die Leistungen auch
als Turn-Key-Lösungen gemeinsam erbracht
werden, inklusive Projekt- und Prozessma-
nagement.

umfasste die Koordinierung des Projekts und
die Projektsteuerung. Hinzu kam die Verant-
wortlichkeit für die gesamte Baudurchfüh-
rung einschließlich der Kosten- und Termin-
kontrolle. Das viel beachtete Projekt der flä-
chendeckenden Glasfaser-Erschließung für
Essenbach wurde von MRK im Dezember
2014 erfolgreich abgeschlossen. Essenbachs
damaliger Bürgermeister Fritz Wittmann
lobte MRK in höchsten Tönen: „Das Projekt
war ein Riesenerfolg. Es wurde vorzeitig
abgeschlossen und der Kostenrahmen wurde
sogar unterschritten.“

GROßPROJEKT BRANDENBURG
GLASFASER 2020

Aktuell und federführend ist das Unter-
nehmen beim flächendeckenden Ausbau der
netzgebundenen Breitbandinfrastruktur im
Land Brandenburg tätig (Großprojekt „Bran-
denburg Glasfaser 2020“). Ziel der Breit-
bandstrategie der dortigen Landesregierung
ist die flächendeckende Breitbanderschlie-
ßung aller Haushalte mit bis zu 50 Mbit/s bis
2020. Realisiert wird dieses Projekt, welches
ein Gesamtvolumen von mehr als 120 Mio.
Euro umfasst, auch mit Fördermitteln der
Europäischen Union. 

In nur 12 Monaten hat die MRK den Bau

Im Zeitraum Januar 2014 und dem dritten
Quartal 2015 hat die MRK im Freistaat Bay-
ern 73 Vorhaben mit rund 650 Multifunktions-
gehäusen (MFG) im Rahmen der Förderini-
tiative „Mehr Breitband für Deutschland“ mit
dem gesamten Leistungsspektrum unterstützt.
Ein überaus erfolgreiches MRK-Projekt
wurde im Zusammenhang mit der Glasfaser-
Erschließung für den Markt Essenbach im
Landkreis Landshut realisiert. MRK war mit
der Bauoberleitung und der örtlichen Bau-
überwachung beauftragt. Die Bauoberleitung
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von rund 500 MFGs und 900 km Kabeltrasse
inklusive Tiefbau begleitet und koordiniert
und rund 800 MFGs mit 1.500 km Kabel-
trasse dokumentiert. Insgesamt wurde in 15
Landkreisen ein flächendeckender Breitband-
ausbau vorgenommen. Neben der Standort-
und Wegesicherung, der Struktur- und Aus-
bauplanung und dem Behördenmanagement

spielsweise während der Planung zunächst
die Berücksichtigung vorhandener Leerrohr-
trassen im Fokus. Auch sollten Gemeinden
die Frage klären, welche anderen Tiefbaumaß-
nahmen anstehen, was der Flächennutzungs-
plan auch über das Thema Breitband hinaus
vorsieht, wo vorrangige Bedarfssituationen
vorliegen, wo Mitverlegungsmöglichkeiten
gegeben sind und was an Genehmigungsauf-
wand zu erwarten ist. 

KOMMUNIKATION 
MIT ALLEN BETEILIGTEN

Zudem sollte ein Datensatz erzeugt wer-
den, „der so aufgeteilt ist, dass dieser in den
entsprechenden Geoinformationssystemen
(GIS) auch vorgehalten werden kann“. „Im-
mer dann, wenn in den kommenden Jahren
Tiefbaumaßnahmen durchzuführen sind, soll-
ten Sie anhand Ihres vorliegenden Master-
plans wissen, welche Struktur Sie in wel-
chem Streckenabschnitt einbauen“, so Imke
Germann an die kommunale Adresse.

Während der Genehmigungsphase erach-
tet Imke Germann insbesondere die Kommu-
nikation mit allen in den Genehmigungspro-
zess involvierten Beteiligten als wichtig. Die
Korrespondenz mit den Trägern öffentlicher
Belange, mit Medienträgern, Versorgungsun-

hat MRK alle Phasen der Bauausführung und
Dokumentation begleitet und koordiniert.

KRITISCHE ERFOLGSFAKTOREN

Wie die allgemeine Praxis zeigt, sind Imke
Germann zufolge zahlreiche „kritische Er-
folgsfaktoren“ zu beachten. So stehe bei-

Präsentierten gemeinsam das erfolgreiche Essenbacher Projekt: Altbürgermeister Fritz Witt-
mann und Dr. Imke Germann. ¢
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FRITZ WITTMANN / BÜRGERMEISTER A. D., MARKT ESSENBACH:

GLASFASERAUSBAU IM MARKT ESSENBACH

Zur kommunalen Daseinsvorsorge gehören heute nicht nur eine überzeugende
Straßenanbindung und gute Schulen, sondern auch schnelle Internetzugänge.

Mit dem neuen Glasfasernetz ist der Markt Essenbach im Landkreis Landshut Vor-
reiter beim Breitbandausbau und bestens für die digitale Zukunft gerüstet.

Die rund 11.500 Einwohner zählende
Marktgemeinde – mit 31 Ortsteilen umfasst
sie ein Territorium von 84 km2 – hatte jahre-
lang – wie viele Kommunen im ländlichen
Raum – ein Problem. Wie Bürgermeister a. D.
Fritz Wittmann, der den Ort bis 2014 regierte
und in dessen Amtszeit das Projekt initiiert
und im Wesentlichen umgesetzt wurde,
betonte, sei Surfen im Netz entweder nur
schlecht oder zu manchen Tageszeiten über-
haupt nicht möglich gewesen. 

Als der Druck seitens der Bevölkerung
und des Gewerbes nach höheren Bandbreiten
zunahm, gleichzeitig aber alle Anläufe mit
potentiellen Versorgern auch nach zwei Jah-
ren noch scheiterten (das letzte Angebot für
einen FTTC Ausbau mit Bandbreiten bis zu
16 Mbit/s umfasste eine Wirtschaftlichkeits-
lücke von 1,5 bis 2 Mio. Euro), entschied sich

Während die von der Kommune eigens ge-
gründete Kommunalgesellschaft die Verle-
gung des passiven Glasfasernetzes organisier-
te, stellt der Telefon- und Internetanbieter 
M-net die aktiven technischen Komponenten
und die Telekommunikationsdienste zur Ver-
fügung. Heute bietet das Unternehmen in
Essenbach Telefon- und Internetanschlüsse
mit 25, 50 oder 100 Mbit/s sowie den Emp-
fang eines hochwertigen Kabel-TV-Signals
mit über 144 nationalen und internationalen
(HD-)TV-Sendern an. Beide Parteien handeln
im gegenseitigen Interesse, dadurch wird das
Risiko jedes einzelnen Partners minimiert. Im
Gegenzug partizipieren aber auch beide vom
Erfolg. Der Return on Investment ist Witt-
mann zufolge auf ca. 30 Jahre angelegt.

Die Projektpartner leisteten mit der Reali-
sierung des Glasfaserprojekts in Essenbach
Pionierarbeit. Denn dort reichen die zukunfts-
fähigen Glasfaserkabel bis in die einzelnen
Häuser. Diese FTTB-Ausbauvariante wurde
bis zur Realisierung des Projekts in Essen-
bach fast ausschließlich im städtischen Raum
angewandt. 

Für die Erschließung der einzelnen Haus-
halte hob man auf einer Länge von 140 Kilo-
metern neue Glasfasertrassen aus. Insgesamt
wurde eine Kabellänge von 1.080 Kilometern
ausgerollt. Der offizielle Projektabschluss des
Glasfaserausbaus wurde eineinhalb Jahre
nach dem Startschuss gefeiert. 

Inzwischen sind bereits 60 Prozent der Bürger
mit von der Partie, ein nachträglicher Anschluss
an das Glasfasernetz ist eigenfinanziert jeder-
zeit möglich. Das Projekt kostete am Ende
13,5 Millionen Euro, womit das Budget unter-
schritten wurde. Wie Wittmann hervorhob,
habe beim Ausbau stets der Versorgungsge-
danke im Vordergrund gestanden. Glasfaser
sei mittlerweile ein harter Standortfaktor. Er
plädierte dafür, den Kommunen mehr Hand-
lungsfreiheit einzuräumen und die aktuellen
Fördermodelle zu überdenken. Die Kommu-
nalvertreter rief Wittmann dazu auf, „mehr
Mut zur Eigeninitiative“ zu entwickeln. ¢

Essenbach im Jahr 2011 für einen eigenfinan-
zierten FTTH-Ausbau. 

DIE BÜRGER MUSSTEN 
SELBST ENTSCHEIDEN

Dabei sei laut Wittmann anfangs keines-
wegs sicher gewesen, ob die Rechnung auf-
geht. Neben dem Gemeinderat mussten auch
die Essenbacher Bürger von dem Projekt
überzeugt werden. So fand vor dem Beginn
der Bauarbeiten eine Vorvermarktung statt.
Das Projekt sollte nur umgesetzt werden,
wenn sich mindestens 40 Prozent aller Ei-
gentümer verbindlich für einen direkten Haus-
anschluss entscheiden. Das Interesse bei den
folgenden Informationsveranstaltungen war
sehr groß. Schließlich wollten über 50 Pro-
zent von den Vorteilen der neuen Technolo-
gie profitieren.

ternehmen und allen weiteren beteiligten
Dritten sei zeitaufwändig und bedürfe eines
gewissen Vorlaufs. Auch vorbereitende Maß-
nahmen zum Einholen von Genehmigungen
im Zuge von Tiefbauvorhaben mit Gewässer-
kreuzungen oder Bahnlinienquerungen benö-
tigen Zeit und müssen gut vorbereitet sein.
„Hier kann die Gemeinde auch unterstützen
und sollte darauf ihr Augenmerk richten“,
betonte Germann. 

Auch während der Realisierungsphase gebe
es zahlreiche Herausforderungen, fuhr die Vor-
standsvorsitzende fort. Da die Kommune der
erste Ansprechpartner für die Bürger sei, sollte
sie stets Informationen über den Projektstatus
einholen, um bei eventueller zeitlicher Verzö-
gerung gegensteuern zu können. 

Darüber hinaus riet die Vorstandsvorsit-
zende, alle vor Ort Beteiligten frühzeitig und

umfassend einzubinden. Durch eine umfassen-
de Informationspolitik sollte es gelingen, auch
die Bürger mitzunehmen. Die MRK Media
AG als leistungsstarker Partner der Kommu-
nen für nachhaltige Komplettlösungen steht
mit ihren acht Büros in Deutschland und mit
ihrer Zentrale in München bereit, um den flä-
chendeckenden Breitbandausbau in ganzen
Landkreisen und Regionen zu unterstützen
und entscheidend voranzubringen. ¢

Moderator Rainer Maria Jilg interviewte auch das Publikum. ¢
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DR. JOHANNES BÖHM / AMPLUS AG:

200 MEGABIT PRO SEKUNDE –
FLÄCHENDECKEND UND BEZAHLBAR 

Für uns ist Langfristigkeit, Nachhaltigkeit und die partnerschaftliche Kooperation
mit der Kommune unsere oberste Priorität. Wir verstehen Sie. Wir beraten Sie.

Gemeinsam. Aus der Region. Für die Region, erklärte Kommunalberater Dr. Jo-
hannes Böhm. 

Seit der Gründung im Jahr 2009 etablierte
sich die amplus AG mit Sitz in Teisnach
(Landkreis Regen) als eines der führenden
Breitbandunternehmen Süddeutschlands. Als
Tochter der CCNST Group versorgt der
zweitgrößte Breitband-Carrier Bayerns heute
mehr als 100 Kommunen in zwölf Landkrei-
sen Niederbayerns und der Oberpfalz mit
VDSL von bis zu 200.000 Kbit/s. Die Fer-
tigstellung des ersten Glasfaserprojekts nach
neuer Förderrichtlinie in ganz Bayern gehört
ebenso zur Unternehmensgeschichte wie die
Spezialisierung auf VDSL, FTTH und FTTB
(fibre to the home / building) im ländlichen
Raum.

– in den FTTH-Gebieten 200.000 Kbit/s.
Noch mehr werden in den nächsten Jahren
folgen, denn: „Schnelles Internet für Jeden“
ist von Beginn an die Philosophie von am-
plus und Richtschnur der Geschäftstätigkeit.
In Kooperation mit Kommunen erarbeiten
dazu mehr als 60 Mitarbeiter der CCNST
Group individuelle Konzepte für den geplan-
ten Breitbandausbau. So entwickelt amplus
in partnerschaftlicher Zusammenarbeit lang-
fristig orientierte und innovative Lösungen.

Bayernweit realisiert die amplus AG der-
zeit über 1.000 FTTB-Anschlüsse. Ein Qua-
litätsmerkmal ihrer Ausbaustrategie liegt in
der ausschließlichen Verlegeart der Glasfaser
in Tiefbauweise. Für 2015/16 sind mehr als
500 Kilometer Glasfaserleitungen und Leer-
rohrsysteme geplant, 250 Kilometer Glasfa-
sertrassen und FTTB/FTTH befinden sich
bereits im Bau.

Einmalig unter den Internetanbietern ist
das Ausbaukonzept. Statt ausschließlich Ka-
belverzweiger (KVz) mit Glasfaser anzu-
schließen, setzt amplus in vielen Fällen auf
den Hybridausbau: Abgelegene Gemeindege-
biete werden mit Glasfaser bis ins Haus
(FTTH: fibre to the home) erschlossen – und
haben dadurch ebenso Zugang zum „High-
speed Internet“.

SCHNELLES INTERNET FÜR JEDEN

Mehrere tausend Kunden profitieren be-
reits vom Breitbandnetz der amplus AG mit
Übertragungsraten von bis zu 100.000 Kbit/s
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Laut Böhm steht amplus seit jeher für
nachhaltigen Breitbandausbau und setzt auf
FTTB für weitläufige Gemeindeteile. Baye-
rische Kommunen hätten in den vergangenen
Jahrzehnten viel Geld investiert, um oberirdi-
sche Kabeltrassen in die Erde zu verbannen.
Allein deshalb wäre es ein Unding, jetzt wie-
der mit dem Bau von Überlandleitungen zu
beginnen. amplus nehme seine Versorgungs-
verantwortung gegenüber den Partner-Kom-
munen ernst. Dazu gehöre auch die technisch

beste Umsetzung – „und das ist und bleibt in
Sachen Glasfaser die unterirdische Verle-
gung“. Alle Kooperationspartner teilten die
Überzeugung von amplus: Billig ist nicht
immer gut – die langfristige Bilanz muss
stimmen. Bei oberirdischer Glasfaser ist das
ausgeschlossen.

ERFOLGREICHE BEISPIELE

Als FTTB-Pilotprojekte führte Böhm die
Gemeinden Pösing (Landkreis Cham) und
Aiterhofen (Landkreis Straubing-Bogen) so-
wie die Städte Nabburg (Landkreis Schwan-
dorf) und Plattling (Landkreis Deggendorf) an.
Nach Böhms Worten ist Pösing die erste Kom-
mune des Landkreises und ganz Bayerns mit
ausschließlichem FTTB-Ausbau. Bewusst
habe sich der Gemeinderat für einen kom-
pletten FTTB-Ausbau entschieden.

Seit 2012 versorgt der regionale Internet-
anbieter große Teile der Gemeinde Aiterho-
fen mit Bandbreiten bis zu 100 Megabit pro
Sekunde. Ende August 2015 gab die amplus
AG eine Intensivierung Ihres Engagements,
sprich die Weiterentwicklung der Glasfaser-
versorgung bekannt. Durch viele Vor-Ort-
Termine wurde ein optimales Ausbaukonzept
erarbeitet. 

BAYERNWEIT SPITZE

Zwar startet die Gemeinde Aiterhofen spä-
ter in das Förderprogramm als umliegende

Kommunen – das Ergebnis aber ist hinsicht-
lich Preis-Leistungs-Verhältnis und insbeson-
dere Nachhaltigkeit bayernweit an der Spitze.
Darüber hinaus gilt auch für Aiterhofen das
Versprechen der amplus AG, alle von ihr bis-
her über Kabelverzweiger (FTTC) versorgten
Ortsteile weiterhin auf eigene Kosten in den
nächsten Jahren auf Glasfaser bis ins Haus um-
zurüsten. Der eigenwirtschaftliche Ausbau ist
im Sommer 2016 abgeschlossen, die noch zu
erschließenden Ortsteile sind mit dem Aus-
wahlverfahren zum Breitbandausbau am Start.

Auch in der Stadt Nabburg ist der Anfang
zum schnellen Internet gemacht. Ende Au-
gust wurde der Kooperationsvertrag zum
Breitbandausbau unterzeichnet. Nach Ablauf
der geplanten zehnmonatigen Bauzeit profi-
tieren 197 Nabburger Adressen von der idea-
len Bandbreite für moderne Internet-Services
wie IPTV, Cloud-Applikationen und Strea-
ming-Dienste. Gewerbetreibende können
sich mit festen IP-Adressen, hohen Upload-
Raten und überdurchschnittlicher Netzstabi-
lität für das neue Internetzeitalter rüsten. Das
Besondere: Jede Adresse erhält eine Glasfa-
serleitung bis ins Haus und damit Bandbrei-
ten von 200 Megabit pro Sekunde.

In Plattling wiederum suchten die Stadt-
werke einen Partner, der ein Neubaugebiet
im Eigenausbau mit FTTB erschließt. Nur
die amplus AG war bereit, diesen Schritt zu
gehen, sieht sie sich doch als Grundversor-
ger. ¢

Dr. Johannes Böhm. ¢

Rolf-Peter Scharfe. ¢

ROLF-PETER SCHARFE / VODAFONE KABEL DEUTSCHLAND:

BREITBANDAUSBAU MIT 
VODAFONE KABEL DEUTSCHLAND 

In Zukunft bündeln Vodafone und Kabel Deutschland ihre Mobilfunk- und Festnetz-
kompetenzen unter der starken Premiummarke Vodafone. 400.000 km eigenes Glas-

faser- und Kabelnetz in Deutschland und 2,8 Mio. Kabel Internet Kunden sprechen
für eine leistungsfähige Backbone-Infrastruktur. Mit Red One bringt Vodafone laut
Direktor Rolf-Peter Scharfe jetzt eine neue Tarifwelt auf den Markt, mit der Kunden
das für sie jeweils Beste aus Internet, Festnetz, Mobilfunk und TV kombinieren können.

Wie Scharfe berichtete, befinden sich in
Bayerns Kommunen zahlreiche Projekte in
der Umsetzung. Seit Anfang 2015 sei ein
starker Anstieg mit der Tendenz zu FTTB zu
verzeichnen. Dabei seien die Projektgrößen
unterschiedlich: von kleinen Siedlungen bis
zu ganzen Gemeinden.

Als Eckpunkte der Projekte definierte der
Direktor die Wirtschaftlichkeitslücken-För-
derung bzw. Anmietung passiver Netze, den
ausschließlichen FTTB Glasfaser Ausbau als
nachhaltigste Lösung sowie die enge Zusam-

aktuell von Spitzengeschwindigkeiten bis zu
200 Mbit/s – und surfen nun doppelt so
schnell wie mit dem schnellsten DSL An-
schluss. Mit dieser Ausbaustufe versorgt
Vodafone jetzt insgesamt 6 Millionen Haus-
halte im größten Hochgeschwindigkeits-
Festnetz der Republik (Stand: Mitte Oktober
2015). 

menarbeit mit den Kommunen und die Erstel-
lung individueller Vermarktungskonzepte.
Der Ausbau gehe fast ausschließlich mit
Hausanschlüssen einher, da dies die kosten-
günstigste Variante für die Kommune dar-
stelle.

AUSBAU LÄUFT 
AUF VOLLEN TOUREN

Der Ausbau des ultraschnellen Festnetzes
läuft bei Vodafone auf vollen Touren. Damit
profitieren Kunden auch in kleineren Orten
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Der schnelle Breitbandausbau geht auch in
Zukunft ambitioniert weiter: Ab 2016 werden
bereits über zehn Millionen Kabelhaushalte Zu-
gang zu den 200 Mbit/s-schnellen Internetan-
schlüssen haben. Bis zu 100 Mbit/s- schnelle
Kabel-Internetanschlüsse stehen schon heute
für 14,6 Millionen Haushalte im Kabel-Ver-
breitungsgebiet des Netzbetreibers bereit.

Bayernweit bietet Vodafone Kabel Deutsch-
land für 68 % aller Haushalte und 60 % der
Haushalte im ländlichen Raum schnelles In-
ternet. Insgesamt profitieren über 4 Mio.
Haushalte im Freistaat von diesem Angebot.
Dabei sind 200 Mbit/s bereits bei rund 1,8
Mio. Haushalten verfügbar. 

DIGITALTE VIDEOANGEBOTE MIT
HOHEM BANDBREITENBEDARF

Die steigende Nutzung digitaler Videoan-
gebote mit hohem Bandbreitenbedarf (HD,
Ultra-HD) ist Scharfe zufolge der Haupttrei-
ber für den Anstieg des Datenvolumens.
Weitere Wachstumstreiber seien datenintensi-
ve Dienste wie Videokonferenzen, M2M-
Communications und eHealth.2017 werde
die Summe aller Videonutzungsformen im
Internet 80 bis 90 % des weltweiten Daten-
verkehrs betragen, d. h. „zukunftsfähige
Breitbandinfrastrukturen müssen Bandbreiten
deutlich über 50 Mbit/s bereitstellen.“

Blicke man auf die Entwicklung des Band-
breitenbedarfs, so sei festzustellen, dass das
Verhältnis von Down- und Upstream sich mit
aktuell 8:1 massiv zugunsten Downstream
verschiebt, urteilte Scharfe. Auch Cloud-
Dienste seien deutlich stärker im Download,
da Inhalte nur einmal hoch, aber mehrfach
heruntergeladen werden. „Die Folge davon
ist, dass der Bandbreitenbedarf zunehmend
asymmetrischer wird.“ 

HOCHMODERNES KABELNETZ 
FÜR LEISTUNGSSTARKE 
INTERNETPRODUKTE

Mit seinem hochmodernen Kabelnetz –
unter anderem dank des vorhandenen Glas-
faseranteils – bietet Vodafone Kabel Deutsch-
land in ersten Ausbaugebieten bereits heute
überaus leistungsfähige Internetprodukte an.
Im DOCSIS-Standard ist technisch gesehen
sogar noch ein Vielfaches der Übertragungs-
geschwindigkeit von 200 Mbit/s möglich. 

Neben Highspeed-Internet mit sehr hohen
Up- und Download-Geschwindigkeiten ge-
währleistet DOCSIS 3.0 eine hervorragende
Verbindungsstabilität und Störungssicherheit.
In einem Feldversuch im Schweriner Kabel-
netz hat Vodafone Kabel Deutschland als
weltweit erster Kabelnetzbetreiber eine per-
manente Download-Geschwindigkeit von bis
zu 4,7 Gbit/s und eine Upload-Geschwindig-
keit von 50 Mbit/s erreicht. Dies zeigt laut
Scharfe die enorme Leistungsfähigkeit, die

das Kabelnetz bereits heute aufweist, und
was in Zukunft noch zu erwarten ist. 

DSL-/VDSL-Netze können ihre volle
Bandbreite nur erreichen, wenn die Strecke
zwischen dem DSL-/VDSL-Verteilerkasten
und dem Anschluss in der Immobilie nicht zu
lang ist. Denn je weiter der Anschluss vom
Verteilerkasten entfernt ist, desto stärker
nimmt die Bandbreite ab, die für Internetan-
wendungen zur Verfügung steht. Die techni-
schen Eigenschaften des Fernsehkabels er-
möglichen jedoch, dass auch über längere
Strecken große Datenmengen transportiert
werden können. Scharfe: „Kabel ist Hoch-
leistungstechnologie der Zukunft.“

Wie der Direktor konstatierte, „hat Breit-
band heute eine ähnliche Bedeutung wie die

Versorgung mit Gas, Wasser und Elektro-
energie. Passive Infrastrukturen wie Leer-
rohre und Glasfaser sind die wichtigsten
Elemente. Kommunen können als Eigentü-
mer dieser Infrastruktur Einfluss auf den
Betreiber ausüben.“ Anbieter, Dienste und
Bandbreitenbedarf werden sich im Laufe
einer Amortisationszeit von mehr als 20
Jahren ändern, prognostizierte Scharfe.
„Was bleibt, ist die (passive) Infrastruktur.“

Beim Betreibermodell, bei dem die Kom-
mune in die Infrastrukturmaßnahme inves-
tiert und diese Investition durch die Miet-
zahlungen der Telekommunikationsunter-
nehmen refinanziert, entstünden durch inter-
kommunale Zusammenarbeit Synergien.
Der Erfolg liege im richtigen Geschäftsmo-
dell, nicht in der Technik. ¢
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UDO HARBERS /TELEKOM DEUTSCHLAND AG:

ZUR ZUKUNFT DES NETZAUSBAUS 
DER DEUTSCHEN TELEKOM

In den aktuellen Förderverfahren in Bayern gewinnen wir rund 80 Prozent aller Aus-
schreibungen. 80 Prozent aller Bürgermeister können mit ihrem Sachverstand nicht

irren, bemerkte Pressesprecher Udo Harbers.

Beispielgebend hierfür sei der soeben ge-
schlossene Kooperationsvertrag mit der Stadt
Leipheim im Landkreis Günzburg. Im Wesent-
lichen übernehme die Telekom dort die Ver-
sorgung mit Bandbreiten von mindestens 30
Mbit/s. Darüber hinaus sei auch der spezielle
Bedarf der Stadt bedient worden, einzelne
Regionen in Leipheim sowie das Gewerbege-
biet mit FTTB und FTTH zu versorgen. Zu-
dem baue die Telekom außerhalb des Förder-
programms mit eigenen Mitteln FTTH aus.
Der Ausbauzeitraum erstrecke sich bis ins
Frühjahr 2017. Harbers: „Überall wo es sinn-
voll und finanzierbar ist, baut Telekom Glas-
faser bis ans Haus und bis in die Wohnung.
Bei einem derartigen Projekt sprechen wir al-
lerdings von einem Investitionsbedarf im sie-
benstelligen Bereich.“ 

SCHRITTWEISER AUSBAU 

Wie Harbers erläuterte, „wird die Telekom
die Glasfaser schrittweise zu ihren Kunden
bringen“. Der evolutionäre Netzausbau mit
den Komponenten ADSL2+ < 16 Mbit/s
(heute Standard), FTTC + VDSL-Vectoring
< 100 Mbit/s (Ausbau ist gestartet), Super-
Vectoring < 250 Mbit/s (Ausbau ab 2018),
FTTB und FTTH < 1.000 Mbit/s (Ausbau
vor allem in Neubaugebieten) folge dem Be-
darf an Bandbreiten und Wirtschaftlichkeits-
aspekten.

Laut einer Kalkulation des TÜV Rhein-
land aus dem Jahr 2013 würden der flächen-
deckende FTTH-Ausbau bundesweit 94 Mrd.
Euro und der FTTB-Ausbau 71 Mrd. Euro
kosten – Geld, das nicht verfügbar ist. Im
Falle eines sog. Technologiemix schlügen da-
gegen 20 Mrd. Euro zu Buche, „womit man
sich eher in realistischen Bereichen bewegen
würde“. Danach könnten alle Haushalte mit
einer Geschwindigkeit von mindestens 50
Megabit pro Sekunde im Netz surfen.

Harbers zufolge hat die Telekom mit
ihrem FTTH-Ausbau in knapp 35 deutschen
Städten die Erfahrung gemacht, dass neben
der Kostenfrage auch der zeitliche Aspekt
von entscheidender Bedeutung ist. Der groß-
flächige Ausbau von FTTH bis 2018 sei
schlichtweg nicht zu schaffen. Dafür werde
wesentlich mehr Zeit benötigt.

her Bandbreiten und die Kapazitätsmöglich-
keiten in den LTE-Netzen erhöhen.“ Der der-
zeitige Ausbaustand liegt bei 85 % Abde-
ckung (Download bis 150 Mbit/s), als Aus-
bauziel ist eine 95%ige Abdeckung mit bis
zu 300 Mbit/s avisiert.

TECHNOLOGIEMIX 

Ein weiterer Bestandteil des Technologie-
mix und damit der „Integrierten Netzstrate-
gie“ (INS) der Telekom ist der Glasfaseraus-
bau. „Wir sind auf einem guten Weg; 44 %
aller bundesdeutschen Haushalte erreichen wir
mittlerweile mit Glasfaser bis zum Kabelver-
zweiger“, meinte Harbers. Mit VDSL2 Vecto-
ring und ausschließlich eigenen Investitionen
will die Telekom bis 2018 etwa 80 % der Haus-
halte mit mindestens 50 Mbit/s versorgen.

Konkret geht es beim VDSL2 Vectoring
um die sogenannte letzte Meile zwischen dem
Verteilerkasten und dem Hausanschluss der
Endkunden. Durch Vectoring ist derzeit im

EVOLUTIONSSCHRITTE 

Spreche man vom Technologiemix, so
seien folgende Evolutionsschritte von LTE
ein wesentlicher Bestandteil:
l LTE 100: Mittlerweile Standard vor allem

in Städten; 100 MBit/s zum Start von LTE
mit der 1. Generation Endgeräte

l LTE 150: LTE heute mit 1.8 GHz 
Speedvorteil

Udo Harbers. ¢

l LTE 300: neue LTE Advanced Features 
Kombination von 1.8 und 2.6 GHz

l LTE 600: Pilot in Alzey Ende 02/14; 
innovative Antennen und Kombination
von 1.8 und 2.6 GHz.

VERFÜGBARKEIT 
HOHER BANDBREITEN 

„Mit diesen Evolutionsschritten sind na-
türlich die maximalen Bandbreiten genannt“,
betonte Udo Harbers und ergänzte: „Wir als
Telekom müssen dafür Sorge tragen, dass
von diesen maximalen Bandbreiten möglichst
viel beim Kunden ankommt und die Versor-
gung in der Fläche gewährleistet ist. Dafür
verwenden  wir dann auch weitere Frequen-
zen, deren Nutzung wir gerade teuer erstei-
gert haben. Dies wird die Verfügbarkeit ho-

Download eine Geschwindigkeit von bis zu
100 Megabit möglich (Upload bis zu 40
Mbit/s), ohne die Kabel zu hohen Kosten
auszutauschen. Es handelt sich also gewisser-
maßen um ein Upgrade der jetzigen Infra-
struktur. Für 2018 ist die Einführung von
Super-Vectoring mit mehr als 250 Mbit/s
geplant. Harbers: „Vectoring ist mittlerweile
schon aktiv. Überall dort, wo die Telekom
selbst investiert und keine Förderung fließt,
kann sie Vectoring anschalten. Überall dort,
wo gefördert wird, sorgen wir zwar für die
Technik, dürfen sie aber noch nicht anknip-
sen.“    

Der Hybride Zugang als letzter INS-Bau-
stein ist eine automatische Geschwindigkeits-
erhöhung durch Addition von LTE und DSL-
Geschwindigkeit, bei der mehrere Übertra-
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ANDREAS WEBER / REHAU AG + CO:

VOM BORDSTEIN 
ZUM SCHREIBTISCH
ZUKUNFTSSICHER MIT RAUSPEED MIKROKABELROHREN

Langfristig führt kein Weg am FTTH-Ausbau vorbei. Keine andere Technologie ist
zukunftsfähiger und bietet derzeit so hohe ungeteilte Bandbreiten wie Glasfaser.

Deshalb gilt es jetzt schon, den nächsten Schritt zu planen, informierte Vertriebsleiter
Andreas Weber. 

Beim Netzausbau sei ein Masterplan bzw.
ein allgemeiner Breitbandplan sinnvoll. Lang-
fristig lohne sich ein einheitliches FTTX-
Netz nur mit einem Gesamtkonzept. Weber
riet dazu, sich Unterstützung von Fachleuten
nicht nur bei der Planung einzelner Straßen-
züge bzw. Ortsteile zu holen, sondern bei
Bedarf auch in der Ausführung.

80 % der Kosten sind Tiefbaukosten. So
ergibt sich laut Weber ein enormes Einspar-

potenzial durch die systematische Mitverlegung
von Leerrohren im Rahmen von Tiefbaumaß-
nahmen (Strom, Nahwärme, Wasser...). Diese
Maßnahme sei auch bei einem bestehenden
Telekom-Netz sinnvoll. Auf diese Weise
könnten spätere Aufgrabungsmaßnahmen
vermieden werden.

Der Ausbau glasfaserbasierter Hochge-
schwindigkeits-Datennetze in der globalen
Kommunikationstechnik erfordere immer

gungskanäle intelligent gebündelt werden.
Diese Kombination von Festnetz auf Kupfer-
kabel und Mobilfunk ist seit gut einem Jahr
im Markt. Das Produkt wird in Zukunft eine
Download-Höchstgeschwindigkeit von bis zu
550 Mbit/s erreichen und wird von der Tele-
kom exklusiv vermarktet. Nach Harbers Dar-
stellung ist es „gerade in ländlichen Regionen
extrem sinnvoll“.

Mit Blick auf die Zukunftsfähigkeit von
Vectoring und Super Vectoring hat die Tele-
kom den Bedarf von Privat- und Geschäfts-
kunden untersucht. Am Beispiel einer vier-
köpfigen Familie wurde die Entwicklung der
Breitbandnutzung auf zehn Jahre hochge-
rechnet. Ergebnis: „Im Wesentlichen wird die
Nutzung von Videodiensten in diesem Zeit-
raum steigen. Auch werden diese Video-
dienste höhere Qualitäten haben. Wir sind
aber sicher, dass Vectoring mit seinen techni-
schen Entwicklungsschritten diesen wachsen-
den Bedarf abdecken wird.“ 

Um Vectoring künftig auch im sogenann-
ten Nahbereich eines Hauptverteilers einset-
zen zu können, hatte die Telekom Deutsch-
land GmbH zu Beginn des Jahres bei der
Bundesnetzagentur einen Antrag auf Ände-
rung der regulatorischen Rahmenbedingun-
gen eingereicht. 

FLÄCHENDECKENDE HIGH-SPEED-
ANGEBOTE IM LÄNDLICHEN RAUM
BLEIBEN SCHWIERIG

Zum Hintergrund: Harbers zufolge entste-
hen signifikante Bandbreitenunterschiede
zwischen dem Nahbereich und den Berei-
chen außerhalb des Nahbereichs. Flächen-
deckende, einheitliche High-Speed-Angebote
durch die Telekom sowie Wettbewerber, die
das Telekom-Netz nutzen, seien damit nicht
möglich. Die Kabelunternehmen böten kei-
nen Zugang zum Netz, de facto handle es
sich hier um ein Monopol für Bandbreiten
um die 100 MBit/s in den Nahbereichen. Die
Wettbewerbsfähigkeit der TK-Branche gegen-
über Kabelunternehmen sei im Nahbereich
stark eingeschränkt.

Zehn Monate nach dem Antrag der Tele-
kom sieht der Entscheidungsentwurf nun
einen Kompromiss vor. Zum einen soll es der
Telekom möglich sein, die Nahbereiche mit
Vectoring zu erschließen und Wettbewerbern
nur noch einen virtuellen Zugang zur „letzten
Meile“ anzubieten, zum anderen bekommen
die Wettbewerber der Telekom aber die Mög-
lichkeit, das Nahbereichsnetz selbst auszu-
bauen. Die Voraussetzung dafür ist, dass sie
sich in den jeweiligen Gebieten bisher stärker
als die Telekom bei der Erschließung von
Schaltkästen mit VDSL engagiert haben.
Zudem müssen sie bis Ende Mai 2016 eine
verbindliche Aussage über den Ausbau tref-
fen. In einem Konsultationsverfahren können
sie sich noch zu dem Entwurf äußern.       ¢
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Ob winzigste Durchmesser für medizinische Anwendungen, riesige Abwasserrohre oder Breit-
bandverkabelung: Rehau ist der kompetente Hersteller. An mehr als 170 Standorten tragen
über 19.000 Mitarbeiter in mehr als 50 Ländern zu Wachstum und Erfolg des oberfränkischen
Unternehmens bei. ¢

Andreas Weber. ¢

neue Systemkomponenten zur Verlegung, zur
Verbindung und zum Betrieb. Mit größtmög-
licher Flexibilität, bedarfsgerechter Anpas-
sung, ausgereifter Verbindungstechnik und
einem umfangreichen Formteil- und Zube-
hörprogramm biete das Mikrokabelrohrsys-
tem Rauspeed beste Voraussetzungen für den
Bau nachhaltiger Breitbandnetze, so Weber.

Das Rauspeed System besteht aus verlege-
sicheren Mikrokabel-Einzelrohren und Rohr-
bündeln, direkt erdverlegbaren Steckfittings,
Einzelzugabdichtungen und einem speziel-
lem Raucut Verlegewerkzeug. Damit ist es
bestens gerüstet, um eine schnelle und kos-
teneffiziente Anbindung per Erdrakete zu
ermöglichen.

OPTIMALER SCHUTZ FÜR DIE 
FILIGRANEN GLASFASERKABEL 

Die Mikrokabelrohre aus Polyethylen (PE)
dienen zum optimalen Schutz der filigranen
Glasfaserkabel und werden meist in Form
von Rohrverbunden unter der Erde verlegt.
Zur Unterscheidung und Wiedererkennung
werden die Mikrokabelrohre mit Farbstreifen
und im Verbund mit der jeweiligen Rohrnum-
mer signiert. So kann bei der späteren Verle-
gung jedem Mikrokabelrohr eindeutig ein
Gebäude zugeordnet werden. 

Die Einzelrohre werden mit einem Man-
telverbund aus Polypropylen (PP) umhüllt,
der bis zu 25 Mikrokabelrohre aufnehmen
kann. Bei der Verlegung bis zum Endkunden
wird dieser Verbund geöffnet und ein oder
mehrere, mit Glasfasern zu belegende Mikro-
kabelrohre zum Gebäude geführt. Um eine
optimale und flexible Verlegung zu gewähr-
leisten, bieten sich je nach Gegebenheit zahl-
reiche Verlegetechniken - von der Verlegung
im offenen Graben oder Schutzrohr über
Einpflügen und Erdraketenverlegung bis hin
zur Verlegung im Spülbohrverfahren. 

Das Einblasen von Rauspeed-Einzelrohren
ist Weber zufolge bei bereits vorhandenen
PE-HD Kabelschutzrohr-Trassen mit Innen-
riefung geeignet. Bevor Mikrokabelrohre in
Kabelschutzrohre eingeblasen werden kön-
nen, ist eine Druckluftbeaufschlagung nötig,
die eine Erhöhung der Steifigkeit bewirkt.
Dadurch wird verhindert, dass sich die Mikro-
kabelrohre beim Einblasen in die Kabel-
schutzrohre übereinanderlegen und verwin-
den, wodurch die Einblaslänge herabgesetzt
werden würde. 

Ein Einziehen von Rauspeed-Einzelrohren
oder Rohrverbunden kommt besonders bei
bereits bestehenden PVC, PP, PE-HD
Kabelschutzrohr-Trassen zum Einsatz. Mit
Hilfe eines Ziehstrumpfes bzw. Ziehkopfes
können einzelne Mikrokabelrohre eingezo-
gen werden. 

Zur sicheren und dichten Einführung eines
oder mehrerer Mikrokabelrohre ins Gebäude
werden Rauspeed-Hauseinführungen einge-
setzt. Im Inneren des Gebäudes (im Regelfall
in den Kellerräumen des Teilnehmers) wird
das Hausanschlussröhrchen mit einem Ras-
terbogen am Ende der Hauseinführung zum
Glasfaser-Abschlusspunkt (Hausanschluss-
box) geführt. Für einen grabenlosen Hausan-
schluss mittels Erdrakete kommt die graben-
lose Rauspeed-Hauseinführung zum Zug.

BESONDERE ABDICHTUNG 

Zur Abdichtung zwischen Mikrokabelrohr
und Glasfaserkabel wird wiederum die Rau-
speed-Einzelzugabdichtung eingesetzt. Eine
Abdichtung erfolgt im Regelfall sowohl zu
Beginn der Trasse am Glasfaserverteilpunkt
(KVz/MFG) als auch am Ende der Trasse im
Gebäude (AP). Um das Eindringen von Was-
ser und schleichender Gase zu verhindern, ist
besonders die Abdichtung im Gebäude erfor-
derlich.

Zum nachträglichen gas- und wasserdich-
ten Verbinden von bereits mit Glasfaserkabel
belegten Mikrokabelrohren wird die teilbare
Rauspeed Einblasmuffe eingesetzt. Damit ist
das Einblasen von Glasfaserkabeln über län-
gere Strecken möglich. Weitere Einsatzge-
biete sind das nachträgliche Verbinden im
Reparaturfall oder im Gebäude eine kurz vor
dem AP mögliche Abdichtung des Kabels
gegen das Mikrokabelrohr. 

GEFAHREN IM BRANDFALL 
REDUZIEREN 

Wie Weber weiter anführte, müssen Kabel
und Rohre für die Hausinstallation speziell
ausgerüstet sein, um Gefahren im Brandfall
so weit wie möglich zu reduzieren. Hauptur-
sache für die Gefährdung von Personen seien
entstehende Rauchgase wie CO/CO2 sowie
die Absenkung der O2-Konzentration in der
Luft. Bei starker Rauchentwicklung würden
Orientierung und Flucht schwer, oftmals aber
unmöglich gemacht. 

RAUSPEED Inhouse Mikrokabelrohre
eignen sich speziell für die Verlegung im
Innenbereich und bieten im Brandfall höchste
Sicherheit. Sie sind rauchgasarm, halogenfrei
und selbstverlöschend. 

Fazit: „REHAU bietet einen flächende-
ckenden Service, sprich ein Rundum-Sorg-
los-Paket“, urteilte Weber. Dank dem engma-
schigsten Außendienstnetz am Markt sei das
Unternehmen stets vor Ort und biete Unter-
stützung in allen Projektphasen sowie kun-
denspezifische Lösungen auch bei Kleinmen-
gen. Zudem offeriere die Premiummarke für
polymerbasierte Lösungen kostenfreie Verle-
gerworkshops und biete eine qualifizierte
Baustelleneinweisung und -betreuung.      ¢
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Matthias Siegel. ¢

MATTHIAS SIEGEL / THÜGA METERINGSERVICE GMBH:

EINFLUSSFAKTOREN 
FÜR DIE WIRTSCHAFTLICHKEIT 

Als Spezialist im gesamten Prozess des Messwesens und des Energiedaten-
managements bietet Thüga MeteringService in Naila auch das Datenmanage-

ment für Telekommunikation und Breitband-Internet an. Das Ergebnis für die Kun-
den: Maßgeschneiderte, wirtschaftliche Lösungen in den Bereichen Zählerfernaus-
lesung, Energiedatenmanagement, Marktkommunikation, SmartEnergy, IT- Services
und Breitbandnetz.

Wie Projektleiter Matthias Siegel darlegte,
ist das Unternehmen seit dem Jahr 2009 als
Telekommunikationsnetzbetreiber aktiv. Die
Anschlussquote beträgt 35 %; insgesamt
kann Thüga MeteringService auf 1.700 Kun-
den verweisen. „Wenn der Einzelfall sich
wirtschaftlich darstellt, dann steht der Umset-
zung nichts im Weg“ lautet die Thüga Strate-
gie 2021.

Als Betreiber eines eigenen Breitband-
Netzgebietes „Hochfrankenwald“ hat die
Thüga Metering Service GmbH bereits mehr
als ein Dutzend Kommunen und deren Orts-
teile unter dem Markennamen komDSL mit
Breitband-Anschlüssen versorgt. Gerade
außerhalb der Großstädte, in ländlich gepräg-
ten Regionen, ist Siegel zufolge eine rasche
Datenübertragung ein elementarer Standort-
faktor, um die wirtschaftliche Entwicklung zu
sichern.

Mit dem integrierten Breitband-Konzept,
das bereits bei 16 Unternehmen umgesetzt
wurde, will das Unternehmen speziell Ge-

und Materialplanung bis hin zur Inbetrieb-
nahme und dem weiterführenden Betriebs-
Support können alle Leistungen abgedeckt
werden. Darüber hinaus wird Stadtwerken
sogar angeboten, unter Nutzung der Marke
komDSL selbst ein neues Geschäftsfeld zu
etablieren. 

GANZHEITLICHE BETREUUNG 
AUS EINER HAND 

Durch die ganzheitliche Betreuung aus
einer Hand und modulare Leistungspakete
werden im „Integrierten Breitbandmodell für
Versorger“ Kompetenzsynergien optimal ge-
nutzt. Die Anmietung der bestehenden Teil-
nehmeranschlussleitungen (FTTC) ermög-
licht in Ausbaustufe 1 die sofortige Anbin-
dung des Kunden an das Glasfasernetz. In
Ausbaustufe 2 erfolgt der direkte Anschluss
der Gebäude bzw. Haushalte an das Glasfa-
sernetz (FTTB/H). Durch die blitzschnellen
Verbindungsgeschwindigkeiten werden die
Bedürfnisse der Kunden im Hinblick auf
ständig steigende Übertragungsanforderun-
gen auch für die Zukunft erfüllt. Thüga Mete-
ringService erstellt das technische Konzept
und liefert professionellen Support für inno-
vative Netzbetreiber.

Laut dem führenden deutschen Breitband-
verband BREKO gelten folgende Erfolgskri-
terien: 1. Kleiner Dienstweg: Nicht ohne mei-
nen Bürgermeister, 2. Ganzheitlicher Ansatz:
planen + bauen + betreiben + vermarkten, 
3. Investitionsrisiken mindern: Sale first –
built later!, 4. Kernkompetenzen bündeln:
Partnerschaftliche Kooperationsmodelle, 
5. Lokal + Regional: Kostensynergien heben
= Leerrohre nutzen sowie neue Verlegetech-
nologien wie beispielsweise Microtrenching
einsetzen. ¢

meinden und Energieversorgen das Leben
erleichtern, indem es individuell zugeschnit-
tene Pakete anbietet. Von der Analyse und
Wirtschaftlichkeitsberechnung über die Netz-
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RENÉ MEYER / INEXIO KGAA:

WIE TREFFEN SIE IHRE
BREITBANDENTSCHEIDUNG NACHHALTIG? 
Telekommunikationsdienste der „nächsten Generation“ und Informationstechno-

logie für professionelle Geschäftskunden bietet die 2007 gegründete inexio
KGaA an. Der Standort in Kinding im Altmühltal ist bayernweiter Vertriebs- und
Technikstützpunkt. An fünf bundesdeutschen Standorten sind derzeit mehr als 175
Mitarbeiter beschäftigt – Tendenz steigend.

Wie René Meyer, Leiter Vertrieb Bayern,
im Zusammenwirken mit BR-Moderator Tom
Meiler informierte, hat sich das Unternehmen
auf den Breitbandausbau im ländlichen Raum
spezialisiert. Inzwischen hat inexio als Netz-
betreiber und kommunaler Partner über 600
Gemeinden an sein Backbone-Netzwerk ange-
schlossen und betreut mehr als 55.000 Privat-
und über 2.000 Gewerbekunden. Dabei setzt
man auf den nachhaltigen Ausbau durch Glas-
faserleitungen, „denn für den FTTH-Ausbau
ist es nie zu spät“. Wo nötig, werden Distan-
zen mittels Richtfunkstrecken überbrückt.

„Die Aktivitäten im Freistaat gewinnen
weiter an Schwung“, wie Meyer verdeutlichte.
Gleichzeitig realisiert inexio in Bayern völlig
neue Formen von Kooperationen im Breit-
bandausbau. So konnten in Zusammenarbeit
mit der Laber-Naab-Infrastruktur GmbH in
Beratzhausen, der sich inzwischen landkreis-
übergreifend mehr als ein Dutzend Gemein-
den angeschlossen haben, Synergien gewon-
nen, Ortsnetze erschlossen und viele Baumaß-
nahmen angestoßen werden. 

AKTUELLE BEISPIELE 

Erst kürzlich haben die Stadt Parsberg, die
heuer der Laaber-Naab Infrastruktur GmbH
beigetreten war und inexio einen Vertrag zum
Breitbandausbau unterzeichnet. Insgesamt kal-
kuliert inexio mit einer Investition von rund 
2 Millionen Euro, um die Stadt und die Stadt-
teile mit einer modernen und leistungsfähigen
Glasfaserinfrastruktur zu versorgen. Bei einer
Wirtschaftlichkeitslücke von rund 850.000
Euro erhält Parsberg aus dem Förderprogramm
des Freistaates Bayern rund 510.000 Euro. 

inexio und die Laber-Naab Infrastruktur
GmbH werden in den nächsten zwölf Mona-
ten, ausgehend von einer Glasfasertrasse ent-
lang der Bundesautobahn A3, Glasfaserkabel
bis an die derzeitigen Kabelverzweiger verle-
gen und auf den letzten Metern bis zum Kun-
den die vorhandenen Kupferkabel nutzen.
Durch diesen FTTC-Ausbau realisiert inexio
für seine Kunden Bandbreiten von bis zu 100
Mbit/s. In einigen Teilen der Stadt Parsberg
sind aktuell sogar rund 200 FTTH-Anschlüsse
– etwa in den jetzt zu erschließenden Neu-

schnellere Internet gehen in vielen Ortsteilen
zu einem Outdoor-DSLAM. Dieser wird
neben dem Verteilerkasten der Telekom aufge-
baut. Dort wird dann das schnelle Internet in
die bestehenden Kupferkabel eingespeist und
versorgt so die Haushalte mit einer DSL-Ge-
schwindigkeit von 30 Mbit/s bis zu 100 Mbit/s.
In manchen Ortsteilen werden aber auch die
Grundstücke direkt mit einer Glasfaserleitung
erschlossen. Dort sind dann Geschwindigkei-
ten von bis zu 200 Mbit/s möglich.

Die Kosten für die DSL-Erschließung be-

baugebieten – geplant. Damit erhalten die
Kunden noch größere Bandbreiten.
Ziel der Laber-Naab Infrastruktur GmbH ist
es, die regionale Wertschöpfung zu erhalten.
Eine interkommunale Zusammenarbeit zum
Bau eigener Breitbandkabelnetze zur Vollver-

laufen sich auf ca. 2,4 Mio. Euro, ca. 1 Mio.
Euro investiert inexio in den Ausbau und ca.
1,4 Mio. Euro die Stadt Dietfurt. Die Förder-
mittel des Freistaates Bayern betragen 940.000
Euro, für die Stadt verbleiben somit noch
etwas mehr als 500.000 Euro. 

In allen bislang unterversorgten Gebieten
Gredings sorgt inexio bis Ende 2016 für
schnelle und leistungsfähige Telekommunika-
tionsanschlüsse. Insgesamt investiert das Un-
ternehmen 1,7 Millionen Euro in den Ausbau,
rund die Hälfte davon als Zuschuss, um die
Wirtschaftlichkeitslücke zu schließen. Im
Rahmen des Ausbaus wird inexio auf bereits
verlegte Leerrohre der Stadt Greding zurück-
greifen. Durch diese Synergie werden Kosten
eingespart und die Baubelastung reduziert.
Insgesamt stellt sich das Investitionsprogramm
von inexio sehr ambitioniert dar: Bis 2020 will
der Telekommunikationsanbieter jährlich min-
destens 25 Millionen Euro investieren. ¢

sorgung der einzelnen Gemeinden sei daher
ein hervorragender Denkansatz, so Meyer. 

Als Pluspunkte einer Breitband-Infrastruk-
tur-Gesellschaft führte er unter anderem die
optimale Ausgestaltung der Infrastruktur durch
Berücksichtigung und Einbringen vorhandener
und künftig zu schaffender Netze der beteilig-
ten Partner an. Darüber hinaus reduziere sich
durch das Partnermodell das Investitionsrisiko
des Einzelnen. Neben der Aufgabenteilung
passives/aktives Netz sei durch den regionalen
„Touch“ der Produkte und damit einer höhe-
ren Identifizierung des Kunden eine höhere
Marktdurchdringung gewährleistet. 

Beschlossene Sache ist auch der von inexio
zu realisierende Breitbandausbau im oberpfäl-
zischen Dietfurt. Im gesamten Gebiet der
Großgemeinde werden innerhalb des nächsten
Jahres rund 47 Kilometer Glasfaserkabel ver-
legt, mit Ausnahme von Töging, das bereits
erschlossen ist. Diese Leitungen für das

Moderator Tom Meiler im Gespräch mit inexio-Vertriebsleiter René Meyer (r.). ¢
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DANIEL ÖFELE / ESRI DEUTSCHLAND GMBH:

FAST@HOME – DEN GLASFASERAUSBAU 
AUTOMATISIERT UND KOSTENOPTIMIERT PLANEN

Esri Deutschland ist führend in Geoinformationslösungen für Privatwirtschaft, 
Verwaltung und Wissenschaft. Für die Telekommunikationsbranche bietet das

Unternehmen ein innovatives, auf die speziellen Bedürfnisse fokussiertes Lösungs-
und Dienstleistungsportfolio, erläuterte Account Manager Daniel Öfele.

Wie kann dem Planer direkt die Möglich-
keit gegeben werden, selbst einfach und schnell
per Web-GIS kostenoptimierte Netzstrukturen
für verschiedene Ausbauszenarien zu berech-
nen? Die Lösung heißt Fast@Home – eine
Kooperation zwischen atesio und Esri Deutsch-
land. Die Integration eines auf ArcGIS basie-
renden Tools mit modernen mathematischen
Optimierungsmethoden kann wesentliche Bei-
träge leisten, wenn es darum geht, die künftige
Versorgung aller Bürger mit 50 Mbit/s, 100
Mbit/s oder mehr kostengünstig zu gestalten. 

Rohr- und Kabelplanung sowie die kun-
denspezifische Parametrierung (Rohr, Kabel,
Kosten) sind in der automatisierten Glasfaser-
Netzplanung mit Fast@Home inbegriffen. Zu-
dem werden Materiallisten automatisiert er-
stellt und die Grundlagen für Investitionsent-
scheidungen ermittelt. Mit der ArcGIS Platt-
form bietet Esri geointelligente Lösungen zur
Unterstützung von Prozessen innerhalb der
gesamten Breitband-Wertschöpfungskette. Im
Rahmen des Breitbandausbaus kann die Arc-
GIS Plattform genutzt werden, um die Berei-
che FTTx-Netzplanung, -bau und -betrieb,
Marketing und Vertrieb sowie Ressourcenma-

wiesenes Gebiet? Wo fragen Bürger aktiv
nach? Auch der räumliche Blick auf Gewerbe-,
Industrie- und Neubaugebiete spielt beim
Breitbandausbau eine wichtige Rolle. 

Bürger und Vertreter aus der Wirtschaft kön-
nen über eine interaktive Karte im Gemeinde-
portal schnell und einfach das Interesse für
einen Anschluss ihres Grundstücks mitteilen.
Die Gemeinde wiederum kann über die Karte
ihre Entscheidungen und den Fortschritt des
Breitbandausbaus transparent kommunizieren.
Geoanalysen sind insbesondere im Bereich der
Planung die essenzielle Grundlage für strategi-
sche Entscheidungen. Erste Schätzungen für
notwendige Ausbaukosten in großflächig an-
gelegten Regionen werden auf Basis der
Bevölkerungsstruktur und -verteilung, wirt-
schaftlicher Kennzahlen, Leistungskennzahlen
und weiterer Parameter ermittelt. Auch der
Budgetbedarf lässt sich mit GIS präzisieren. 

Auf Basis der vorhandenen Netzinfrastruk-
tur und unter Berücksichtigung der zum Ein-
satz kommenden Netztechnologie simulieren
die Systeme konkrete Ausbauszenarien und
bewerten Alternativen. Die daraus abgeleiteten
Materiallisten sind eine belastbare Grundlage
zur Kalkulation der Ausbaukosten. Esri hat
Fachlösungen, diesen komplexen und zeitauf-
wändigen Planungsprozess auf Basis eines
Regelwerks hochgradig zu automatisieren und
damit deutlich zu verkürzen. ¢

nagement und Provisionierung mit Geodaten,
räumlichen Analysen und dynamischen Kar-
tenanwendungen zu unterstützen.

ArcGIS von Esri gibt schnell Überblick:
Welchen Erschließungszustand hat ein ausge-

Daniel Öfele. ¢
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CHRISTOPH SUDHUES / ZAFACO GMBH:

INITIATIVE BREITBANDTEST.BAYERN 
KLARHEIT ÜBER DEN STATUS QUO DER TATSÄCHLICH REALISIERTEN BANDBREITE

Die zafaco GmbH versteht sich als übergreifender, unabhängiger und neutraler
Dienstleister in den Bereichen Benchmarking, Business Service Management

und Business Intelligence mit eigener messtechnischer Infrastruktur und nahezu 
34 Millionen Testverbindungen pro Jahr. Diese Unabhängigkeit und Neutralität ist
die Grundlage des Geschäftsmodels der zafaco GmbH, betonte der Geschäftsfüh-
rende Gesellschafter Christoph Sudhues.

Das Vertrauen in die Unabhängigkeit von
zafaco zeige sich unter anderem dadurch,
dass die Messungen zu den regelmäßig von
der Zeitschrift connect, Europas größtem
Magazin zur Telekommunikation, veröffent-
lichten Breitband-Netztests durch zafaco
durchgeführt werden. Weiterhin ermittelte
das Unternehmen über die Initiative Netzqua-
lität die Dienstequalität von Breitbandzugän-
gen im Auftrag der Bundesnetzagentur für
die Qualitätsstudien 2012 und 2013.

ENDKUNDENMESSSYSTEM 

Zudem habe die zafaco GmbH jüngst den
Zuschlag der Bundesnetzagentur für die Ent-
wicklung und den dreijährigen Betrieb eines
Endkundenmesssystems erhalten, um die
Leistungsfähigkeit der stationären oder mobi-
len Internetzugangsdienste zu erfassen und
zu bewerten.

Ziel von Breitbandtest.Bayern, einer

malen zu anderen Tools: So werde durch die
hierzulande entwickelte Software und die
nationalen Referenzsysteme nach höchsten
Qualitätsstandards in Deutschland getestet.
Zudem stehe der Breitbandtest.Bayern den
Bürgern kostenlos und ohne Werbung zur
Verfügung. Die detaillierte Ergebnisauswer-
tung erhalte jeweils die Kommune und die
ermittelten Messwerte und Endkundenan-
gaben würden regelmäßig in einem mehrstu-
figen Validierungsprozess überprüft (Quali-
tätssicherungsmaßnahmen). Ferner sei eine
Kontrollmessung mittels Micro PC möglich.

VALIDIERUNG 

Durch Abfragen der Modem/Router wird
eine Erweiterung des Messverfahrens ermög-
licht. Die synchronisierte Datenrate der Lei-
tung dient zu Validierungszwecken, zudem
ist eine Abfrage der Router-Schnittstellen
inklusive Verbindungsgeschwindigkeiten
gewährleistet. „Hier geht es um die Erken-
nung, ob die Messung über WLAN erfolgte
und mit welcher Datenrate der Endkunden
PC mit dem Modem/Router verbunden ist“,
erläuterte der Geschäftsführer. Hinzu kommt
die Erkennung und Berücksichtigung von
Datenverkehr in Sende- und Empfangsrich-
tung, der zusätzlich zur Messung erfolgte.

GEOREFERENZIERTE 
VISUALISIERUNG

Wie Sudhues darlegte, erhalten Kunden
(Kommunen) der Initiative Reports im PDF-
oder Excel-Format, die anschließend mit
Standard-Tools weiterbearbeitet werden kön-
nen. Über die georeferenzierte Visualisierung
(GIS) der Messergebnisse und einen Kom-
munenfortschrittsviewer sind ebenso Aus-
wertungen möglich.

PRÄSENTATION DER ERGEBNISSE
IM RATHAUS 

Das Dienstleistungsangebot erstreckt sich
von Messungen der tatsächlichen Übertra-
gungsgeschwindigkeiten im Festnetzbereich
bis hin zu Reports im PDF-oder Excel-For-
mat. Der Messzeitraum beträgt drei Monate;
die Vorstellung der Ergebnisse erfolgt im
Rathaus. Optional besteht die Möglichkeit,
Messungen der tatsächlichen Übertragungs-
geschwindigkeiten im Mobilfunkbereich
durchzuführen und eine georeferenzierte
Analyse und Darstellung pro Ortsteil, Straße
und Hausnummer vorzunehmen. Hierfür ist
eine jährliche Messung notwendig. ¢

Initiative der Breitbandberatung Bayern
GmbH sowie der zafaco GmbH ist es, mög-
lichst viele Haushalte während eines Zeit-
raums von drei Monaten pro Jahr in dem ent-
sprechenden Ausbaugebiet des bayerischen
Hochgeschwindigkeitsförderprogramms zu
motivieren, den Status quo der tatsächlich
realisierten Bandbreite zu ermitteln. 

TRANSPARENZ SCHAFFEN 

„Durch die Ergebnisse der Initiative ver-
helfen wir Kommunen, Klarheit über diesen
Ausbau zu erlangen. Nur so können die
Kommunen Transparenz schaffen und nach-
haltig sicherstellen, dass jeder Einwohner das
geförderte schnelle Internet nutzen kann“,
informierte Sudhues. Für die Kommunen
stelle Breitbandtest.Bayern ein Instrument
zur aktiven Bürgerbeteiligung dar. 

Der Breitbandtest überzeugt nach Sudhues
Worten mit klaren Differenzierungsmerk-

Christoph Sudhues. ¢
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FLORIAN ARENS / ECONTECH GMBH:

HERAUSFORDERUNG TIEFBAUKOSTEN
AUSGEWÄHLTE STELLHEBEL, DIE BEEINFLUSSBAR SIND

Als Systempartner im Bereich Netzbau importiert und vermarktet die econtech
GmbH hochwertige Investitionsgüter internationaler Hersteller in ganz Europa.

Dazu zählt die Vermarktung multifunktionaler Baumaschinen der schwedischen
Marke Huddig, für deren Service und Vertrieb econtech im deutschsprachigen
Raum verantwortlich zeichnet.

Merkmale der Breitbandleerrohrinfrastruk-
tur sind nach Darstellung von Geschäftsführer
Florian Arens eine lange Lebensdauer, geringe
Instandhaltungskosten sowie hohe Errich-
tungskosten. Laut Breko (Bundesverband
Breitbandkommunikation) betragen die Tief-
baukosten in ländlichen und unterversorgten
Regionen bis zu 80 % des gesamten Breit-
bandausbaus und sind damit der entscheidende
limitierende Faktor bei der flächendeckenden
Versorgung mit schnellem Internet.

Hier sorgt econtech für Abhilfe durch Pro-
zessoptimierung und Kostenreduktion in den
Bereichen Freileitungsbau bis Mittelspan-
nungsebene sowie Leitungstiefbau mit dem
Schwerpunkt Leerrohrinfrastruktur in länd-
lichen Gebieten. Die Basis hierfür bildet der
Huddig Geräteträger, ein voll geländegängiges
Fahrzeug, das alle Werkzeuge mitbringt, die
ihn zum schnellen wie wirtschaftlichen Ver-
legen von Leitungen aller Art sowie auch von
Leerrohren befähigen: Kabelpflug, Bagger-
einheit, Frontlader und Hubarbeitsbühne.

GEZIELT KOSTEN SENKEN 

Neben der Wahl einer wirtschaftlichen Ver-
legetechnik existieren weitere Stellhebel für
das Senken der Kosten im Breitbandausbau:
Die Mitverlegung von Leerrohren bei sowieso
anstehenden Infrastrukturmaßnahmen kann
späteren Breitbandprojekten zu hoher Wirt-
schaftlichkeit verhelfen. Außerdem leisten die
koordinierte Mitwirkung lokaler Behörden am
Planungsprozess, die optimierte Planung und
Prozessorientierung sowie das Vereinfachen
von Verlegevorschriften und Verlegestandards
einen – wenn auch geringeren – Beitrag.

Nach Arens’ Angaben liegen beim Einsatz
des Huddig die Kosten für die Verlegung von
Leerrohren bei 10 Euro pro Meter – inklusive
Vorbereitung und Wiederherstellung der Ober-
fläche. Ein günstiger Betrag im Vergleich zu
den sonst üblichen Verlegekosten, die abhän-
gig von den örtlichen Bedingungen 40 Euro
pro laufenden Meter betragen.

Ermöglicht wird diese Kostenreduktion
unter anderem durch optimierte Anbaugeräte,
die für das Vorbereiten, Pflügen und Nachbe-

kung und des Baggerarms ist es möglich, seit-
lich versetzt und in engen Radien auch parallel
zur Fahrbahn und hinter Leitplanken zu pflü-
gen bzw. zu fräsen. Auch kann mit dem Gerät
sehr präzise parallel zu bestehenden Trassen
gepflügt werden, was schmale Korridore
erlaubt.
PETER PFLUGPRINZIP 

Da die Verlegegeschwindigkeit sehr hoch
ist, werden Straßensperrungen vermieden und
können Pflugstrecken somit als wandernde
Baustelle geführt werden. Die hohe Qualität
der Verlegung (lange Einblaslängen möglich)
sowie die Einsparung von Kraftstoff und da-
mit auch die Reduktion von CO2-Emissionen
sind weitere Vorteile des Huddig Geräteträ-
gers. „Durch das PETER Pflugprinzip errei-
chen wir eine deutliche Kostenreduktion“, bi-
lanzierte Arens. PETER stehe für Prozess-
orientierte Arbeitsweise, Einsatzflexibilität,
Technik, Erfahrung und Rationelles Arbeiten.

75 bis 80 % der Baukosten können laut
Arens in den frühen Planungsphasen und 15
bis 20 % in der Ausführungsphase beeinflusst
werden. „In der Planungsphase gemachte Feh-
ler und nicht berücksichtigte Technologien
werden in der Ausführungsphase wirksam.
Eine Beeinflussung ist dann aber kaum mehr
möglich“, gab der Geschäftsführer zu beden-
ken. Damit der Pfluganteil gesteigert werden
könne, sei es sinnvoll, das Wissen der Pla-
nungsbüros über das PETER Pflugprinzip zu
erweitern, die Trassenplanung auf das PETER
Pflugprinzip auszurichten und econtech früh-
zeitig in Projekte einzubinden.

Erfolgreich eingesetzt wurde die Technolo-
gie bereits auch in Bayern, dort unter anderem
in der Gemeinde Eurasburg (Landkreis Bad
Tölz-Wolfratshausen), in Augsburg und im
Landkreis Rhön-Grabfeld. ¢

reiten der Pflugstrecke nur ein Zwei-Mann-
Team erfordern. Eingepflügt werden Breit-
bandleerohre, Kabelschutzrohre und Mittel-
spannungskabel. 

Kabelpflug im Einsatz. ¢

Florian Arens. ¢

NUR GERINGE FLURSCHÄDEN

Durch eigenständiges Mitführen der Kabel-
trommel ist ein kontinuierliches Pflügen ge-
währleistet. Zudem verursacht Pflügen im Ge-
lände mit großer Bereifung geringe Flurschä-
den. Dank des hydrostatischen Antriebs, der
guten Traktion und des starken Baggerarms
kann eine Pflugtiefe bis 1,2 Meter und eine
Frästiefe von 1,5 Meter realisiert werden.
Durch die Kombination der Pendelknicklen-
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GERHARD LEHMANN / OPTERNUS GMBH:

BEIM ERSTEN MAL RICHTIG!
MODERNE MESSTECHNIK HILFT, DIE OPERATIVEN KOSTEN 
ZU SENKEN – FTTX TESTEN, OPTIMIEREN, SICHERN

Unbestritten muss ein zukunftssicherer Breitbandausbau auf Glasfaser setzen.
Nur: FTTH ist eine Herausforderung für alle am Ausbau Beteiligten. Denn die

Implementierung von Glasfaser bis ins Haus wird weitestgehend bestimmt von den
Verlege- und Tiefbaukosten. Diese Investitionen sind selbst für größere Telekom-
munikationsanbieter eine Herausforderung, denn mit einer Amortisation dieser
Kosten ist erst in etwa 25 bis 30 Jahren zu rechnen.

So schauen nicht nur Dienstanbieter, son-
dern auch Netzbetreiber gerne in Richtung
Stadtwerke, wenn es um die Infrastruktur, 
d. h. dem eigentlichen physikalischen Glasfa-

sollte dies in einer sauberen Netzdokumen-
tation festhalten.

Die heutige Messtechnik kann maßgeblich
zur OPEX Senkung beitragen. Dabei geht es
eben nicht nur um eine „Erfassung“ der Mess-
werte, sondern deren Abweichung gegenüber
festgelegten Grenzwerten. Somit werden
Fehler direkt vor Ort mittels Rot-/Grün-An-
zeigen erkannt. Das ist die Chance, um Feh-
ler vor Ort zu beseitigen und „mehrfaches
Aus-senden zur Baustelle“ und damit erhöhte
Kosten zu vermeiden

Dies betrifft vor allem auch die „Interpre-
tation von grafischen Messergebnissen“, wie
z.B. OTDR Kurven. Wird FTTH mittels ei-
ner PON-Struktur realisiert, so sind Überprü-
fungen der einwandfreien Arbeit selbst für
erfahrene Techniker bereits eine Herausfor-
derung: Will man alle Ereignisse entlang der
Faserstrecke (Koppler, Spleiße, Gesamt-
dämpfung) richtig erfassen, so sind mehrere
Messungen mit unterschiedlichen Pulsbreiten
nötig.

DIREKTE FEHLERBESCHREIBUNGEN

Intelligente Link Mapper beruhen zwar
auch auf einem Pulsverfahren wie OTDRs,
liefern aber klar verständliche, eindeutige
Darstellungen der Strecken und bei Nicht-
einhalten von Grenzwerten direkte Fehler-
beschreibungen und Hinweise zur Abhilfe.

Eine weitere OPEX Reduzierung ist mög-
lich, wenn z. B. die Möglichkeiten moderner
Messtechnik genutzt werden, dem Auftrag-
geber Daten direkt über die Cloud zur Ver-
fügung zu stellen. Und der Nutzen für das
Subunternehmen liegt auch direkt auf der
Hand: Bezahlung bei Ablieferung.

FEHLER SIND MENSCHLICH ...

Fehler sind menschlich, und so mag es

aufzudecken und effizientere Arbeitsprozesse
zu etablieren. Doch noch heute installieren
Ungelernte und noch nicht einmal praktisch
eingewiesene Arbeitskräfte mit Glasfaser in

derselben Weise wie mit elektri-
schen Kabeln. Ein gravierender
Fehler!

Anwendungstypische Fehler zeigen
sich bei den finalen Prüfungen bzw.
Abnahmemessungen der Teilab-
schnitte – mit zum Teil verheeren-
den Resultaten. Dies liegt zum ei-
nen in der Verlegarbeit begründet,
zum anderen im Nutzen bzw. der
Benutzung von Messgeräten.

MESSEN BEDEUTET
QUALITÄTSDOKUMENTATION

Abnahmemessungen werden oft-
mals noch immer als „Pflichtübung“
und lästige Arbeit abgetan. Messen
bedeutet aber „Qualitätsdokumen-
tation“ und ist gerade heute im Hin-
blick auf das hohe „Outsourcing“

von Dienstleistungen unabdingbar. Der
Netzprovider muss sein Netz kennen und

„Die richtige Messtechnik hilft, Fehler zu vermeiden und
spart letztlich sehr viel Geld“, meint Andreas Gläser von
der Opternus GmbH. ¢

sernetz, gehen soll. Bei verständlichem Kos-
tendruck und allen Sparzwängen aber müs-
sen solche Netze im Hinblick auf die Kun-
denzufriedenheit ausgelegt werden. CAPEX
Senkungen (also Investitionssenkungen) sind
okay. CAPEX Minimierung aber im Hinblick
auf Zukunftssicherheit, Qualität und Zuver-
lässigkeit der eingesetzten Materialien ge-
fährdet Kundenzufriedenheit – und diese ist
speziell im FTTH Ausbau alles entscheidend. 
Jeder redet von CAPEX-Investitionen. Je-
doch ist das Sparpotential im OPEX (also
Betriebs- und Personalkosten) weitaus höher
(um das Acht- bis Zehnfache). Senkt man
also die Kosten für die Abnahme und den
Betrieb der Abschlüsse selbst, so wird ein
deutlich höheres Einsparpotential erzielt. 

GLASFASER FUNKTIONIERT 
ANDERS ALS ELEKTRISCHE KABEL

Bereits vor fast einem Jahrzehnt wurden
erste FTTH-Pilotprojekte gestartet, um in
dieser frühen Implementation Schwachstellen
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Der Vortrag von Gerhard Lehmann kann im
Internet heruntergeladen werden unter www.
bayerisches-breitbandforum.de ¢

vorkommen, dass in der Hektik des Alltags
einige Arbeitsschritte einfach vergessen wer-
den. Auch hier kann moderne Messtechnik
direkt unterstützen, indem der eigentliche
Workflow-Prozess vordefiniert auf dem
Messgerät zur Verfügung gestellt wird und
den Anwender Schritt für Schritt führt.

... ABER VERMEIDBAR!

Fazit: Messgeräte, die lediglich Messwerte
erfassen, gehören der Vergangenheit an.
Moderne Messmittel unterstützen die Mitar-
beiter vor Ort, vermeiden Fehler und liefern
Lösungsansätze zur Problembeseitigung. Ein
wiederholtes Anfahren der Baustelle ist zwin-
gend zu vermeiden. Deshalb gilt die Devise:
„Beim ersten Mal richtig!“ ¢

PODIUMSDISKUSSION:

DIE DIGITALE REGION –
LEBENSWERT UND ZUKUNFTSSTARK 
Inwiefern ist das schnelle Internet wichtig für die digitale Region der Zukunft? Unter
der Moderation von Christian Sachsinger (Bayerischer Rundfunk) erörterten MDirig
Dr.-Ing. Rainer Bauer/Bayerisches Staatsministerium der Finanzen, Johannes
Stepperger/Geschäftsführer LEW TelNet, Dr. Anke Knopp/Bertelsmann Stiftung,
Bernd Burkhart/IT-Leiter Kliniken an der Paar, Jörn Steinhauer/alphasystems und
Dr. Stephan Albers/BREKO – Bundesverband Breitbandkommunikation e.V. diese
Frage überwiegend aus technischer bzw. finanzpolitischer Sicht.  

Tenor der Diskussion: Das schnelle Inter-
net wird benötigt, um Menschen ein zu-
kunftsfähiges Leben in der Kommune zu
ermöglichen. Auch brauchen es Unterneh-
men für einen Verbleib im ländlichen Raum.
Und schließlich ist das schnelle Internet
zwingend erforderlich für eine optimale
medizinische Versorgung. 

Dr. Rainer Bauer, Leiter der Digitalisie-
rungsabteilung im bayerischen Finanzminis-
terium, verwies eingangs auf den Erfolg des
Bayerischen Breitband-Förderprogramms.
92 % aller Kommunen im Freistaat sind im
Verfahren, in Schwaben 84 %. 554 Kom-
munen haben bereits Mittel in Höhe von
190 Mio. Euro zugewiesen bekommen
(Stand: 5.11.2015). Wurden beim Start des
Förderprogramms gerade einmal etwa 16 %
der Haushalte im ländlichen Raum mit 50
Mbit/s versorgt, so waren es Mitte 2015
bereits 30 %. Zum Jahresende werden es
Bauer zufolge noch mehr Haushalte sein, 
da nunmehr auch die entsprechenden Tief-
baumaßnahmen durchgeführt würden. 

DER ERSTE WEG FÜHRT ZUM 
LANDESAMT FÜR DIGITALISIERUNG,
BREITBAND UND VERMESSUNG

„Jeder Bürgermeister, der seine Kommu-
ne mit schnellem Internet versorgen will,
sollte sich zunächst mit dem Landesamt für
Digitalisierung, Breitband und Vermessung
in Verbindung setzen, sich mit dem Breit-
bandberater besprechen, anschließend ein
Ingenieurbüro aufsuchen und mit diesem

gemeinsam die Gemeinde begleiten. Das ist
der richtige Weg“, betonte Bauer. 

Mit dem „Startgeld Netz“ unterstütze der
Freistaat Bayern die Kommunen bei der
verwaltungstechnischen Abwicklung des
Breitbandförderprogramms. Gefördert wer-
den die Beauftragung externer Planungs-
büros ebenso wie der eigene Personal- und
Sachaufwand der Kommune. Damit soll den
Kommunen der Einstieg in das Förderver-
fahren zum Breitbandausbau erleichtert wer-
den. Die Höhe der Pauschale beträgt je
Kommune 5.000 Euro.

GLASFASER FÜR DIE GANZE 
KOMMUNE IST UNERSCHWINGLICH

Nach Bauers Worten „hatten wir eine
gewisse Sorge, dass zu wenig FTTH direkt
verbaut wird“. Mittlerweile hätten aber zwei
Drittel der bayerischen Kommunen Glas-
faser in ihre Ausschreibung mit aufgenom-
men, wobei aber auch klar sein müsse,
„dass Glasfaser für die ganze Kommune
oder ganz Bayern unerschwinglich ist“.
Alles in allem stünden für die digitale Er-
schließung Bayerns Fördermittel in Höhe
von 1,5 Mrd. Euro zur Verfügung, so Bauer,
der die Kommunen dazu aufrief, die vorhan-
denen finanziellen Mittel auch abzurufen.

Ein eigenes Kommunikationsnetz, das
mittlerweile etwa 3.500 km Leitungslänge,
davon rund 2.500 km Glasfaserkabel, um-
fasst, betreibt LEW TelNet, ein Tochterun-

V. l.: Anke Knopp, MDirig Dr.-Ing. Rainer Bauer, Johannes Stepperger, Bernd Burkhart, 
Dr. Stephan Albers, Jörn Steinhauer und Christian Sachsinger. ¢
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ternehmen der Lechwerke AG, in Bayerisch-
Schwaben und Teilen Oberbayerns. Laut
Geschäftsführer Johannes Stepperger „be-
dienen wir uns hier der Kommunikations-
infrastruktur des Energieversorgers, die sehr
stabil funktionieren muss“. Mit einem suk-
zessive ausgebauten Glasfasernetz bediene
LEW TelNet Kommunen und Gewerbege-
biete mit Internetanschluss. „Der Vorteil an
diesem Glasfasernetz ist, dass wir in der
Region vor Ort sind und passgenaue
Lösungen für den ländlichen Raum anbieten
können“, erläuterte Stepperger.     

Da die Glasfaser – im Gegensatz zum
Kupferkabel beispielsweise – skalierbar sei,
nütze das Unternehmen nunmehr aus-
schließlich die Glasfaserinfrastruktur. „Das
bedeutet: Wenn wir heute mit Glasfaser-
technologie 50 Megabit pro Sekunde über-
tragen können, sind wir in kurzer Zeit in der
Lage, die Datenmengen zu skalieren und
dann ist auch 1 Gigabit kein Problem mehr.“

AUCH REIN PRIVATWIRTSCHAFTLICH
FINANZIERTER AUSBAU

Wie Stepperger weiter ausführte, bringt
LEW TelNet mehr als 50.000 Privathaus-
halte, Gewerbetreibende und Unternehmen
mit höchsten Bandbreiten ins Internet. Ne-
ben Projekten im Rahmen der Breitband-
förderprogramme des Freistaats Bayern
setze der Spezialist für Datenkommunika-
tion auch rein privatwirtschaftlich finanzier-
te Ausbauvorhaben um: So konnten bereits
Gewerbegebiete und Neubaugebiete mit
Glasfaseranschlüssen bis ins einzelne Ge-
bäude erschlossen werden. Damit verfüge
die Kommune über eine „hervorragende
Ausgangsbasis“. 

KOSTENTREIBER TIEFBAU

„Ein Glasfaserausbau hat viele, nicht ska-
lierbare Kosteneffekte, d. h.: Der größte
Kostentreiber beim Glasfaserausbau sind
mit maximal 80 % die Tiefbaukosten“, un-
terstrich Stephan Albers, BREKO – Bun-

desverband Breitbandkommunikation e.V.
Gerade Stadtwerke seien in der Lage, „Kos-
ten gut in den Griff zu bekommen“, weil sie
die Infrastruktur vor Ort nützen und lang-
fristige Businesspläne aufstellen können.
Stadtwerke verfügten über einen guten Kon-
takt zum Bauamt, woraus Synergien zu zie-
hen seien.   

Albers begrüßte die Tatsache, dass das
bayerische Modell für einen Glasfaseraus-
bau bis ins Haus geöffnet wird. Kommunale
Betreibermodelle sähen eine flächendecken-
de Erschließung der Gewerbebetriebe und
Haushalte mit Glasfaser regelmäßig vor.
Dies könne mit der sog. Wirtschaftlichkeits-
lückenförderung (dabei wird die Differenz
zwischen Ausbau- und Betriebskosten und
Einnahmen des Telekommunikationsunter-
nehmens über einen Betrachtungszeitraum
von sieben Jahren subventioniert) absehbar
nicht sichergestellt werden. 

NICHT OHNE MEINEN 
BÜRGERMEISTER

Ein Erfolgskriterium für eine gute Ver-
sorgung mit Breitband laute: „Nicht ohne
meinen Bürgermeister“, fuhr Albers fort.
„Das heißt: Diese Entscheidung über eine
zukunftsfähige Breitbandversorgung muss
Chefsache sein – oder werden.“ Dazu benö-
tige der Rathauschef die richtigen Partner, in
der Regel die lokalen Netzbetreiber mit
ihren guten Kenntnissen. Wichtig sei es
auch, dem Unternehmen ein gewisses Maß
an Investitionssicherheit zu geben und Über-
zeugungsarbeit beim Bürger zu leisten.

Die Bereitstellung von schnellem Internet
ist nach Auffassung von Dr. Anke Knopp,
Projektmanagerin des Programms „Lebens-
werte Kommune“ der Bertelsmann Stiftung,
eine zentrale Aufgabe der Daseinsvorsorge.
Es sei daher grundsätzlich eine kommunale
Aufgabe der politischen Entscheider, diese
Versorgung sicherzustellen und auch die
Fragen der Finanzierung in den Blick zu neh-
men sowie die rechtlichen Fragen zu klären. 

UNBEDINGT IN HIGHSPEED-
INTERNET INVESTIEREN

Knopp zufolge werden sich die Bürger-
meister „noch in zehn Jahren daran messen
lassen müssen, ob sie heute die richtige
Entscheidung getroffen haben oder nicht“.
Auch wenn hier viel Investition unter der
Erde verschwinde, sei es richtig, in High-
Speed-Internet zu investieren. Nur ein flä-
chendeckender hochbitratiger Breitbandan-
schluss sei zukunftsfähig und bereits jetzt
ein echter Standortfaktor. Digitalisierung sei
nicht nur eine Frage der Technik, sondern
auch „eine Frage der Haltung“, so Knopp.
Politik und Verwaltung sollten nicht alleine,
sondern gemeinsam mit den Bürgern eine
Verbreitung der Digitalisierung im länd-
lichen Raum anstreben.

RENAISSANCE DES 
LÄNDLICHEN RAUMS

Im Rahmen der Initiative „Smart Country –
Digitale Strategien für Regionen“ entwi-
ckelten Expertinnen und Experten, unter
ihnen Anke Knopp, gemeinsam konstruktive
Vorschläge, wie eine „Renaissance“ des
ländlichen Raums ermöglicht werden kann.
Unter der Prämisse, überall Internet mit
hoher Brandbreite zu haben, erarbeitete die
Gruppe Empfehlungen und Best Practice
Beispiele, die illustrieren, wie Internetba-
sierte Innovationen dazu beitragen können,
die Landflucht zu bremsen, dem demogra-
phischen Wandel entgegen zu wirken, neue

Eine ausgezeichnete Tagungsatmosphäre fanden die Kongressteilnehmer in der Stadthalle Neusäß vor. ¢
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großen Datenmengen intelligente Informa-
tionen zu machen. Ein schnelles Internet sei
in jeder Ecke Deutschlands absolute Voraus-
setzung, um als Industrienation weltweit
wettbewerbsfähig zu bleiben.   

INTERNET FÜR DIE TELEMEDIZIN

Telemedizin ermöglicht es, unter Einsatz
audiovisueller Kommunikationstechnolo-
gien trotz räumlicher Trennung z. B. Dia-
gnostik, Konsultation und medizinische
Notfalldienste anzubieten. Dass Telemedizin
vor allem für den ländlichen Raum ein
wichtiger Bestandteil der medizinischen
Versorgung ist, zeigte Bernd Burkhart,
Sachgebietsleiter beim Landratsamt
Aichach-Friedberg und IT-Leiter Kliniken
an der Paar, auf.

Nach seinen Angaben ist im Kranken-
haus Aichach ein großes Rechenzentrum
angesiedelt. Die Klinik in Friedberg wiede-
rum greift auf dieses Rechenzentrum zu.
Daten flitzen in großen Mengen zwischen
beiden Häusern hin und her. Gleichzeitig
werden diese Daten auch ans Augsburger
Zentralklinikum geschickt. „Das heißt: Alles
muss extrem schnell passieren“, so
Burkhart. 

Um sicherzustellen, dass alle Patienten
jederzeit optimal versorgt sind, haben die
Datenspezialisten von LEW TelNet vor eini-
gen Jahren eine Richtfunkverbindung zwi-
schen den Kliniken in Aichach und Fried-
berg mit einer Übertragungskapazität von
400 Megabit pro Sekunde aufgebaut. Hier
sei man jedoch schnell an seine Grenzen
gestoßen, bemerkte Burkhart: „Wir haben
zu viele und zu große Datenpakete, die wir
hin- und herschieben. Wir verfügen nicht
einmal über Voice over IP. Für eine vernünf-
tige Kommunikation der Krankenhäuser
wäre 1 Gigabit erforderlich.“

Da Landkrankenhäuser nicht alle medizi-
nischen Experten vor Ort haben, gingen die
Kliniken in Aichach und Friedberg „eine sehr
gute Kooperation mit dem Zentralklinikum
Augsburg“ ein. Wird beispielsweise ein
Schlaganfallpatient eingeliefert, nimmt man
über einen kleinen Roboter die Verbindung
zum entsprechenden Ober- oder Chefarzt des
Zentralklinikums auf, der wiederum direkt
mit dem Patienten kommunizieren kann. 

STADT UND LAND VERNETZEN

„Anwendungen gibt es viele – und hier
ist es eklatant wichtig, dass auch die länd-
lichen Bereiche mit den städtischen Berei-
chen vernetzt werden“, urteilte Burkhart.
Wir reden hier nicht über Standortvorteile,
sondern über Gesundheit und letztlich über
Menschenleben. Deshalb arbeiten wir mit
Nachdruck an weiterführenden digitalen
Lösungen.“ ¢

Formen der Wertschöpfung zu initiieren und
die Lebensqualität im außerurbanen Raum
zu steigern.

BESSERE PFLEGE 
MIT DIGITALEN HILFSMITTELN

Ein wichtiger Baustein aus der Sicht der
Demographie ist hier etwa die Pflege, die
künftig durch digitale Hilfsmittel ermöglicht
wird. Knopp berichtete von Roboter „Flobi“
und von „Kogni Home“, einem mitdenken-
den Zuhause, das durch künstliche Intelli-
genz so ausgestattet ist, dass es kranken
älteren Menschen ein längeres Verbleiben
im eigenen Zuhause ermöglicht.

Vor hundert Jahren hätten sich viele Stadt-
väter auch dafür entschieden, sich ans elek-
trische Licht anschließen zu lassen, erklärte
die Projektmanagerin. Die Möglichkeiten
für Strom hätten sich erst mit der Zeit erge-
ben. Gleiches gelte heute für das Netz: Je
besser die Ausstattung, desto mehr Möglich-
keiten könne man für sich nutzen – auch im
SmartCountry, der an diese digitale Ader
angeschlossen ist. Die Grundlage dafür werde
jetzt geschaffen. 

WETTBEWERBSNACHTEILE DURCH
ZU LANGSAMEN INTERNET-AUSBAU

Ein moderner Dienstleister und Spezialist
im IT-Bereich, der modernste Entwicklungs-
techniken wie Cloud Computing einsetzt, ist
das Augsburger Unternehmen alphasystems.
Für Geschäftsführer Jörn Steinhauer stellt
der langsame Internetausbau für deutsche
Unternehmen generell einen Wettbewerbs-
nachteil dar. Kunden von alphasystems im
Online-Shop-Bereich, häufig in ländlichen
Gebieten angesiedelt, könnten hiervon ein
Lied singen. Beispielsweise habe ein Anbie-
ter von Naturkosmetikprodukten mit meh-
reren Produktionsstandorten in Deutschland
massive Probleme, seine Daten unter diesen
verschiedenen Standorten auszutauschen.
Die vorhandene 6 Mbit-Leitung sei schlicht
nicht ausreichend.

Tatsache sei: „Der Datenverkehr nimmt
in den Unternehmen zu“, so Steinhauer.
Gleichwohl stehe Deutschland, was die
Internetgeschwindigkeit angeht, weltweit
auf Platz 24, wobei Bayern und Baden-
Württemberg etwas besser abschneiden. Auf
Position 1 rangiere Südkorea, wie gerade
die asiatischen Länder hier sehr stark posi-
tioniert seien. 

INTELLIGENTE INFORMATIONEN 
AUS GROßEN DATENMENGEN

„Deutschland ist ein Produktionsstandort
und es wird seinen Vorteil verlieren, wenn
nicht stärker an das Thema Digitalisierung
herangegangen wird“, unterstrich Steinhauer.
Der Vorteil werde letztlich darin liegen, aus
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